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Wendland 

Neues aus dem 
Wendland 

Kaum hatte der niedersächsische Wirtschaftsminister Fischer (SPD) Ende September 
90 den Hauptbetriebsplan des Endlagers genehmigt, kam frischer Wind in die Ausein· 
andersetzungen um Gorleben. Sein fataler Freibrief zum weiteren Abteufen im Salzstock 
sorgte allseits für politischen Wirbel. Wohl um den Flurschaden zu begrenzen und die 
Koalitionspartner von den Grünen zu besänftigen. erklärte Ministerpräsident Sehröder 
die Endlagerfrage zur Chefsache und bekundete landauf ,landab seinen .. festen Willen·· 
zum Ausstieg aus dem Projekt. · 
Die Antwort der Bundesregierung kam umgehend. ReaktorministerTöpfer nahm den 
Faden auf, indem er den mittlerweile wieder verhängten Baustop mit der Androhung 
eines Rechtsstreites zwischen Bonn und Hannover zu torpedieren versuchte. 
Darüberhinaus zögerte der Bund nicht, die Gorleben-Gelder, eine Form der Subvention 
besonders belasteter Regionen in Höhe von 30 Millionen DM, einzufrieren, weil die 
Planungs· und Erkundungsarbeiten am Salzstock nicht vorankommen. Der Wink mit 
dem Brennstab war deutlich und wurde auch prompt in der Öffentlichkeit als plumpe Er· 
pressung gebrandmarkt. H. Kempmann aus der Landtagsfraktion der Grünen erkannte 
in dem Stornieren der Gelder gleichzeitig ein indirektes Eingeständnis der Nichteignung 
des Salzstockes Gorleben als Endlager. 
Die niedersächsische Koalitionsregierung fand starke Worte gegenüber den Attacken 
aus Bonn, doch auf Seiten der Anti-AKW-Bewegung ist derGlauben an ihren nachdrück· 
Iichen Ausstiegswillen schwach. Nach 100 Tagen rosa-grüner Regierungspolitik kann 
niemand aus dem Wendland-Widerstand überzeugende Indizien einer konsequenten 
Anti·Atompolitik in Hannover feststellen. Daran ändern auch die Beteuerungen von 
Griefahn, Kempmann und Co nicht viel, die Trägheit des Verwaltungsapparates lasse 
sich nur schwer überwinden. Auf zuvielen Ebenen (außer auf der verbalen) tue sich 
zuwenig,lautetdas Fazitvieler AKW-Gegnerlnnen.lnsofern verlassen sie sich weiterhin 
auf ihre, wenn auch begrenzte, Kraft und organisieren Blockaden, Demos und andere 
Protestaktlonen. 
Am 15. Oktober bspw. blockierten knapp 100 Aktivistinnen unter dem Motto "Letzte 
Schicht am Schacht" die Tore des Endlagers, sodaß die Bauarbeiter bei Schichtwech· 
sei nicht umhin kamen, sich mit ungewohnten Wegen auf das Gelände vertraut zu ma· 
chen. Von der Höhe der "Sicherheits"anlagen aus mochten sie beim Überqueren 
derselben ganz neue Einsichten in die geringe Akzeptanz ihrer Tätigkeit im Wendland 
haben. Ihr Klagen auf einer emotionsgeladenen Informationsveranstaltung mit Schrö· 
der und Griefahn am Abend desselben Tages war jedenfalls nicht zu überhören. 
Genaueres über die Dinge des Lebens im Wendland auf den folgenden Seiten. 

Schlechte Aussichten 
für den Faßmüll 

Am25.S.ptemberchMaJahrHwarMch 
Auffaaaung einiger AKW-Gegnertnnen 
mit einem Novum Im Wendland zu rech· 
nen. Eratmala aollte ein Teil der mittler· 
walle etwa 7000 Fl ... r mit achwach· 
und mlttelakUvem AtommOll aua dem 
ZWiachenlagerGortebenabtraMportlert 
werden. S..tlmmungeort der Behllter 
aollte die G•ellachatt fOr Nukl .. rMrVI· 
ce (GNS) ln Dulaburg·Wanhelm .. ln. Da& 
auadiHenTranaportenachlle&llchdoch 
nlchtawurde, l.ag .. nlger am Wideretend 
blockadebereiter Anti·AKW·Aktlvletln· 
nen, eondern ergabelchdurch die Inter· 

venUon aua•lnerganzanderen Richtung. 
o.. Staatliche Gewerbeaufalchtaamt 
Duleburg unter .. gte die Einlagerung von 
27 Gebinden aua Gorleben bel der GNS 
und beacherte damit der Atomwlrtachatt 
eine bHChlllcfle DenkpaUM. 

Die Partie der in Dulaburg angekOndlgten 
FAsserist Bestandtelleines Kontingents von 
1290 Fissem in Gorleben, die nachofflzlel· 
ler Sprachregelung noch nicht bzw. unzurel· 
chend konditioniert sind, um belzelten Im 
geplanten Endlager Schacht Konrad elnge· 
lagert zu werden. Hinter diesem lapidar er-
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scheinenden Sachverhalt verbirgt sich al· 
lerdlngs ein betrlchtllches Problem der 
AtommOII"entsorgung•. 
Bekannt geworden Ist einT eil dieser Flaser 
als Bllhflaaer, denn sie stehen aus bislang 
ungekllrten GrOnden unter einem starken 

Foto: Klpt'n NuB 
Am 15. Olctobtlr 90 wird dieletzte Schicht 
zwar herausgelassen, ..... . 

Inneren Druck. ZweiweitereFlaser ausdem 
Hahn-Meltner-lnstitut (HMI) in Berlin wel· 
sensogar Risse in den Behllterwandungen 
auf. 
Von weltaus größerer Bedeutung sind zur 
Zeltaber dieetwa 600der 1280 Flaser, die 
aus dem AKW Stade stammen. Von diesen 
sind 302 Gebinde (nach derzeitigem Er· 
kenntnlsstand) Im belglschenAtomzentrum 
Mol konditioniert, dann wieder nach Stade 
geliefert und schlieSiich in Gorleben einge­
lagert worden. Ihre Brisanzerhaltendie Fis· 
ser dadurch, daS sie Im Rahmen der unter 
dem Begrlff"Transnuklearskandal"bekannt 
gewordenen UnregelmASigkelten falsch 
deklariert wurden. Sie enthalten eine unbe· 
kannte Menge verschiedener Kernbrenn­
stoffe, vermutlich aus den Brennallben un­
terschiedlicher Atomkraftwerke. Das be· 
deutet, daS sich möglicherweise in allen 
dieser Mol-Flaser hochradioaktive Alpha­
Strahler wie z. B. Plutonium befinden. 
Dasleidige Problem der Atommafia besteht 
nun darin, daS nicht mehr eindeutig doku· 
mentiertwerden kann, welche deretwa 600 
Flaser aus Stade ln Mol konditioniert wor· 
den sind. DieseTatsache nahm die Staats· 
anwaltschaft LOneburg seinerzeit zum /vl· 
laS, alle Flaser aus Stade zu beschlagnah· 
men, ohne daS allerdings jemals etwas von 
einer Ermittlungsgruppe zur Kllrung des 
Sachverhalt.s bekannt geworden wlre. 
Ohne Ermittlungserfolg wurde die Beschlag· 



nahme am 3 . September dieses Jahres bis 
auf weiteres ausgesetzt. 
Sollen die 1290 AtommOllflaser nunmehr 
zur Nachkonditionierung nach Oulsburg 
geschafft werden, kommt die Brennelemen­
te•Lager-Gesellschaft (BLG) in Gorleben 

nicht umhin, aus dem gesamten Kontingent 
der Stade Flaser die 302 Mol-Flaser her· 
auszusuchen, da die GNS keine Genehmi­
gung zum Umgang mit Kernbrennstoffen 
hat. Stattdessen mOasendlese Behälter laut 
Anordnungdes Nleders4chslschen Umwelt­
ministeriums ln den Kernforschungsanla­
gen' JOiich oder Karlsruhe analysiert wer­
den. 
Oie BLG versuchtunter Beteiligung des TÜV 
Hannover, die Flaser aus Mol durch das 
sogenanrtte Gamma-Scannlng zu Identifi­
zieren. Durch diese zerstörungsfreie Unter­
suchungsmethodesoll der Gehalt der "Leit· 
nukleide" Kobalt 60 und Clslum 137 eines 
Gebindes bestimmtwerden, um darOber auf 
das Vorhandensein von Kernbrennstoffen 
zu schließen. Die Berechnung des Verhält­
nisses von Clsium zu Alpha.strahlern (wie 
Plutonium) wird durch die Verwendung des 
KORIGEN-Codes,elnesspezlellenAuswer­
tungsprogramms, versucht. Doch dieses 
Vorgehen Ist nach Aussagen des Physikers 
Chr. KOppers vom Öko-Institut Darmstadt 
Im vorliegenden Fall vollkommen untaug­
lich. 
"Das genannte Verfahrenist lnkelner Welse 
geeignet, den Inhalt der F'sser mit ln Mol 
behandelten Ab"Uen zu bestimmen. Der 
KORIGEN-Cotlfl Ist auch nicht fOr solche 
Zwecke entwickelt worden . ... So besteht 
kein systematischer Zusammenhang zwi­
schen der Frelsetzung von C'slum und Al· 
phastrahlern aus Brennelementen und 
somit kein generellerrechenbares VerhAlt· 
nlsln radloaktiwm Abf"len aus dem Kraft-

werklbetrieb. Betriebserfahrungen aus 
Reaktoren lassen sich nicht auf andere 
Reaktoren und Insbesondere nicht auf 
andere Anlagentypen wie Brennelementfa­
briken und Wiederaufarbeitungsanlagen 
Obertragen. ... Es Ist daher nicht m6gllch, 
die Plutoniummengen anhand von Clsium­
messungen zu scMtzen, wenn die Herkunft 
der AbfiUe nicht bekannt Ist. Das Problem 
der in Mol behandelten AbfiUelst aber gera­
de, daS sie mit den angelieferten Ab" IIen 
belder ROckgabe in vielen F'U•n nicht mehr 
Identisch waren•. 
Diese klare Absage an die entsprechenden 
PlAneder Setreibermachte sich das Gewer­
beaufsichtsamt ln Oulsburg zu eigen, Indem 
es die Argumentation des Öko-Instituts 
Obernahm. Da nicht hinreichend gewAhrlei­
stet war, deS die angekOndlgte Charge kein 
Faß aus Mol beinhaltete, verbot es am 2<4. 
September90 die Einlagerung von F Issern 
aus Gorleben solange, wiedie besagten 302 
Flaser nicht durch ein geeignetes Nach­
welsverfahren verlAßlieh Identifiziert wor­
den sind. 
Mit diesem faktischen Auslagerungsstop 
steht die Atomindustrie vor der Alternative, 
entweder ein Maßverfahren zu finden, das 
im Zwischenlager Gorleben praktikabel Ist 
(damit Ist vorerst wohl nicht zu rechnen), 
oder alle 600 Flsser aus Stade prophylak­
tisch ln die KFA JOiich oder Karlsruhe zu 
transportieren. Das allerdings wlre die 
unwirtschaftlichste allet Möglichkeiten, 
denn JOiich bspw. berechnet die Kosten fOr 
die Untersuchung eines einzelnen Fasses 
mit 150000.-0M. 
Oie unerwartete Entscheidung aus Oulsburg 
bestltigt einmal mehr auch die Kritik der BI 
LOchow-Dannenberg am TÜV Hannover. 
Seine AktlvitAten gaben in der Vergangen­
heit bereits mehrfach Anlaß zu den VorwOr­
ten der Inkompetenz bzw. der Befangenheit. 
Wie anders soll mensch in diesem Fall seine 
Beteiligung bewerten, wenn die Anwendung 
des Gamma-Scannlngs und des KORIGEN­
Codes unter seiner FederfOhrung erfolgt, 

.... aber die folgende braucht Polizeischutz 
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aber schon nach kurzer Zelt als unzulässig 
entlarvt wird?! - Wenn derartige Material­
prOfungen notwendig werden, dann nur 
unter Beteiligung unabhängiger Wissen­
schaftlerlnnen. 
Oie aktuelle Auseinandersetzung um die 
Fässerwirft aber auchein fragwOrdiges Licht 
auf die Rolle des Niedersächsischen Um­
weltministeriums undseinesgrOnenStaats­
sekret.Ars P. Bulle. Zwar verordnete er allen 
302 Fässern aus Mol die Sonderbehand­
lung in Karlsruhe bzw. JOiich, doch welche 
konkreten Flsser in die KFAs mOssen und 
welche nach Duisburg zurGNS hAtten trans­
portiert werden dOrfen, war letzthin von den 
dubiosen Bestimmungsverfahren der Be­
treiber abhängig. Die grunds4tzliche Ausla­
gerungsgenehmigung entbehrte Insofern 
einerwesentlichen Grundlage, durchdie sie 
Oberhaupt erst verantwortbar gewesen 
wäre. Die Tatsache, daß die Bis im Wend­
land und ln Duisburg bereits frOhzeitig auf 
dieses Problem hingewiesen hatten, läßt 
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Wendland 

erneut Zweifel an der GlaubwOrdlgkeit des 
Umweltministeriums aufkommen. Oie Skep­
sis wird dadurch verstlrkt, daß die Trans­
portgenehmigungen bis auf den heutigen 
Tag grundsAtzlieh gOitlg sind. 
Vorerst bleiben die AtommOlllAsser also in 
Gorleben. FOr die BI Oulsburg, auf deren 
Initiative die Intervention des Gewerbeauf­
sichtsamtes Outsburg letztlich zurOckgeht, 
Ist dies ein Erfolg. Das gleiche gilt fOr dieje­
nigen aus dem Wendland-Widerstand, die 
aus gesamtbewegungspolitischen GrOnden 
die Auslagerung der Flsser ver-/behindern 
wollten. Gleichzellig Ist dieser Erfolg aber 
auch verbunden mitder Enttäuschung vieler 
Wendländerinnen darOber, den unbekann­
ten AtommOll weiterhin vor der TOr zu ha· 
ben. 
Das Dilemma der Atommafla, keine Lösung 
fOr den Verbleib der radioaktiven Abfälle zu 
haben, wird damit in gewissem Sinne zum 
Dilemma der Anti-AKW-Bewegung: Der 
Erfolg der einen Standort-BI geht zu Lasten 
einer anderen. Es Ist daher unumgänglich, 
ein Konzept zu entwickeln, dasauchdiesem 
Problem Rechnung trägt. Wie aber können 
die entsprechenden Forderungen ausse­
hen, die a) das Interesse aller Bis reprlsen­
tieren und b) die Atommafia in Zugzwang 
bringen, weil sie c) deren Verantwortlichkelt 
fOr den AtommOllnotstand ln der Öffentlich­
keit Oberzeugend benennt? 
Eine Forderung lautet, mansch solle alle 
Flsser aus Stade, also alle Flsser, die 
Kernbrennstoffe belnhalten könnten, ln die 
Kernforschungsanlagen bringen. Dieser 
zunlchst sinnvoll erscheinende Vorschlag 
Obersieht, daß eine Untersuchung ln den 
KFAs nicht zerstörungsfrei erfolgt und da­
hermitder unvermeidlichen Freisatzungvon 
Radioaktivitlt verbunden Ist. OarOberhl· 
naus stellt sich die Frage , was mit den ana­
lysierten Gebinden daraufhin geschieht. 
Der von uns kritisierte atomare Normalbe­
trieb wOrde erneut ln Gang gesetzt: Fraktio­
nierung, Konditionierung und diverse Trans­
porte. Das kann nicht unser Interesse sein I 
Ea fOhrt kein Weg an der alten, Immer noch 
aktuellen Forderung vorbei, den gesamten 
umstrittenen AtommOll zurOckzutranspor­
tieren ln das Ausgangs-
AKW, also nach Stade. Steher hAtte die 
E.rfOIIung dieser Forderung elementare 
Konsequenzen fOr das Kraftwerk, denn der 
•ordnungsgemlße• Welterbetrieb wlre 
dadurch wohl auageachloaaen. Das macht 
zwar deutlich, mit welchen Widerstinden 
mansch bei der Umsetzung einer solchen 
Forderung zu rechnen hat, tut Ihrer Rlchtig­
keltaberkelnenAbbruch.OfeTatsache,da8 
das AKW damit faktlach zum vorfluflgen 
Zwischenlager avanciert, sollte vor dem 
Hintergrund seiner Stiltagung verschmerz­
barseln. 
Wie a.ber Ist ein Prozeaaln Gang zu bringen, 
an dessen Ende die Auslagerung der Atom­
mOllflaser Im obigen Sinne unumglngllch 
wird? - Oie Entwicklung entsprechender 
Schritte kOnnte die aktuelle Situation fOr uns 
durchaus positiv beeinflussen·. VIelleicht 
sollte bspw. das Gewerbeaufsichtsamt ln 
LOneburg darauf hingewiesen werden, daß 
tOrdas Faßlager ln Gorteben dasgleiche gilt 
wie fOr die GNS ln Oulaburg: Belde verlOgen 
Ober keinerlei Genehmigung zum Umgang 
mit Kernbrennstoffen. 
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Ausstieg 
aus dem Endlager ? 
Am 10. NolltHnHr Iet ee/n GorleHn er· 
neut zu Prote•t•n gekommen. Die unlß•· 
IMr• AtommDIIproble~JMtlk ruft nun •uch 
die deutuheiPPNW..S.ktlon mit •uf IHn 
Pl•n. Gemetn••m mit IHr BI LDt:hoW· 
D•nnenHrg heben die noH/prelegekDr· 
ten Arzte und ArtztlnMn fDr IHn eofortl­
gen Auulleg •ue IHr AtomeMffJI• de­
mon•trlert. Gemelnam•• llolto HRot• 
K•rte fDr die Atommefl•l" 

Nach 100 Tagen rot-grOner Koalition in 
Hannover, so der Vorwurf der BOrgerinitia­
tive Umweltschutz LOchow-Oannenberg am 
letzten Septemberwochenende aufeiner ln­
foveranstaltung Im Rahmen der aamatlgll­
chen Waldspazierglnge, habe alch ln Nle­
dersachsen in Sachen Ausstieg aus der 
Atomenergie nichts ereignet. Was niemand 
ahnte: tags zuvor -am 28. September· hatte 
Pater Fischer, der sozialdemokratlache 
Wirtschahsminister, einen Hauptbetrleba­
plan zum weiteren Abteufen der Endtager­
schichte in den Salzstock hinein zugelas­
sen. Bis ln die Tiefe von 345 m sollten För-

Foto: Klpt'n NuB 

sellschah zum Bau und Betrieb von Endla­
gern) begOnstigende Entscheidung Fi­
scherablleben nebulOs. Stehtder Innenaus­
bau ersteinmal bis 345 m, so kOnnten die 
Schichte Ober Jahre hinweg offen gehalten 
werden. Getreu dem Motto: Reglerungen 
kommen und gehen, aber die Option auf 
Gorleben bleibt bestehen. 
Oie OBE unddas TOpfersehe Bundesamt fOr 
Strahlenschutz (BfS) konnten sich die 
Hineie reiben. Helle Aufregung Im Kabinett 
Schröder, als die Tragweite des Faux-Pas 
Pater Fischers endlich dlmmerte und die BI 
energisch protestierte. 5 Anwohner aus 
LOchow-Oannenberg legten beim Bergamt 
Celle Widerspruch gegen die Fischer-Ent­
scheidung ein und bewirkten einen fakti ­
schen Baustopp. GIOck Im UngiOck des 
Pechvogels, der hatte keinen Sofortvollzug 
angeordnet. Damit verschob sich der Kon­
flikt auf die Achse Hannover • Bonn. Bun­
desumweltminister Töpfer klagt per BfS auf 
Sofortvollzug, Gerhard SehrOder engagiert 
sich vor Ort Im Wendland und macht si~ 
stark fOr den "Ausstieg aus dem geplanten 

OrglfHIIIerwelse wurde die WanM durch diJ• Tor gefahren, nachchlm fast alle Arbeiter 
darOber hlnW.ggeklettert waren. 

der- und Bewet1erungasc~cht von derzeit 
270m bzw. 170 m Tiefe weiter abgeteuft 
werden, dermaßen standaleher sollte das 
Projekt dann einem geordneten Ende • ao 
das erkllrte Ziel der Koalitionire - entge­
gensehen. Oie HlntergrOnde fOr diese, die 
Setreibergesellschaft OBE (Deutsche Ge-

End Iager•, BI-Aktivisten blockieren die 
Endlagertore - die politische Arithmetik 
scheint wieder stimmig. Ein jahrelanger 
juristischer Konflikt Ist vorprogrammiert, 
das Ende völlig offen. Bisher sind rund 750 
Millionen DM Im sogenannten Erkundungs· 
bargwerk verbaut worden.'Bia zur Jahrtau· 



sendwendewird tOrdie unterUlgige Erschlie­
ßung, den Strecken- und Stollenauftrieb in 
900 bis 1000 m Tiefe Ober 3 Milliarden DM 
veranschlagt. 
Dieauaatlegswllllgen Niedersachsen haben 
einige TrOmpfe ln der Hand. Um einer Of­
fentllchkeltabetelllgung aus dem Wege zu 
gehen, wurde das Endlager bisher nicht 
nach Atom-, sondern nach Bergrecht ge­
baut. Ein Bumerang. Offensichtlich hat nie­
mand ernsthaft an einen Reglerungawech­
selin Hannover gedacht. Denn KlausT Opfer 
kann nun die niederdchslschen Landesbe­
hOrden nicht anweisen wie etwa beim Streit 
um den Schnellen BrOter ln Kalkar. Das BfS 
muß die Zulassung der BetriebsplAne vor 
den Verwaltungsgerichten erstreiten. 
Oberwuchert von strittigen Rechtsfragen 
geht eslm Kem um das Fiasko der nuklea­
ren Entsorgung. ln Gorleben sollte wlr­
m .. ntwlckelnder, hochaktiver MOll im Salz­
geateln eingelagert werden. Schon 1984, 
nach einer AnhOrung vor dem Innenaus­
achuB des Bundestages, war klar, es gibt 
erhebliche Sicherheitsbedenken gegen 
Salz als Wirtagestein allgemein und wegen 
der katastrophalen Tiefbohrergebnisse 
gegen den Standort Gorteben speziell. Al­
len Mahnungen zum Trotz hieß es in Bonn 
stereotyp, an der EignungshOffigkeit des 
Gortebener Salzstockes gebe es keinerlei 
Zweifel. Hinter vorgehalt.ener Hand hieB es 
allerdings, man kOnne doch nicht den glei­
chen politischen Argerwie Im Wendlandund 
in Wackeradort noch an anderen Standorten 
provozieren wollen. Hier Im ehemaligen 
Zonenrandgebiet sollen zwei atomare Zwi­
schenlager, die Pilot-Konditionierungsanla­
ge und das End.lager konzentriert werden. 
Drei Viertel derbetroffenen Menschen Im 50 
km Radius wußte von alledem nichts oder 
nurwenig und konnte sich nicht einmischen: 
sie lebten auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR. 
Derart geopolltlsche Erwlgungen werden 
auch bei dem Ostlichen Pendant, dem Atom­
mOllager in Morsleben, eine Rolle gespielt 
haben, das Im einstigen Sperrgebiet in der 
NAhe von Helmstadt betrieben wird. Der 
Welterbetrieb Ist per Novelle des Atomge­
setzeablszum30.Junl2000geslchert. Auch 
hier handelt es sich um Salz als Wirtsge­
ateln. Seit 1978 werden schwach- und mit­
telaktive AbfAlle aus dem Kernkraftkombi­
nat Bruno Leuschner in Greifswald eingela­
gert. Oie Mlngelllste, die das Darmstldter 
Oko-lnstltut vor kurzem aktualisierte, ist 
lang: Gefahr des Wassereinbruchs, Absen­
kungen durch den Abbruch unterirdischer 
HohlrAume, unzureichende Sicherheitsbar­
rleren. Oie besondere Spezialitlt: FIOssi­
gabfllle (Verdamp.erkonzentrat) werden 
auf Braunkohleasche gesprOht, aber nicht 
vollstlndig abgebunden, aondem versik­
kert. Oie Deponie soll aus dem Kombinat 
Bruno Leuschner herausgenommen wer­
.den, die DBE wird das Endlager Obemeh­
men.ObundwiedieOBEdieOeponiekOnftig 
nutzen wird, hinge von einer Sicherheitsa­
nalyse ab, die zur Z4titln Auftrag sal und vom 
BIS und der atomfreundlichen Gesellschaft 
fOr Reaktorsicherheit angefertigt wird, ließ 
die DBE verlauten. Schneller als vermutet, 
erOffnetslchdleAtomlobbyelnneuesSchlu­
pfloch. Morsleben wlre ein willkommener 
Ersatz fOr das ebenfalls politisch heftig 

sei'Ult:ll'lt Konrad 
bei Salzgitter, wo Erglnzung zu Gorle­
benrund90%allerradloaktivenAbflllever­
steckt werden sollten. 
Schon am 2. Oktober hatten AtommOIIgeg­
nerlnnen aus dem Wendland und Salzgitter 
gemeinsam in satirischer Form am Vor­
abend der Vereinigung von Ost- und West­
atommOll mltelnei'((Polterabend in Morsle­
ben protestiert. Man werde sich auch in 
Zukunft nicht auf RichtersprOehe oder den 
Schaukampf zwischen Töpfer und Sehröder 
verlassen, sondern kräftig mitmischen, so 
der Grundtenor der BOrgeririltlativen. Die 

Wendland 

IPPNW hlltln einer 9-Punkte-Erkll rung zur 
Gortaben-Demo abschließend fest, worum 
es Im Kem geht: • Die psychische und k6r­
perllche Gesundheit der jetzt lebenden und 
zukOnftlger Generationen Ist durch eine 
Fortsetzung der Atomenergienutzung dau­
erhah geflhrdet, eine sichere Endlagerung 
Ist in absehbarer Zelt nicht gegeben. Aus 
lrztlicher Sicht ist deswegen eine. weitere 
Kernenergienutzung nicht verantwortbar. • 
Das finden wir natOrlich auch II 

Wolfgang Ehmke 

Blockaden 
am 6. jeden Monats 

Seit dem Ende "er Montagsblockaden in 
Gorleben, die Ober 3 Monate hinweg statt­
gefunden haben, wardie Frage:wle geht es 
weiter? 
Wlrwu8ten, es gibtein Potentialvon Leuten, 
die durch die Regelmlßlgkelt der Blocka­
den angesprochen wurde, und die wir nicht 
einfach hingen lassen wollten. Außerdem 
hat sich die Situation ln Gorleben leider nicht 
dahingehend entwickelt, daß wir sagen 
kOnnten, wirbrAuchten eigentlichnicht mehr 
zu blockieren. Gerade ln den ersten Okto­
berwochen ging der Beu bzw. die Beuvor­
bereltungsmaßnahmen der Pilotkonditio­
nierungsanlage rasant weiter. Kein Grund 
also, die Hlnde in den SchoB zu legen und 
Advent zu feiern. 
Aus diesem Grund beschlossen wir, welter­
hin regelmlßlg Blockaden durchzufahren 
und zwar am I . jeden Mon. ... Oieses Da­
tum haben wir deswegen gewlhlt, weil an 
mehreren Standorten an diesem Tag Aktio­
nen stattfinden. So z.B. seit einigen Jahren 
in Brokdorf, seitletztem Jahrauch in Hanau, 
Wargassen und Grafenrheinfeld. Oa.bei 

nehmen wir den Tag des Atombombenab­
wurfs auf Hlroshlma auch zum Anlaß, um 
erneutaufden Zusammenhang zwischen zi­
viler Forschung und Nutzung und Milltlrl­
scher Nutzung aufmerksam zu machen. Wir 
wollen in der Tradition der Montagsblocka­
den bleiben und die Prlsenz an den Toren 
phantasievoll gestalten, Indem wir Inhaltli­
che Schwerpunkte setzen. 
Im Widerstandskonzept gilt fOr Gorleben 
wieder ab sofort: An jedem zweiten Sams­
tag wird spazierengegangen (Waldspazler­
gang um die Atom anlagen), an jedem Sonn­
tag gebetet (Gorlebener Gebet) und an 
jedem 6. blockiert. 
Die nlchste Blockadelsteine Nlkolausblok­
kade und findet am Donnerstag, dem 6.12. 
ab 8.00 Uhr vor den Atomanlagen statt. 
Hierwerden alle NikolAuse des Landkreises 
gegen die unverantwortliche Atompolitik 
protestieren und auch andere LAuse sind 
herzliehst aufgefordert, sich zu solidarisie­
ren. 
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Schacht Konrad 

Töpfer diktiert das Gesche­
hen 

Das Spekulieren, wie und wann Töpfer auf 
die Ankündigungen der niedersächsischen 
Landesregierung reagieren würde, hat ein 
schnelles Ende gefunden. Bei den Endla· 
gerprojekten Gorleben und SCHACHT 
KONRAD diktiert Töpfer das Geschehen. 
Die Landesregierung kann nur reagieren 
und muß feststellen, daß sie zumindest in 
diesen beiden Fällen schlecht vorbereitet 
ist. Welche GründeTöpfer zu diesem Vorge· 
hen bewogen haben. ist unklar. Sicherlich 
ist der reale und akzeptanzmäßige Engpaß 
der Atomwirtschaft eine treibende Kraft. 
Durch die letzten Wahlergebnisse dürften 
sich die Konservativen im Aufwind glauben. 
um auch solche evt. unpopuläre Konflikte 
durchstehen zu können. Außerdem wird es 
auch Töpfer nicht entgangen sein, daß die 
Landesregierung schlecht vorbereitet ist 
und nach wie vor andere SPD-gelührte 
Länder mehr oder minder stark den Druck 
auf die Durchsetzung gerade von KONRAD 
unterstützen. Aufdereinen Seite istdas Ein· 
greifen von Töpfer für uns gut. da es vielen 
hier bei uns abrupt deutlich gemacht hat. 
ciaß KONRAD noch längst nicht vorn Tisch 
ist. Noch ein halbes Jahr länger (scheinba· 
re) Ruhe um KONRAD und einige Initiativen 
wären gänzlich eingeschlafen. 

Die Sache mit der Weisung 

Töpfer hat am 21.11.90 zum zweiten Mal in 
einem "bundesaufsichtlichen Schreiben" 
die Landesregierung aufgefordert. die Pla· 
nunterlagen zu KONRAD jetzt auszulegen. 
Andernfalls würde er "eine Weisung nach 
Artike185 Grundgesetz erteilen". Er verwarf 
die von Monika Griefahn aufdenersten Brief 
Töpfers hin aufgeführten inhaltlichen Be­
denken gegen eine Auslegung zum jetzigen 
Zeitpunkt. Die grundsätzliche Frage an die­
ser Stelle ist aber. ob Töpfer in dieser Sache 
überhaupt weisungsbefugt ist. Gerne wird 
hierbei auf das Kaikarurteil des Bundes­
verfassungsgerichts verwiesen, in dem die 
Kompetenzgefälle sicherlichzugunsten des 
Bundes und zuungunsten der Länder ver 
schoben wurde .Doch bei KONRAD liegt der 
(andersgelagerte) Fall vor. daß der Bund 
gleichzeitig (über das Bundesamt für Strah · 
lenschutz) Antragsteller ist: d.h. Töpfer will 
das Land anweisen. seinen eigenen Antrag 
als auslegungsreif zu betrachten. Dieser 
Fall ist so noch nie entschieden worden und 
es ist juristisch zumindest fragwürdig. Das 
Umweltministerium hat erst jetzt einen 
Rechtsanwalt mit der Prüfung dieser grund · 
sätzlichen Frage beauftragt. Doch unabhän · 
gigvom Ausgang dieser Prüfung (die viel zu 
spät fertig wird) sollte für uns feststehen. 
daß wir eine Weisungsbefugnis von Töpfer 
"aus reinem Menschenverstand" ablehnen: 
"Es kann doch wohl nicht angehen, daß der 
Bund so einfach daserklärte Vorhabeneiner 
Landesregierung umstürzen kann". 

Und auch die Landesregierung muß aufge 
fordert werden. gemäß ihrer Koalitionsve 
reinbarung. "·alle rechtlichen Mö~jlichkei-
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tenauszuschöpfen. das Verfahren nicht fort­
zusetzen". Auch wenn es einige uns nahe­
stehende Juristen anders sehen: Die Erfah­
rung mit Gerichtsurteilen hat gezeigt, daß 
sich diese durchaus von der aktuellen öf­
fentlichen Diskussion beeinflussen lassen. 
Und ob es darüber eine gibt, liegt wiederum 
an uns. 

Weiteres Vorgehen der Lan­
desregierung 

Das erste Ziel, sich nicht gleich eine Wei­
sung von Töpfer einzuhandeln, hat die Lan­
desregierung verfehlt. Auch inhaltlich ist sie 
offenbar schlecht vorbereitet: Töpfer kann 
sich auf die immer noch im Amt befindliche 
alte Verwaltung berufen, die bereits kurz vor 
der Landtagswahl im Mai d.J. die Pläne als 
"auslegungsreif" bezeichnet hatte. Es gibt 
keine "neue Verwaltung", die das Gegenteil, 
belegen könnte. Monika Griefahn hat ~s 
offenbar noch nicht einmalgeschafft, Mittel 
zu bekommen. um z.B. die Gruppe Ökologie 
zu beauftragen. die Änderungen an den 
Planunterlagen (der letzten drei Jahre) kri­
tisch zu überprüfen. So ist die "inhaltliche 
Rückzugslinie" (es gibtungeklärte Proble­
me) (zu) wenigdurch aktuellewissenschalt­
liehe Erkenntnisse abgesichert. Die UVP ist 
übrigens nach Töpfers Meinung bereits im 
letzten halben Jahr in die Pläne eingearbei- · 
tel worden. Aber auch hier gibt es natürlich 
einen Spielraum für Interpretationen, wel­
che Prüfungen zu der (erstmals anzuwen­
denden) UVP dazugehören muß und was 
nicht. 

Auslegung kann kommen 

Viele Menschen schauen nach wie vor (lei­
der) fast nur auf die Auslegung. So. als ob 
dasdie einzige Gelegenheit wäre. KONRAD 
zu kippen. Bei Menschen, die noch nicht so 
lange aktiv sind und einen bestimmten 
Glauben an den Staat (noch) haben. er­
scheint mir das stimmig. Unerklärlich ist es 
mir, wenn vonangeblich radikaleren Kräften 
auf dieses staatskonforme Verfahren, das 
nur der Legitimation dienen soll. ständig 
hingewiesen und mobilisiert wird. Wenn die 
Auslegung wirklich kommt, wird die AG 
SCHACHT KONRAD- wie schon vor länge­
rer Zeit geplant- eine bundesweite Einwen­
dungs-Kampagne (u.a. mit dem Versand 
einer Sammeleinwendung) starten. zu der 
wir natürlich entsprechende Unterstützung 
von außerhalb begrüßen. Dabei bitten wir 
aber um Abstimmung mit uns. Solange die 
Auslegung noch nicht ansteht, dürfen wir 
m.E. aber nicht weitergehende Positionen 
kampflos aufgeben. Es wäre fatal. wenn sich 
der Eindruck manifestiert, die Landesregie­
rungwolltezwar (den Ausstieg). es gehtaber 
einfach nicht (im Rahmen des geltenden 
Rechts). 
Selbst wenn Töpfer die Auslegung anwei­
sen sollte. gibt es noch Randbedingungen, 
die für den Zeitpunkt eine Rolle spielen. So 
hatte Monika Griefahn's Vorgänger Werner 
Remmers (CDU) versprochen, eine Ausle­
gung nicht "über Weihnachten" (und nicht 
über die Sommerferien) zu legen. · 

Schleppende Zusammenar­
beit mit dem Umweltminis­
terium 

Die zugesagte Zusammenarbeit mit dem 
Umweltministerium gestaltet sich ausge­
sprochen schwierig. Auf eine Anfrage von 
uns nacl) einem Gespräch Ende August 
wurde wir von Monika Griefahn auf "Ende 
Oktober/Anfang November" verwiesen. Im 
September schrieb sie uns dann. daß sie 
den (ersten) Gesprächstermin mit uns erst 
am 10. Januar 1991 wahrnehmen könnte. 
Auf der aAderen Seite ist die Auseinander­
set.<;.ung um KONRAD schon im vollen Gan­
ge .. ggfs. läuft im Januar bereits die Ausle­
gung. Die Tatsache, daß Töpfer bereits vor 
·den 'bundesaufsichtlichen Schreiben drei 
Briefe in Sachen KONRAD an das Umwelt­
ministerium geschrieben hat. haben wir nur 
ü!;>er Umwege erfahren. 

Ausstieg und Endlager 

Als wichtigste Aufgabe betrachte ich es 
z.Zt .. dt:n Zusammenhang zwischen Endla­
gerverhinderung vnd Ausstieg herzustellen. 
Wer den Ausstieg will, darf jetzt der Atom­
lobby kein Schlupfloch lassen. Wer jetzt ein 
Endlager genehmigt. schreibt die Entsor 
gungsvariante für.die nächsten Jahrzehnte 
fest. Wir müssen verhindern. daß es zu 
einem Vergleich der Endlagerstandorte 
kommt. Sonst kann es passieren. daß Mors. 
leben "geopfert" wird unddann KONRAD mit 
dem Argument dur-chgesetzt werden soll. 
dieser Standort sei 'doch sicherer als Mors­
leben. Es gibt kein sicheres Endlager. Allein 
aus diesem Grund sind alle Atomanlagen 
sofort stillzulegen. U.a. zu dieser Argurnen 
tationskette sollten wir wieder zu mehr 
gemeinsamen Aktivitäten kommen. 

Claus Sehröder 

AEG baut Elektrik 
bei KONRAD aus 

Von einem Mitarbeiter von AEG Braun­
schweig erfuhren die AG SCHACHT 
KONRAD. daß AEG derzeit Arbeiten an 
der Elektrik und am Förderkorb bei 
KONRAD durchführt. Auf Anfrage der 
AG SCHACHT KONRAD hin antwortete 
das Umweltministerium, daß es sich 
hierbei um "vorlaufende Planungs- und 
Fertigungsarbeiten handelt, die in der 
Schachtanlage KONRAD erst realisiert 
werden dürften. wenn ein Planfeststel 
lungsbeschluß sowie die bergrechtli­
ehen Zulassungen hi'erfür vorlägen. Es 
handelt sich um Planungs- und Ferti­
·gungsarbeiten der DBE [Deutsche 
Ge-sellschaft zum Bau und Betrieb von 
Endlagetn, Peine). die diese auf eige­
nes geschäftliches Risiko durchführen 
läßt". 



Moraleben 

Morsleben 
Kreis Haldensieben 
Bezirk Mageieburg 

Töpfer hat mit Morsleben 
eine Option mehr 

Splteatena mit der neuen M6gllchkelt fOr 
Bundesumweltminister T6pfer,nach dem 
Anschluß der DDR auch Moraleben als 
Endlager zu nutzen, Ist die "Flaschenhals­
Theorie" out. Schon mit dem Auswelchen 
der Atomwirtschaft von Wackeradort nach 
La Haguewurde deutlich, daß sich die Atom­
wirtschaft mit der Europllalerung in allen 
Bereichen jeweils mehrere Optionen ge­
schaffen hat So Ist es m6gllch, daßeuropa­
welt das (bzw. die) Endlager zum europll· 
sehen Zentrai-AtommOIIendlager werden, 
das sich am schnellsten durchsetzen lABt. 
Bis zu diesem Zeltpunkt werden alle Optlo· 
nen so lange wie m6gllch aufrechterhalten. 
Es Ist auch m6gllch, daß die zu lagernde 

Menge des AtommOlla in noch mehr ver­
schiedene Klassen aufgeteilt wird, um so zu 
versuchen, den Widerstand an den Standor­
ten zu dAmpfen (nach dem Motto: "Ihr be· 
kommt ja nur noch einen kleinen Teil der 
ursprOngllch geplanten Menge"). 
Insofern Ist Moraleben nur ein weiterer 
Standort ln der Reihe der Endlager( -Projek­
te) tn deneuropllschen Lindern; nichtmehr 
und nicht weniger. Nach meiner Elnschlt­
zung Ist es falsch, zu glauben, T6pfer (oder 
andere) wOBten heute schon, welches 
Endlagerkonzept mit welchen konkreten 
Standorten sie letztendlich durchsetzen 
wollen. Bel jeder Option gibt es fOr sie Je· 
wella Vor- und Nachteile, bei denen der 

jeweilige Widerstand gegen das Projekt, 
bzw. die Anlage aleherlieh eine entschei­
dende Rolle spielt ln den letzten Wochen 
hatT6pfer mitseinen Maßnahmen unters tri· 
chen, da8 er an allen derzeit aktuellen 
Endlager -Standorten (Gorleben , 
SCHACHT KONRAD und Morsleben) weiter 
festhAlt: Klage auf Sofortvollzug zum Wel­
terbau der EndlagerschAchte ln Gorleben; 
bundeseufsichtllches Sehretben mit der 
Drohung der Weisung zum Fortgang des 
Planfeststellungsverfahrens SCHACHT 
KONRAD und positives Zwischenergebnis 
fOr die PrOfung von Morsleben. 
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Morsleben 

Morsleben als (Teii-)Ersatz 
fOr SCHACHT KONRAD ? 

ln Morsleben wurden von 1978 bis 1989 
13.528 m1 feste und fiOssige schwach- und 
mittelradioaktive AbfAlle, sowie 5.824 um­
schlossene Strahlungsquellen endgelagert 
Die Annahmebedingungen fOr Morsleben 
(laut alter DDR-Genehmigung) lassen, so 
Betriebsleiter Ebel in einer ersten Sc:hlt­
zung, allerdings •nur" eine Menge von ca. 
60% der fOr KONRAD vorgesehenen AbfAl­
letOrdie Endlagerung in Morslebenzu. Aus­
genommenslndu.a. AbfllleauaderWieder­
aufarbeltung, die bei denfOr KONRAD vor­
gesehenen AbfAllen allein oa. 30% ausma­
chen. Es gibt auch technische Hindernisse 
(z.B. Schachtdurchmesser), die eine Aus­
weitung dieser 60% (erstmal) begrenzen. 

Oie offene Frage Ist, durch welche techni­
schen und juristischen Maßnahmen dieser 
Anteil von 60% noch erhöht werden kOnnte. 
Es sollen außerdem,lhnllchwle in ASSE II, 
Versuche Im Endlager Morsleben laufen, die 
eine Einlagerung von hochradioaktiven und 
wArmeentwickelnden AbfAllen testen sol­
len. Das gesamte Hohlraumvolumen der 
Schachtanlage betrAgt 5 Mlo m1• Die erste 
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Baustufe um faßt GrubengebAude miteinem 
Volumen von oa. 300.000 m1 , wovon zur Zeit 
oa. 75.000 m1 technologlach erschlossen 
sind. Diesemöglichen KapazltAten Obertref­
fen die bei KONRAD beantragten (650.000 
m1 ) bei weitem, wobei allerdings auch 
KONRAD laut PTB-Angaben "prinzipiell 
erwelterbar Ist". 

Transportrisiken 

ln Magdeburg kommen die GOterzOge, die 
den AtommOll nach Morsleben transportie­
ren, an. Dort wird der AtommOll auf LKWs 
geladen und nach Morsleben gebracht. 
Aufgrund der bekannt schlechten Straßen­
verhAllnisse Ist das Transportrisiko eher 
höher als in de.r BAD. Magdeburg hat damit 
eine vergleichbare Funktion wie Ihre Part-

nerstadt Braunschwelg sie fOr SCHACHT 
KONRAO haben soll. Aber auch bei einer 
Endlagerung von bundesdeutschem Atom· 
mOIIIn MorslebenwAre Braunschwelg letz· 
ter Um schlagplatz fOr Bundesbahntranspor­
te; mithin wlre die Region Braunschwelg I 
Salzgitter I Pelne in belden FAllen von den 
Transportrisiken bedroht. Ein Gutachten fOr 
die Gemeinde Vechelde kam zu dem Ergeb-

nls, daß nach Bundesbahnstatistik alle 72 
Jahre ein Unfall passiert, bei dem der Aus­
tritt von RadloaktlvltAt nicht ausgeschlos­
sen werden kann. 

ln Morsleben wird nach wie 
vor eingelagert 

Auch nach dam 3.10.90 wird zumindest 
weiter "DDR-AtommOII"In Morsleben einge­
lagert. Nach Aussagen des jetzt auch fOr 
Morsleben zustAndlgem Bundesamtes fOr 
Strahlenschutz, werde "Anfang '91"- dann 
soll die Begutachtung der GAS fertig sein -
entschieden, ob zusAtzlieh auch westdeut­
scher AtommOll in Morsleben endgelagert 
werden könne. Zwischenergebnisselassen 
angeblich "kein sicherheitsrelevantes Risi­
ko erkennen•. Das Atomgesetz wurde be-

Foto: Relnhard HObener 

relts Im September - mal wieder • den 
WOnschen der Atomlobby angepaßt. Der 
neuelngefOgte §57 aglbt u.a. dem Endlager 
Morsleben einen Bestandsschutz bla zum 
Jahr 2000, d.h. die Anlage wird in den Stand 
versetzt, als ob sie eine Genehmigung nach 
§9 AtG hAtte. Es ist natOrllch juristlach frag­
lich (und von daher auch dringend juristisch 
anzugreifen), ob diese Obergangaregelun-



gen verfassungsgerniß sind. Auf jeden Fall 
wOrde die Einlagerung von westdeutschem 
AtommOltin Morsleben, ggfs. bis zum Jahr 
2000, der Atomwirtschaft erheblich Luft 
verschaffen (gerade auch fOr die Durchsat­
zung von KONRAD) und einen ganz erheb­
lichen Gewöhnungsetfakt auslösen. Dann 
gäbe es ein laufendes EndlagerfOr"Gesamt­
deutschland" und die ungelöste Entsorgung 
wäre scheinbar gelöst. 

Nicht von den Parolen der 
Bundesregierung blenden 
lassen 

Wie auch bei der Auseinandersetzung um 
andere Atomanlagen dOrfen wir uns von den 
Parolen der Bundesregierungen nicht blen­
den lassen. So Ist es zwar offenkundiges 
Ziel der jOngsten Änderung des Atomgeset­
zes gewesen, u.a. Morsleben weiter betrei­
ben zu können. Doch erstens ist dieser •Be­
standsschutz• juristisch umstritten (immer­
hin wird die sonst so hochgelobte Ein­
spruchsmöglichkeit der BOrgerinnen damit 
umgangen) und zweitens auch politisch 
leicht angreifbar (wir mOssen es nur tun). 
Ein DDR-BOrger: "Das ist ja wie unter der 
SED: frOher wurde ich {zu Mors/eben] nicht 
gefragt, unter der neuen Regierung soll ich 
auch nicht gefragt werden". Die konkrete 
wissenschaftliche Auseinandersetzung 
Ober die (Un-)Sicherheit des Endlagers ist 
zwar wichtig, aber wir haben doch aufgrund 
der Dreistigkeit der Bundesregierung argu­
mentativ schon so die besten Karten: "Alle 
Industrieanlagen in der DDR sollen marode 
sein, nur ausgerechnet das AtommOllendia­
ger soll absolute Weltspitze darstellen ? Was 
die BRD in 25 Jahren Forschung nicht rea­
lisieren konnte, soll die DDR bereits seit 12 
Jahren besitzen ?I". 

Ein Kriterium fOr Morsleben, das von der 
Bundesregierung positiv eingeschätzt wird, 
ist, daß sie darauf spekuliert, Morsleben 
ohne großen Widerstand durchsetzen zu 
können. Erstens mußten sich die Anwohne­
rinnen an die Anlage gewöhnen und zwei­
tens haben gerade die DDR-BOrgerlnnen 
z.Zt. auch noch andere große Probleme. 
Doch aufgrund der Aktivitäten im letzten 
halben Jahr (und der neuen geplanten) ist 
die Möglichkeit nicht schlecht, daß diese 
Rechnung von Töpfer nicht aufgeht. 

Die AG SCHACHT KONRAD 
als Standort-Initiative 

Die Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KON­
RAD begreift sich auch bezOglieh Morsle­
ben als •standort-Initiative•. Von Braun­
schweig nach Morsleben sind es mal gerade 
45 km. Au Bardem würden Transporte west­
deutschen Atommülls nach Morsleben un­
sere Region ebenso belasten (s.o.) wie die 
zu KONRAD. Die inhaltliche Klammer zwi­
schen KONRAD und Morsleben ist eben 
gerade die mögliche (teilweise) Austausch­
barkeit. ln unmittelbarer Umgebung um 
Morsleben (z.B. in Helmstedt) gab es im 
Sommer d.J. keine speziell gegen Morsle­
ben aktive Gruppe. Auf der anderen Seite 

drängte aber die Zeit, da es sich ja um eine 
laufende Anlage handelt, deren Weiterbe­
trieb (und Ausbau) jetzt gesichert werden 
soll. 
Von daher hat die AG SCHACHT KONRAD 
die Initiative ergriffen und am 1.7.90 erst­
mals zu einem Sonntagsspaziergang nach 
Morsleben und am8.9.90 zu einer Standort­
Konferenz nach Braunschwelg eingeladen. 
Als eine Folge davon lud die BI Lüchow­
Dannenberg für den 2.10.90 zu einem (ge­
lungenen) Polterabend am Schachtgelän­
de. Wirwollten natürlich erreichen, daß auch 
in der (noch) näheren Umgebung um Mors­
leben sich aktive Gruppen bilden. Für den 
20.10.90 haben wir zu einer ersten "Morste­
ben-Konferenz• nach Helmstadt eingela­
den, auf der sich die an Morsleben Interes­
sierten Gruppen (BI LOchow-Dannenberg, 
Initiativen um SCHACHT KONRAD und 
ASSE II, GRÜNE aus Bund, Land und vor 
Ort, BUND, JUSOS, ... ) berieten und die 
gleichzeitig dazu diente,lnteressierte Men­
schen erstmals zu Informieren. Wie erhofft 
bildete sich auf dieser Konferenz der Grund­
stock für eine Initiative, die sich zu einem 
Gründungstreffen fOr den 3. 11.90 in Hal­
densieben (DDR) verabredete. 

Erste deutsch-deutsche 
Initiative gegen Morsleben 

Die Grandungsmitglieder entschieden sich 
dafOr, eine gemeinsame Initiative zu grOn­
den, d.h. mit Menschen aus Helmstedt, 
Königslutter, Schöningen, Grasleben (BAD) 
und Haldensleben, Magdeburg, Stendal 
(DDR) und Ihr den Na!flen zu geben "Initia­
tive gegen das AtommOIIendlager Morste­
ben". Es wurden verschiedenste Aktivitäten 
verabredet, u.a. eine Unterschriftensamm­
lung und Informationsstände. Es ist dort 
richtig "Bewegung wie in alten Zeiten•. Die 
Initiative versucht daran anzuknOpfen, daß 
im Rahmen der HTR-Kampagne auch in 
Helmstadt viele Menschen zu mobilisieren 
waren (was aber schnell wieder einschlief). 
Zu jedem Treffen kommen zusätzlich neue 
Leute und die Räume sind zu klein. Am 
ersten Infostand sollen die Menschen z.T. 
angestanden haben, um gegen Morsleben 
unterschreiben zu können. 
Spontan entschlossen sich einige Men­
schen aus der ehemaligen DDR für den 16. 
und 18.11.90zuelner•symbolischenBeset­
zung von Morsleben" aufzurufen (wie war 
das mit der angeblich •so erfahrenen Anti­
AKW-Bewegung• Im Westen?!). Am 16. 
waren es erst eine Handvoll Leute; am 
Sonntag, den 18.11.90 dann jedoch trotz 
strömenden Regens ca. 200 Menschen. 
Nach unserem Sprachgebrauch war das 
allerdings eher ein Sonntagsspaziergang 
mit Kundgebung. Nicht nur an solchen 
Begriffsunterschieden wird deutlich, daß 
BAD- und DDR-Bürgerlnnen eine ganz 
andere Geschichte mitgemacht haben, die 
sich natOrlich auch in den politischen Vor­
stellungen ausdrückt. Umsospannender 
finde ich, daß sich die Initiative so zusam­
mengefunden hat und eine Zusammenar­
beit zu diesem Thema ausprobieren will. 

Morsleben 

Zusammenarbeit mit DDR­
Gruppen 

Selbst unter den Anti-AKW-Gruppen in der 
DDR ist Morsleben kaum bekannt. Die Akti­
vitäten konzentrierten sich mehr auf die 
AKW's. Von daher fehlt dort auch die Argu­
mentation mit der grundsätzlichen Ableh­
nung van Endlagern nach dem Motto •Ober 
den vorhandenen Atommüll reden wir erst, 
wenn alle Atomanlagen stillgelegt sind". Zu 
allen Treffen haben wir natOrlich alle uns be­
kannten DDR-Gruppen (Insbesondere aus 
Magdeburg) eingeladen. Außerdem versu­
chen wir, möglichst viele neue direkte Kon­
takte aufzubauen. So waren wir auf der 
Ökowoche in Dresden, bei deriPPNW-Grup­
pe in Halle und häufiger in Magdeburg (z.B. 
mit Infoständen im Zentrum). Wir sammeln 
Material zur (Atom-)Energiesituation in der 
DDR und bieten dies zum Selbstkostenpreis 
an. Wir bieten außerdem Hilfe und Zusam­
menarbeit an, um z.B. an (gebrauchte) 
Schreibmaschinen, Computer, etc. heran­
zukommen oder um eine Grundausstattung 
mit Infomaterial zusammenzustellen. 

Wie weiter mit Morsleben ? 

Die AG SCHACHT KONRAD ging von der 
Erfahrung aus, daß nurein gut koordinierter 
Widerstand auf allen Ebenen (politisch, 
wissenschaftlich und juristisch) erfolgreich 
sein kann. Da nichts vorhanden war (keine 
Bewegung vor Ort, keine wissenschaftliche 
Kritik an der Anlage und keine Klägerlnnen), 
versuchtenwir, parallel alles anzuschieben. 
Das ist bis jetzt sehr gut gelungen. Die Struk­
tur der AG SCHACHT KONRAD hat sich 
dabei als sehr hilfreich erwiesen: Oie vor­
handenen vielfältigen Kontakte zu Gruppen, 
Organisationen und zur Presse konnten 
gezielt genutzt werden. Beim Aufbau der 
Initiative konnten viele praktische Hilfen 
gegeben werden und es wurde von Anfang 
an versucht, die verschiedenen Aktivitäten 
aufeinander abzustimmen .• Außerdem wur­
de so frOhzeitig sichergestellt, daß es nicht 
zu einer (möglichen) Konkurrenz der Endla­
gerstandorte kommen kann. 
Es entstand eine nicht vorauszusehende 
Eigendynamik, die innerhalb kOrzester Zeit 
unheimlich viel in Gang gesetzt hat. Sowohl 
die örtliche als auch die Oberregionale Pres­
se war bei Morsleben der Bewegung ein 
Stück voraus: Sie berichtet(e) ausführlich 
und begann selber zu recherchieren; in 
einem Umfang, wie wir es bei SCHACHT 
KONRAD in 1 0 Jahren noch nie erlebt ha­
ben. Sämtliche TV-Sender drehen z.Zt. 
Beiträge (Sendung in der ARD am 9.12. 
"Ökologieproble.me in der DDR" ,ZDF: Kenn­
zeichen D, Datum unklar). Das hat dazu 
gefOhrt, daß selbst die etablierten Parteien 
vor Ort schon aufpassen, daß sie hier nicht 
"einen Zug verpassen•. Mitte September 
versicherte der CDU-Bundestagsabgeord­
nete Dr. Köhler aus Wolfsburg in der örtli­
chen Presse, deß Morsleben sicher sei, 
schließlich stehe es jetzt unterbundesstaat­
licher Aufsicht. Drei Wochen später wurde 
derselbe Köhler in derselben Zeitung mitden 
Worten zitiert: •Die gesamte Atomwirtschaft 
der DDR. einschließlich des Endlagers 
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Moraleben 

Morsleben muB stillgelegt werden". Oie FOP 
Im Kreis Helmstedt achloB sich mittlerwelle 
der Forderung nach einem sofortigen Einla­
gerungsstopp an. Auf der letzten Sitzung 
der Initiativewaren auch je ein Vertretervon 
SPO und COU anwesend. lnsgesa.mt Ist der 
Druck gegen Morsleben schon so groß 
geworden, daß es m~llch, aber natOrllch 
nicht zwingend Ist, daß Morsleben in näch­
ster Zelt (zumlndestvorObergehend) stillge­
legt wird. 

Morsleben wird auf 
Schwachstellen untersucht 

Oiewissenschaftlichen Unterlagen zu Mors­
leben waren bis vorkurzem nlchteinsehbar, 
so daß es bis heute kaum bis keine fundierte 
wissenschaftliche Kritik an der konkreten 
Anlage Morsleben gibt, so wie wir das von 
den bundesdeutschen Atomanlagen ken­
nen. Gerd Schmidt vom Öko-Institut Darm­
stadt hat ln einem 6-seltlgen Papier die offi­
ziellen Sicherhelta-Kriterien OberprOft. Ins­
besondere geologische Aspekte fehlt~n 
dabei aber. Oie AG SCHACHT KONRAO hat 
darum jetzt, in Zusammenarbeit mit der In­
Itiative gegen Morsleben, die Gruppe Ökolo­
gie Hannover beauftragt, eine "Studie zu si­
cherheltsrelevanten Aspe~ten des Endla-

Foto: Relnhard HObener 
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gers Morsleben (Schwachstellenanalyse)" 
zu erarbeiten. Finanziertwird die Studie von 
verschiedenen Geldgebern (Greenpeace, 
Bundestagsabgeordnete der GRUNEN, 
Kreisc)kofonds Helmstedt, BUND Kreis 
Helmstadt und Landesverband, DBV Lan­
desverband u.a.). Oie Studie, die alle ver­
fOgbaren Unterlagen zu Morsleben auswer­
ten soll, wird Im Januar '81 fertig sein und 
kann dann Oberdie AG SCHACHT KONRAO 
bezogen werden. 

Kllgergruppe gebildet 

Als ersten juristischen Schritt hat die Helm­
stedter Rechtsanwlltln Claudia Fittkow Mit· 
te Oktober einen Antrag auf einstwellige 
VerfOgung zur sofortigen Stlllegung von 
Morsleben beim Bezirksgericht Magdeburg 
eingereicht. Als BegrOndung wurden zahl­
reiche GrOnde angefOhrt, u.a. bemängelte 
sie, daß vc)lllg unklarwlre, wer der Batreiber 
der Anlage sei und wer folglich fOr mc)gllche 
Schiden haftet. Nachdem dieses Gericht 14 
Tage keinerlei Reaktion zeigte, stellte sie 
einen Im Kem Ahnlichen Antrag beim Bun­
desverfassungsgericht, der mittlerwelle 
wieder an das Bezirksgericht zurOckOber­
wiesenwurde. Das BundesamttOrStrahlen­
schutz stellte in der Zwischenzelt klar, daß 
die Deutsche Gesellschaft zum Bau und 

Betrieb von Endlagern (DBE, Sitz ln Pelne) 
Betrelberln von Morsleben sei (die Frage Ist, 
ab wann?), 
FOr eine Inhaltlich fundierte Klage, die auf 
die konkrete GefAhrdung durch die Anlage 
abstellt, wurde der Grundstock fOr eine 
Kllgerlnnen-Gruppe gebildet, die aber noch 
Verstirkung sucht. Als eine der ersten 
Maßnahmen soll ein erfahrene Jurlstln ein­
geschaltet werden, der( die) die Frage prOft, 
wo es Oberhaupt juristische Ansatzpunkte 
gibt, da ein Genehmigungsverfahren (vor 
dem Jahre 2000 zumindest) nicht vorgese­
hen Ist. 

Nlchste Morsteben-Konfe­
renz am 15.12.90 

Oie Einrichtung der "Morsleben-Konferenz.• 
soll belbehalten werden, um eine M~llch­
kelt zu haben, daß sich Gruppen und Orga­
nisationen, die sich gegen Morsleben enga­
gieren (wollen), aber dies als Schwerpunkt 
haben, gemeinsam austauschen und bera­
ten kc)nnen. ln AbstAnden von ca. 6 bis 8 
Wochen soll die Morsleben-Konferenz ta­
gen;dasnlchsteMalamSamstag, 15.12.90 
in Helmstedt (ca. 14 Uhr; Ort noch unklar; 
Einladungen werden noch verschickt). Dort 
soll auch der Vorschlag von der Herbst­
Konferenz der Anti-AKW-Bewegung in Bre­
men eingebracht und beraten werden, An­
fang '91 (Februar ?) eine grc)ßere Demon­
stration gegen Morsleben duchzufOhren 
(nicht bundesweit, aber mehr als nur regio­
nal). 
Voraussetzung ist natOrllch, daß Vertrete­
rinnen von auswärtigen Gruppen persc)nllch 
auf dieser Konferenz anwesend sind. 

Die AG SCHACHT KONRAD 
ruft zu Spenden auf 

Um auch in Zukunft die Arbeit gegen Mors­
leben zu koordinieren, bundes- und DDR­
weit Informationen zu sammeln und zu ver­
senden und alle Aktlvltlten, Insbesondere 
die der Initiative gegen das AtommOllendia­
ger Moraleben zu unteratOtzen, ben6tlgen 
die Arbeitsgemeinschaft SCHACHT KON­
RAO zusAtzliehe Spenden (Stichwort: 
"Moraleben") . Spenden an die AG 
SCHACHT KONRAO kc)nnen steuerlich 
abgesetzt werden (bitte dafOr Namen und 
Adresse leserlich angeben 1): 

Nr.378752·308 PGiroAHannover (BLZ 
250100 30) 
Nr. 13 44 250 NORD/LB WolfanbOttel 
(BLZ 270 500 00) 

Kontakt: 
Arbeltagemelnachaft SCHACHT 
KONRAD e.Y., BOro Salzgitter: 
Bleckenatedter Str. 24, 3320 Salzglt­
ter·Bieckenatedt, 
Tel.: 05341/67482 (Mo-Do 16-18 h) 
Telefax: 0531/895610 

Claua Schr6der 



Der Gau in 
Morsleben als 

Endlagerkonzept 
( ... ) 
Endlager mit ungewisser Endlage­
rung 

Auch wenn es die nunmehr vereinigten deutschen Atomex­
perten nicht wahrhaben wollen: Das Endlager Morsleben 
wird als Experiment mit höchst ungewissen Ausgang 
betrieben: •oar Verschlußdes Schachtesunddie Stillegung 
der Anlage Ist nicht Bestandtell der Genehmigung•, sagt Dr. 
Wamecke (Experte des Bundesamtes fOrStrahlenschutz fOr 
radioaktive AbfiUe) später. Oie Genehmigung, die Bundes­
umweltminister Töpfer nun noch zehn weitere Jahre nutzen 
will, erlaubt damit zwar die Einlagerung von AtommOll in 
Morsleben, läßt aber die fOr jedes Endlager entscheidende 
Frage offen: wie denn nach Ende des Betriebes, die •tang­
zeltslcherheit•, der dauernde Abschluß der Radionuklide 
von der Biosphäre, bewerkstelligt werden soll. 
Allerdings hatte das •staatliche AmttOr Sicherheit und Strah­
lenschutz• (SASS) der DDR ein •verwahrkonzept• fOr die 
Nachbetriebsphase von Morsleben entwickelt. Doch aus 
guten GrOnden schwelgt sich Or. Warnecke darOber aus, in­
wieweit dieses Konzept Oberhaupt Eingang in die jetzt nur 
noch perPlan-Feststellungsverfahren Inderbare Genehmi­
gung gefunden haL •oas bisherige Verwahrkonzept sieht 
nach Ende der Einlagerung die FOI/ung des Endlagers mit 
gesfnigter Magneslumchloorld-L6sung vo,., sagt der End­
lager-Fachmann des Bundesamtes.Ourch Ausbreitungs­
rechnungen habe man festgestellt, daß selbst bei einem 
Auspressen der Lösung die Grenzwerte eingehalten w.Or­
den. 
Mitdiesem •verwahrkonzept•wird zum Nachweis der Lang­
zeitsicherhelt, was nach der landläufigen bundesdeutschen 
Endlagerphilosophie bisher als GAU als •Gr68ter anzuneh­
mender Unfall• galt: Das Absaufen des Endlagerschachtes. 

Der geplante ·GAU als Endlagerkon­
zept 

Morsleben 

Sicherung des Endlagers durch den kontrollierten GAU, festhalten will. AlsAlter­
native will man die Möglichkelten prOfan, das Bergwerk oder zumindestdie Teile, 
die als Endlager dienen, nach Abschluß des Betriebes mit festem Materlai zu 

IIen. Allerdings haben die DDR-Experten, die das Verwahrkonzept entwick­
elten, sich nicht von ungefähr fOr die kontrollierte Flutung des Bergwerkes ent­

Technlschfunktlonlertdasso:lmEndlagerbergwerkzurOck- schieden. Bei der Stiltagung eines Endlagers im Salz mOssen möglichst alle 
bleibende FIOssigkeiten sind immer ein Transportmedium Hohlräume getOllt werden, sonst senkt sich der Salzstock ab, das an sich plasti­
fOr das radioaktive lnventar.ln den FIOssigkeiten lösen sich sehe Salz kann reißen, es entstehen Wege fOr das Grundwasser, der Schacht 
die eingelagerten Radionuklide und siewerden im laufe der säuft ab. •oask6nntedie Folge haben, daß daseintretende SOSwasser Teile des 
Zeit, durch den Druck der hier 500 Meter dicken Gestein- Salzstocks auf/6st und anschließend, wie bei alten Salzbergwerken schon oft 
schichten, nach oben oderau Ben gepreßt. Davon geht das geschehen, das Grubengebiude einstOrzt•, erläutert in der Runde der Sprecher 
•verwahrkonzept•tor Morsleben aus. •Etwa 50 Jahre nach Bundesamtes fOr Strahlenschutz Dr. Eckhart Viehl. Diesen unkontrolllerten 
der Flutung beginnt die Freisetzung•, erläutert Dr. von SO ßwasser will das •verwahrkonzept• durch die Flutung des Endla-
Warnecke. •spuren der eingelagerten Radionuklide getan- mit schon gesättigter Magnesiumclorid-Lösung vermelden, die die StOtzen 
gendann nach außen. • Doch das Endlager IIegalm grund- GnJbe~tbi,ud41tS nicht mehr angreift. 
wasserreichen Urstromtal der Aller. Nachder Ausbreitungs- PrCl•ble,me stehen dagegen in Morsleben einer Sicherung nach bundes-
rechnung, die dem Verwahrkonzept zugrunde liegt, wird lut~'Ulllc;ne,nKonzeptentgegen,nachdemdasEndlagertrockenzuhaltenwireund 
dadurchdieaustretendekontaminiertelösungsoverdOnnt, Hohlräume mit Gestein getOllt werden mOßten, um Bewegungen des Salz­
daß die Grenzwerte nicht mehr Oberschritten werden, wenn stockesnach Betriebsende gering zu halten. Schon jetzt sind durch die in Mors­
die radioaktiven Abfallstoffe schließlich die Erdoberfliehe leben angewandte Einlagerungstechnik große nicht mehr zugingliehe Hohlriu-
erreichen. me entstanden. 
Doch die Ausbreltungsrechnung, so stellt sich auf Nachfra- •oie neue Betrtllberin, die DBE, kann keine Angaben Ober die bisher e/nge/ager­
genheraus, wurde allein fOr radioaktives Cäsium 137 durch- tenStoffemachan. Die Langzeitsicherheitdes Endlagers wirhalbherzig behaup­
gefOhrt. Dieses Radionuklid kommt zwar in dem Morslebe- tet, aber Ist nicht Im entferntesten nachgewiesen•faßt der GrOnen-Landtagsab­
ner Abfall am häufigsten vor, hataber mitnur 30 Jahreneine geordnete Kampmann die Ergebnisse des Besuchs in Morsleben zusammen. Es 
kurze Halbwertzeit und ist damit unter dem Gesichtspunkt sei kein Sicherheitsnachweis, sondern der blanke Zynismus, wenn man damit 
der Lnagzeitsicherheit keineswegs der gefährlichste Be- rechne, daß irgendwann aus Morsleben radioaktiv verseuchtes Wasser in die 
standteil des atomaren Abfalls. Aller abließe und dadurch verdünnt werde. 
Das Bundesamt fOr Strahlenschutz hat noch nicht entschie­
den, ob es an dem •verwahrkonzept•, diesem Konzept der (obiger Artikelwurde- gekürzt- derT AZ vom 13.11.90 entnommen) 
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PAN-Foto: GOnter Zlnt 

"Wo soviel Dreck liegt, 
kommt es sowieso nicht 
mehr darauf an.'' 

Uranabbau der WISMUT in der ''DDR'' 
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Wiemut 

Sanierungsversuche des 
Uranbergbaugebietes WISMUT AG 

Zur Zelt geht eine Wanderaustellung durch 
Deutschland, die den Titel 
trlgt:Bombenslcher. 15 Fotografinnen und 
Fotografen aus aller Wett zeigen darin Fotos 
um die Atomproblematlk. Ein ln der Anti­
AKW Bewegung seit jeher unterschltzter 
Teil der Atomproblematlk, die Urangewln­
nung, Ist auch in dieser Ausstellung •unter­
bellchter. Ausdiesem Grundehabe Ich mich 
in den letzten drei Monaten aussehtleBlieh 
mit diesem Thema befaßt, um dieses Defi­
zit, zumindest in Bezug auf die Ausstellung, 
aufzuarbeiten. Eine derartige Aufarbeitung 
Ist in Deutschland ja auch erst seit einem 
Jahr möglich. Die sowjetisch/deutsche 
Bergbaugesellschaft WISMUT hat Ober 40 
Jahre lang Im SOden der ehemaligen DDR 
Uran fOr Atombomben und Kraftwerke ge­
fOrdert. Dabei wurde ein hoherAufwand fOr 
die Sicherheit betrieben, der sich aber fast 
nur auf Maßnahmen zur "Staatssicherheit" 
beschrAnkte. Dasgesamte Uranbergbauge­
bletwar eine besondere Sicherheitszone mit 
eigener STASI, eigenem Gesundheltswe· 
sen und eigener Polizei. Der betriebene 
Werkschutz beschrAnkte sich auf Kontrolle 
der Mitarbeiter, Bespitzelung und Ausschal­
tung unbequemer Personen. 
Im Sommer 1990 fand erstmals ein Treffen 
von Experten statt, das sich mit der GefAhr­
dung der Region durch die Strahlenbela· 
stung auselnandersetzte. Organisiert wur· 
de diese Tagung von dem kirchlichen Um­
weltkrels in Ronneburg. Erstmals setzten 
sich dort die WISMUT Direktoren mit den 
UmweltschOtzem an einen Tisch und lern­
ten so Personen kennen, deren Stasi-Dos­
siers bereits seit langem auf Ihren Schreib­
tlsehen landeten. Sehr viel Lernfähigkeit 
beweisen sie dabei alltrdlngs nicht, wie mir 
die Ereignisse in den Wochen nach der 
Tagung zeigten. Von BOrgern aus Renne­
burg erfuhr ich, daß auf den Abraumhalden 
des Uranbergbaues SondermOlldeponien 
eingerichtet worden sind. ln diesen Depo­
nien landetjede Sorte von Fest- oder FIOs­
slgmOII. 
Nach dem Motto: •wo soviel Dreck liegt, 
kommts ja sowieso nicht mehr dara.uf an• 
wurde alles dort hingeschafft, was man 
sonst nirgends mehr loswurde. Ich habe 
diese Deponie einige Tage lang beobachtet 
und dann Strafanzeige gegen die WISMUT 
Direktion wegen umweltgefAhrdender MOll­
beseitigung und diverser anderer Delikte 
erstattet. Reaktion der WISMUT: Hausver­
bot und Gegenanzeige wegen Hausfrie­
densbruch gegen meine vor Ort wohnenden 
Informanten. Als Umweltminister Töpfer Im 
Oktober WISMUT besuchte, startete Robln 
Wood zum gleichen Zeltpunkt ell"'e Aktion. 
Sie fuhren einen LKW mit GlftmOIIflssem 
vor den Augen des Ministers auf die Depo­
nie und luden die Flaser dort ab. "Bedauer­
licher Einzelfall" ließ sich die Werksleitung 
vemehmen.AbereslstlelderTatsache,daß 
die WISMUT schon seit jeher die größten 
Sicherheitssysteme in den Bereich der ln­
formationsverhinderung eingebaut hat. 

WISMUT Arbeiterinnen und Arbeiter beka­
men Jahrzehntelang ihre eigenen Kranken­
akten des betriebseigenen "Gesundheits­
wesens• nicht zu sehen. Ich habe zum Bel­
spiel mit einer Frau gesprochen, deren 
MutterwAhrend der Schwangerschaftin der 
Ura.nerzwAsche gearbeitet hat. Diese Frau 
Ist ohne linken Unterarm geboren und hat 
den gleichen Fehler auf Ihren Sohn vererbt. 
Sie versuchen nun Obereinen Rechtsanwalt 
Einsicht in ihre eigenen Akten zu bekom­
men. Die Akten sollen aber nach der nun 
erfolgten Wiedervereinigung ins Bergamt 
nach Dortmund Oberstellt werden, dem die 
WISMUT untersteht. 
Personen, die wegen Strahlenerkrankun­
gen anerkannte RentenfAlle wurden, beka­
men Redev-.rbot Ober ihre Krankheit. Diese 
Politik wird bis heute weiterbetrieben. 
Familien, die unter genetischen SchAden 
wie VerkrOppelung leiden, können ihre 
Gutachten bis heute nicht einsehen. Um­
weltminlster Töpfer hat wenig Interesse 
gezeigt, sich mit den Betroffenen, den Op­
fern und den Umweltaktivisten auseinander­
zusetzen. Bei einem Informationsbesuch 
sprach er ausschließlich mit den Stalinisten 
der alten WISMUT Direktion. Die Staatsan­
waltschaft Gera hat nun endlich, nachdem 
Greenpeace sich meiner Anzeige ange­
schlossen hat, Ermittlungen aufgenommen. 
Eine sofort vertagte Schließung der Depo­
nie wurde nach einem sowieso arbeitsfreien 
Wochenende wieder aufgehoben. Die Gift­
laster rollen wieder. Nach Aussagen der 
Fahrer, mOssen pro angelieferter Tonne 
GiftmOll DM 150,- bezahlt werden. Ein 
Sonderangebot, wenn man die Preise in der 
ehemaligen BRD vergleicht, auf das viele 
Betriebe dankbar zurOckgrelfen. ln einem 
Interview gab die ermittelnde StaatsanwAl­
tin zu erkennen, daß sie mit derartigen 
Ermittlungen Neuland betritt und auch nicht 
wi6Se, wie man die angelieferten Giftstoffe 
analysieren könne. Mit Hilfe desneugegrOn­
deten BUND ThOringen fuhr Ich daraufhin 
nochmals nach Ronneburg, um der Staats­
anwAltin zu helfen. Wir nahmen nach lach-

PAN-Foto: 
GOnter 

Zlnt 

mAnnischer Anleitung Proben aus den Gift­
mOIIteichen, um dieselneinem Speziallabor 
untersuchen zu lassen. Bei drei Laborato­
rien wurden die Proben jedoch schon nach 
einer Außerlichen Messung nach Strahlung 
abgewiesen. Große Probleme tauchten auf 
als mir ein Labor mitteilte, daß diese Proben 
nicht miteiner normalen Spedition transpor­
tiert werden dOrften, da es sich um einen 
genehmlgungspfllchtlgen SondermOlltran­
sport handelt. Wie Ich diesen "Spezlaltran­
sport" schließlich durchgefOhrt habe, mOch­
te ich hier nicht preisgeben (nicht nur die 
WISMUT hat Geheimnisse). Das Hambur­
ger NATEC-Institut, das auch auf Dioxine 
untersuchen kann, hat die Proben schließ­
lich angenommen und sich nun zu einer 
Bearbeitung berelterkiArt. Wichtig sind die 
Resultate auch hinsichtlich einer Beurtei­
lung, was Oberhaupt passieren kann, wenn 
sich der strahlenverseuchte Uranabfall mit 
dem·toxlschen MOll vermischt. Das Ist von 
großer Bedeutung, da die Halden in den 
nächsten Jahren kompl-.u umgesetzt und 
abgedichtet werden mOssen. Auf einer 
Podidumsdiskussion in der Renneburger 
Kirche hatte ich Gelegenheit den WISMUT 
Direktor Prokop persOnlieh zu dem unver­
antwortlichen Umgang mit dem GiftmOll zu 
befragen. Er warsichtlich nervös und sagte: 
Das slnd doch alles genehmigte Stoffe und 
außerdem wisse man ja sonst nicht wohin 
damit. Auch seine Mitarbeiter und Mitarbei­
terinnen des Strahlenmeßdlenstes derehe­
maligen DDR, die bei der Veranstaltung zu­
gegen waren, wurden unruhig und tuschel­
ten aufgeregt miteinander. Sie alle haben 
offensichtlich Angst, wegen der gemachten 
schweren Fehler von der Sanierung der 
Halden ausgeschlossen zu werden. Ihre 
Anreise zu der Tagung konnten die ehema­
ligen und jetztlgen Herren der WISMUT mit 
nagelneuen Westautos nobler Marken 
bewilligen. Sie wOrden viel verlieren, wenn 
von den auf 40 Milliarden geschätzten 
Sanlerungskosten, nicht fOr sie abfällt. 

GOnterZint 
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Wismut 
----------------------------------------------------------------------------------------------

Strahlendes Erbe 
Wismut-Sanierung: 

Aktuelle Stunde 
im Bundestag 

Die Sanierung der strahlenverseuchten Uran-Bergbaugeblete Im SOden der 
DDR wird laut Aussagen der Regierungskoalition welt mehr als zehn Jahre 
erfordern und Milliarden DM kosten. 
ln eineraktuellen Stunde auf Antrag derGrOnen/BOndnls 90 beschäftigte sich 
der Bundestag am 31. Oktober 1990 mit dem Thema:"Die Folgen des Uranab· 
baus aus dem Gablet der ehemaligen DDR". 
Die Grünen forderten eine sofortige Stlllegung des Grubenbetriebes und der 
Uran-Verarbeitung sowie eineSoforthilfevon 4 Mrd. DM aus dem EG·Struktur· 
hllfe·Fonds fOr erste Sanlerungsmaßnahmen. 
Der Parlamentarische Staatssekretär Im Wlrtschaftsmlnlsterlum, Klaus Back· 
mann (FDP), bestätigte, daß der Uranbergbau zum Jahreswechseleingestellt 
werde. Derzelt erfolge eine umfassende Bestandsaufnahme, die das Ausmaß 
der Verseuchung klären soll. 
Im folgenden dokumentieren wir AuszOge aus der obigen Bundestags-Debet· 
te: 

Dr. D6rfler (GrOne/BOndhis 90): 
( ••• ) BundesumweltmlnisterTOpfer- ich sehe 
ihn momentan nicht- stattete den ostthürin­
gischen Betrieben der Sowjetisch-Deut­
schen Aktiengesellschaft Wismut in der 
vergangenen Woche·einen Besuch ab. Laut 
dpa soll er erklärt haben, daß er sich dessen 
bewußt sei, daß an der Beseitigung einer 
gewaltigen Erblast gearbeitet werden müs­
se. 
Gemeint waren offensichtlich neben Uralt­
lasten vergangener Jahrhunderte die Hin­
terlassenschaften des jahrzehntelangen 
Uranabbaus und der Uranverarbeitung in 
Sachsen, Thüringen und Sachsen-Anhalt 
Ober eine Gesamtfläche von 100 mal 100 
km. Gemeint waren die Tagebaue, die Ab­
raumhalden - nach offiziellen Angaben 
3.000 an der Zahl - sowie die Schlammab­
setzanlagen, von denen eine permanente 
radioaktive Gefahr ausgeht und im wahrsten 
Sinne des Wortes verbreitet wird. Durch 
Wind und Wasser werden radioaktive und 
giftige Stoffe, darunter Uran, Radon und 
Arsen, ungehindert durch die Landschaft 
transportiert, die dann den Boden, das 
Grundwasser, die Nahrungskette und nicht 
zuletzt die dort lebenden Menschen dauer-· 
haft belasten. 
Auf dem Gebiet der früheren DDR lagerten 
die grOBten Uranerzvorkommen Europas, 
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die fürden Bau von Atombomben und Reak­
torbrennstoff hemmungslos ausgebeutet 
wurden. (Gersteln (COU/CSU): Von wem?) 
Auf mindestens 66.000 t Uranerz werden 
die noch vorhandenen Vorräte geschätzt. 
Auch wenn sich die weitere Ausbeutung, 
gemessen an den Weltmarktpreisen, wirt­
schaftlich nicht rechnet, so kOnnten diese 
Ressourcen fQr Deutschland zivil wie militä­
risch irgendwann einmal interessant wer­
den. Wirwollen nichtden Teufel an die Wand 
malen. Doch was ist davon zu halten, daß 
die Bundesregierung allseitsdie Einstellung 
des Abbaus und der Verarbeitung von Uran 
zum 1. Januar 1991 verkündet und demge­
genüber die SDAG Wismut nur von einem 
schrittweisen Herunterfahren der Produk­
tion spricht? (Gersteln (COU/CSU): Das Ist 
technisch Oberhaupt nicht anders mOglichl) 
Wie lauten die konkreten Vereinbarungen, 
die die BRD mitder UdSSR bezüglichderbis 
zum Jahre 2.000 laufenden Wismut-Verträ­
ge getroffen hat? Herr Bundesminister, hier 
erwarten wir eindeutige Antworten. Wir 
mOchten an dieser Stelle klipp und klar 
betonen, daß die Fraktion GrOne/BOndnls 
90 fQr eine sofortige Stillegung des Abbaus 
und der Verarbeitung von Uran auf dem 
Gebietderehemaligen DDR eintritt. (Beifall 
bei den GrQnen/BOndnis 90 und der Gruppe 

der POS-Frau Teubner(GrOne/BOndnis90): 
Und anderswo!) 
Oie Kosten aller Altlasten im Uranbergbau 
der Wismut schätzte die Bezirksverwaltung 
Gerabereitsauf40 bis 50 Milliarden DM. Wir 
behaupten, daß diese Kosten noch um ein 
Vielfaches Oberschritten werden. Oie ent­
standenen Lasten fQr Mensch und Umwelt 
sind also immens groß und dürfen keinen 
Taglänger anwachsen. 
Die Bundesregierung weiß mindestens seit 
Ende 1989, seit der großen Urananfrage 
durch die Fraktion Oie Grünen, näheres Ober 
Strahlentote Im Uranbergbau der DDR. 
Bereits seit Anfang 1990 gibt es Direktkon­
takte bundesdeutscher Behörden mit der 
Wismut. Spätestens seit dieser Zeit ist der 
Bundesregierung bekannt, daß ln der Wis­
muteine groBeAnzahl von Lungenkrebs­
tllien als Berufskrankheit anerkannt 
werden mußten. Heutewissen wir, daß es 
sich um 5.132 Menschenschicksale han­
delt. Dennoch Ist vermutlich dieses nur 
die Spitze der Erkrankungen und Todes­
fälle. 
Angesichts dieser nicht erst durch den 
TOpfer-Besuch bekanntgewordenen Tatsa­
chen ist es Beweis einer unglaublichen 
Menschenverachtung, wenn IautEinigungs­
vertrag die altstalinistischen Genehmigun­
gen zum Uranbergbau fQr weitere zehn 
Jahre fortgelten sollen. Es zeugt weiter von 
unerh6rter Ignoranz, wenn mit der deut­
schen Einheit die Strahlenschutzgrenz· 
werteder Bundesrepublik ln denostdeut· 
schen Lindern keine Gültigkelt haben 
sollen. Statt dessen muten die Einheits­
politiker den Menschen ln den Uranab­
baugebieten 6stllch der Eibe eine 17fach 
h6here Strahlenbelastung zu. 
Es kommtabernoch schlimmer: DleOrgan­
doslswerte, also die Organbelastungen, 
dürfen Im niederen Osten sogar um das 
55fache h6her liegen als Im Westen des 
einheitlichen Deutschlands. Hier besteht 
eminenter Klärungsbedarf durch die Regie­
rung, wenn sich die Bewohner von Thürin­
gen und Sachsen nicht als lebendes Expe­
rimentiermaterial begreifen sollen. 
Fürden Fall, daß heute keine Erklärung dazu 
gegeben werden sollte, will ich vorgreifen. 
Die Einführung bundesdeutscher Strah· 
lengrenzwerte zum 3. Oktober 1990 auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR hätte 
wohl per Gesetz zur sofortigen Schlie­
ßung des Uranbergbaus samt Verarbei­
tung und Transport führen müssen. Dar­
OberhlnauswlrenSofortmaßnahmenzur 
Eindämmung der Gefahren fOr Mensch 
und Umwelt bis hin zu Evakuierungen 
notwendig geworden. Zu diesemradiolo­
gischen Notstandgebiet hat man sich 
wobl nicht bekennen wollen. Statt des­
sen werden schaumige Versprechungen 
und Vertr6stungen abgegeben, mit de­
nen die Immer noch gutgläubige Bev61-
kerung Sachsens und Thüringens hinge­
halten wird. 

VlzepräsldentWestphal: Herr Abgeordne­
ter, ich mu 8 Sie unterbrechen. Oie Redezeit 
ist überschritten. 

Dr. D6rfner: (GrQne/BOndnis90): Derletzte 
Satz. Das Unglaubliche an dleserGeschich-



te Ist: Statt den betroffenen Menschen 
schnellstens zu helfen, wird die hochbela­
stete Region noch fortlaufend mit GiftmOll 
beliefert. (Beifall bei den GrOnen/BOndnls 
90, der SPD und der Gruppe der POS) 

( ... ) 
Frau Ganseforth (SPD) : 
( ... )Die zweite zeigt, daß die Zerstörerische 
Wirkung der Atomindustrie bereits bei der 
Urangewinnung beginnt und wahrscheinlich 
nicht nur dort zu solchen und Ahnlichen 
Problemen fOhrt. Das, was wir an Altlasten 
in den Uranfördergebieten Sachsens und 
ThOrlngens vorfinden, Ist unvorstellbar. Je 
nAher Ich mich damit beschAftlgt habe, um 
so entsetzter war ich. lch glaube, es Ist noch 
sehr viel mehr zu befOrchten, als wir heute 
ahnen. Belspielhaft sei die Radonbela· 
stung erwlhnt; dabei handelt es sich um 
ein natOrllchesradloakUvee Edelgas, das 
sich ln Baumaterfallen, z.B. ln Hlusern, 
konzentriert Der Mittelwert der Radon­
belstung liegt bel Gabluden normaler­
weise bel so Becquerel pro Kubikmeter. 

DieGrenze der Normalbelastung liegt bel 
250 Becquerel pro Kubikmeter. Die Splt· 
zenwerte, die jetzt ln den Uranabbauge­
bieten gemeuen worden alnd,llegen bel 
15.000 Becquerel pro Kubikmeter. Das 
heißt, Im Vergleich zum Grenzwert &Oma I 
so stark. So viel zu den HAusern. ( ... ) 

( ... ) 
Köhler (COU/CSU): 
( ... ) Die Folge sind Schadstoffimmissionen 
in einer Höhe, wie wir sie uns kaum vorsie I· 
len können. ( ... ) Zwischen 1952 und 1989 
wurden 6.800 Uranbergleute mit Lungen­
oder Bronchialkrebs registriert. ln 5.132 
FAllen wurde diese Erkrankung als Berufs­
krankheit anerkannt. Es liegen aber nur un­
vollstlndlge Daten vor. Denn Im Verschlei­
ern derTatsachenwarselbstdle SED Immer 
gro8. Alarmierend sind deshalb auch erste 
Meßergebnlsse, die eine Radonbelastung 
der WohnhAuser ln der Umgebung des 
Bergwerks von bis zu 100.000 Bq/m' ans 
Licht brachten. Doch nicht nur ökologisch 
katastrophale ZustAnde mit Krankheiten als 
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Folge sind festzustellen, sondern auch in 
allen anderen Bereichen manifestiert sich 
die Vermutung, daß es der SED jahrelang 
nur darum ging, Ihre eigenen Vorteile zu 
verwirklichen. ( .•• ) Oie Kosten, die jetzt 
durch die Sanierung verursacht werden, 
sind Immens. Niemand kann undwird erwar­
ten, daß sich die ZustAnde von heute auf 
morgen Indem und aua einer Kraterland· 
schaft der Garten Eden wird. Es wird ein 
schwieriger, fOr viele auch schmerzlicher 
ProzeB, die Wismut AG sozial, ökonomisch 
und ökologisch so umzubauen, daß sie fit 
wird tOrdie Soziale Marktwirtschaft. Immer­
hin geht es um ca. 30.000 ArbeitsplAtze fOr 
Menschen aus den Lindern ThOrlngen und 
Sachsen. 
FOr viele dieser Beschlftlgten wird es allein 
deshalb besonders schwierig, weil sie bis­
her einen sozialen Standard hatten, derOber 
dem Durchschnitt in der ehemaligen DDR 
lag. Es Ist durchaus zu erwarten, daß die 
Kollegen von links wieder gewaltig Ober die 
sozialen Nöte einerseits und Ober die Nicht­
finanzierbarkeil der Kosten andererseits 
lamentieren. ( •.• ) 

Robin Wood lieferte "GiftmOII bei der Wismut AG an. Eine Kontrolle fand nicht statt,Umweltminister Töpfer wurde Zeuge der Aktion. 
PAN-Foto: Uwe Kraft 
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Atomare Teilhabe 
oder 

Atomwaffenverzicht 
Im folgenden drucken wireinen Bai· 
trag von lnga Llndemann, wlaMn· 
achaftllcha Mitarbeiterin darGrOnan 
Im Bundaatag zum Thema: Uranab­
bau dar Wiemut ln dar DDR, auf dem 
Hearing: Atomara Tellhabe oder 
Atomwaffanvarzlcht?- Dia BRD und 
Atomwaffen am 15./16. Septamber 
1990 lnBonn,ab. Wlrvar6ffantllchan 
hier auazugawalaa Ihr Manuakrlpt: 
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UnterderFragestellung:BROvorderVerel· 
nlgung · ein "Atomwaffensteat auf Abruf"? 
scheint es nicht einleuchtend, doch nahelie­
gend sich mit dem Uranerzbergbau ln der 
DDR zu beschlftlgen. 
Oie größten Uranvorkommen Europaslagen 
auf dem heutigen Gebiet der DDR und 
wurden fOrdasAtomrOstungsprogramm der 
Sowjetunion ausgebeutet. Oie Bundesre­
gierung hat im Rahmen der Verhandlungen 
zum sogenannten Einheitsvertrag die Stille· 

gungdesBergbaualnderODRzum 1.1.1991 
angekOndigt. Das Erz sei zu arm, die Pro· 
duktlonskosten zu hoch und der Weltmarkt· 
preis fOr Uran liege Im Keller. Dasletzte Wort 
scheint aber offensichtlich noch nicht ge­
sprochen. 
Ob die BundeStepublik gegebenenfalls 
sogar ein mllltlrlsch-strateglsches Interes­
se an dem Uranerz der DDR und/oder dem 
Gesamtbetrieb der Firma Wismut inklusive 
der deutschisowjetischen Verbindungen 
auf dem nuklearen Sektor hat, ist mltzube· 



rOcksichtigen. 
Ober40.000 Menschenarbeitenheute noch 
bei der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesell­
schaft Wismut, die somit mehr Arbeiter in 
ihrem Atomunternehmen beschäftigt, als 
die Atomwirtschaft in der BRD Beschäftigte 
hat. Die Wismut galt in den letzten Jahr­
zehnten al$ exterritoriales Gebiet, militä­
risch abgeschirmt und wurde demzufolge 
ohne Genehmigungennach Berg-und Atom­
recht betrieben. Unfälle der Wismut Be­
schäftigten waren Sacha qes Staatssicher­
heitsdienstes und des S'Owjetischen Ge­
heimdienstes. Aufgrund der bilateralen 
Verhandlungen zwischen der DDR Regie­
rung undder Regierung der UdSSR Oberdie 
vertraglich vereinbarten Uranlieferungen 
und Ober die Fortführung der Verpflichtun­
gen der DDR gegenOber der Sowjetunion, 
hatte die UdSSR angekündigt, das Uran der 
Wismut fOr den Weltmarkt freizugeben und 
sich ausderSDAG Wismutzurückziehen zu 
wollen. Die sowjetischen Verhandlungen 
mit der DDR Seite sind beendet. Die Ver­
handlungen der UdSSR mit der BRD sollen 
noch in Gange sein, wobei die Wismut 
Themaeinereigenständigen Arbeitsgruppe 
sein soll. 
Die SDAG Wismut hat in Spitzenzeiten ca. 
8.000 t/Jahr gefOrdert. Nicht auszuschlie­
Sen ist, daß das in der DDR gefOrderte Uran 
welches zur Anreicherung in die UdSSR 
ging, von der UdSSR als angereichertes 
Uran wiederum in die BRD geliefert wurde. 
Unterlagen darOber mOßten in Moskau, 

Berlin und Bonn liegen. 
Zur Zeit soll die Fördermenge der Wismut 
bel3.000 t/Jahr liegen. Nach Angaben aus 
dem DDR Au8enmlnlsterlum ist mit einem 
Ende der Uranproduktion zu rechnen. Doch 
nähere Erkenntnisse liegen nicht vor. Die 
Wismut selber rechnet mit einem Auslaufen 
des Uranabbaus binnen 1 0 bis 30 Jahren. 
Wieviel Uran noch Im Boden liegt, ist unbe­
kannt. FOr eine strategisch-militärische 
Verfügungkönne die Reserve in jedem Falle 
von Bedeutung sein. Die gegenwärtige 
Aufbereitungskapazität beträgt nach Anga­
ben der Bundesregierungetwa 3 Mio. t "Erz• 
pro Jahr. (vgl. BT Drucksache 11/7511 vom 
27.6.1990). 
Eigene Aufbereitungskapazität fOr Uranerz 
steht der Bundesrepublik derzeit nur einge­
schränkt zur VerfOgung. Die bisherige •yel­
low cake" Produktion in der Urananlage 
Eilweiler mußte wegen deren jahrelangen 
illegalen Betriebes und der Überschreitung 
der zulässigen Strahlenbelastung fOr die 
Bevölkerung und strahlenexponierte Arbei­
ter im letzten Jahrgeschlossen werden. Das 
letzte, noch bis Ende dieses Jahres in 
Menzenschwand geförderte Uran wird zur 
Aufbereitung in die CSFR verbracht. Soweit 
zur Lage in der BRD. 
Die Selbstdarstellung der SDAG Wismut 
liest sich in ihrer ersten und bisher einzigen 
Veröffentlichung, die als Entgegnung auf die 
Pechblende Studie von Michael Beleites 
verstanden werden muß, folgendermaßen: 
•Heute stellt die SDAG Wismut ein komple­
xes Montanunternehmen mit sechs Berg­
baubetrieben, einem Aufbereitungsbetrieb 
zur Konzentraterzeugung, eigenen For­
schungs- und Entwicklungseinrichtungen, 

Erkundungs-, Projektierungs-, Bau-, Mon­
tage- und Transponbetrieben sowie einem 
entwickelten Maschinen und Anlagenbau 
dar. "(Uranerzbergbau contra Umwelt, Kari­
Marx-Stadt 1990) 
Die Verantwortlichen des Firmenkonsor­
tiums meinen durch "diese Vielseitigkeit" 
des Unternehmens auch unter marktwirt­
schaftliehen Gesichtspunkten vielverspre­
chende Ansatzpunkte zur Profliierung der 
Firma Wismut bieten zu können. Die Zukunft 
derWismutistungewiß,dennochhatlnteru­
ran bereits ein memorandum of understan­
dlog Ober die Uranvermarktung und die 
geologisc~/technische Kooperation mit der 
Wismut abgeschlossen. Auch die STEAG 
steht in Verhandlungen mit der Wismut. 

Die Altlast des Wismut 

Doch ein Hauptproblem der Wismut, und 
nach der Vereinnahmung der DDR auch ein 
Hauptproblem der Bundesregierung, sind 
die durchjahrzehntelangen Uranabbau und 
Erzaufbereitung verursachte radiologisch/ 
chemische Verseuchungen und die großflä­
chige Zerstörung eines Gebietes von Ober 
1.200 Quadratkilometern. Es ist nicht aus­
zuschließen, daß es aufgrund der hohen 
Strahlenbelastungen zu Evakuierungen der 
Bevölkerung kommen muß. ( ••• ) Eines 
scheintjedoch klar, daß es bei einer konse­
quenten Anwendung des bundesdeutschen 
Atomrechtes und der bundesdeutschen 
Strahlenschutzverordnung auf dem Gebiet 
der DDR zur sofortigen Schließung des 
Wismut Betriebes kommen mOßte. Umge­
hende Maßnahmen zur Haldensanierung 
mOssen eingeleitet werden, um so eine 
weitere Gefährdung von Mensch und 
Umwelt so weit wie möglich einzudämmen. 
( •.. ) Allein die Sanierung der Halden wird 
mehr als 50 Milliarden Mark kosten. ( ... ) 

Der sogenannte Einheits­
vertrag 

Was !lieh dennoch abzeichnet, istein Skan­
dal ersten Grades. Im sogen. Einheitsver­
trag vom 31.8., der am 20.9.91 geltendes 
Rechtwerden wird, hatdie Bundesregierung 
mit vorgesehenen Überleitungsregelungen 
die bundesdeutsche Strahlenschutzverord­
nung fOr den Uranbergbau und die Folgen 
auf dem Gebiet der DDR außer Kraft ge­
setzt.( ••• ) 
(Siehe hierzu .Artikel aus dem atom Nr. 32, 
Stromvertrag: Sonderregelungen fOr die 
Wismut, S. 28, Anm.: atom) 

Zur Geschichte des Uran­
bergbaus in der DDR: 

Uranerzvorkommen in der DDR wurden 
erstmalig im 18. Jahrhundert nachgewie­
sen. Doch erst die Entdeckung der militäri­
schen Nutzung der Atomkernspaltung ließ 
die Uranerzvorkommen in Deutschland an 
Bedeutung gewinnen. ln St. Jochimstal 
wurde Anfang des 20. Jahrhunderts das 
erste Uranerzbergwerk Europas aufgebaut 
, daß bis 1939 auch das einzige bleiben 

Wismut 

sollte. Im Rahmen des AufrOstungspro­
grammsdesDritten Reicheswurden ab 1933 
Uranerz gefördert und entsprechend der 
staatlichen Auflagen zu Forschungszwek­
ken an die Berliner Universität geliefert. 
Hitler ließ mit diesem Uran an der deutschen 
Atombombe basteln. Im FOhjahr 1949 Ober­
nahmen die Sowjets den Betrieb der Wismut 
und begannen das Uranerz in großem 
Maßstab abzubauen, zu verarbeiten und zur 
Anreicherung in die UdSSR abzutranspor­
tieren. Zur Tilgung eines Teils der sowjeti­
schen ReperationsansprOche wurde die 
Wismut 1947 in das Eigentum der UdSSR 
OberfOhrtundzurSowjetsch-DeutschenAk­
tiengesellschaftSDAG Wismut erklärt. Weit 
Ober hunderttausend Menschen wurden 
bereits im sowjetisch/deutschen Uranabbau 
und der Verarbeitung ausgebeutet. 

Stand der sowjetisch-deut­
schen Entwicklungen 

ln den letzten Monaten wurde spekuliert, die 
Sowjetunion hätte sich aus der SDAG Wis­
mut herausgezogen, das ihr zustehende 
Uran fOr den Weltmarkt freigegeben und 
somit die deutsch-sowjetischen Lieferve­
reinbarungen gelöst, als auch sich der so­
zialen, ökologischen und ökonomischen 
vertraglich geregelten Vereinbarungen ent­
zogen. Der Stand derdeutsch-sowjetischen 
Vertragsverhandlungen bezogen auf die 
Wismut ist noch unklar. 

Als Fazit ist zu sehen: 

Der sogen. Einheitsvertrag sieht gesetzli­
che Ausnahmeregelungen vor. Dazu zählt 
die Außerkraftsetzung der Strahlenschutz­
verordnung fOr den Uranbergbau und Uran­
verarbeitung auf dem Gebiet der DDR. Das 
bedeutet unter anderem denmöglichen Wei­
terbetrieb des Förder- und Verarbeitungs­
betriebes und eine um Jahre und Jahrzehn­
te verzögerte Sanierung der Halden und 
tailings. Scheut die Bundesregierung die 
öffentliche Diskussion um die Machenschaf­
ten der sowjetisch-deutschen Aktiengesell­
schaft SDAG Wismut nur wegen des finan­
ziellen Desasters, das sie auf sich zukom­
men sieht, und im Zuge der Kostenermitt­
lung im Rahmes des sogen. Einheitsvertra­
ges verschwelgen will? Oder gibt es andere 
GrOnde, die sich aus der sowjetisch militäri­
schen Vergangenheit der Wismut ergeben 
und fOr die Bundesrepublik in Zukunft von 
vitalem Interesse sein können? Ich möchte 
anregen, diese Fragen zu untersuchen und 
somit den Schleier des Vergessen& auch in 
der Bundesrepublikein blßchenanzuheben. 
Die politische Forderung muß lauten, die 
bundesdeutsche Gesetzgebung auf das 
Gebiet der DDR voll anzuwenden, so unzu­
reichend sie auch ist, und aus den sich 
ergebenden Konsequenzen der Evakuie­
rungen und Umsiedlungen, den Stillegun­
gen und Sanierungsanforderungen zumin­
dest ein Mindestmaß zum Schutz der Men­
schen und der Umwelt vor den schädigen­
den Auswirkungen der radioaktiven Strah­
len in der DDR zu unternehmen. 

lnge Lindemann 
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Wismut 

Im Nachfolgenden geben wir die 
zweite Hllfte elnea Papieres der 
·aorgerlnltlatlve Radon" aua der 
DDR wieder: 

( ... ) 
1. Historischer Überblick 

Anfang der fOnfzJger Jahre begann ln der 
Region Ronneburg ln OstthOrlngen der 
Uranerz-Bergbau, zuerstln Form von Ober­
tagebauen; die Erzaufbereitung erfolgte ln 
westsichslachen Aufbereltungsanlagen. 
Ende der fOnfzJger Jahre wurde der AB 102, 
die Erzwische Seellngstldt, errichtet und 
Anfang des Jatves1i60 ln Bettleb genom­
men. Dieses Werk nutzte als Industrielle 
Absetzanlage den ehemaligen Tagebau 
Tr.Onzlng. 
Wegen des hohen Geheimhaltungsgrades 
Ist es jetzt auch noch achwer, alle Vorginge 
um die Absetzunsanlagen aufzuklAren: Das 
hier radioaktiv kontaminierte& Materlai 
abgelagert wurde und ln welchem Umfang, 
darOber wird noch zu forschen sein. 
Die Absetzanlage TrOnzlng wurde bis 1967 
genutzt. Dann erfolgte das Stillegen des 
Becken A, wAhrend das Becken B noch 
heute, 19i0, als Abwasserstapelbecken 
genutzt wird. Zeltgleich mit der Stillegung 
erfolgte die Betriebsaufnahme der Industri­
ellen Absetzanlage Culmltzach, ebenfallsln 
einem ehemaligen Tagebau, dernurca. 700 
m nordwestlich desehemaligen Tagebaues 
TrOnzlng liegt! Diese Absetzanlage wird bis 
heute genutzL 
Mit der Betriebsaufnahme der Erzaufarbei­
tung Seellngstldt wurden schrittweise alle 
anderen Aufbereitungsbetriebe aufgelas­
sen, so daß die gesamte Uranerzaufarbel­
tung der sOdllchen ehemaligen DDR ln die­
sem Werk erfolgte. Diesem Umstand Ist es 
mit zu schulden, daB der Betrieb Seellngs­
tldt zu einem ernsten Problem werden 
mußte. Es geht hier um Gr6Benordnungen, 
die zumlr.stens ln Europa ungew6hnllch 
sind. 

2. Zur räumlichen Größe der 
Industriellen Absetzanlage 
TrOnzlng und Culmltzsch 

Die Absetzanlagen, ohne Haldenfliehender 
ausgeerzten Tagebaue ( auf denen eben­
falls mit radiologischen Belastungen zu 
rechnen Ist), haben folgende Gr6Ben: 

IAA TrOnzlng Becken A 
(SIIIkatbecken) 0,865 qkm 

Becken B 
(Carbonatbecken) 0,550 qkm 

Gesamtohne 
Außenbermen 1,<615 qkm 

IAA Culmlttzsch Becken A 
(SIIIkatbecken) 1,500 qkm 

Becken B 
( Carbonatbecken) 1,050qkm 

Geaamtohne 
Außenbermen 2,550 qkm 

Rechnet man alle Fliehen zusammen, auf 
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denen mit radioaktiver Kontamination mit 
hoher Warschelnllchkelt zu rechen Ist, so 
nehmen die Halden der ehemaligen Tage­
baue, die Absetzanlagen und das Aufberei­
tungsbecken eine Fliehe von rund 9,3 qkm 
eln,nlchtmltgerechnetdleTrassenderVer­
kehrawege, auf denen der Erztranaport er­
folgte. ln mindestens einem Fall Ist uns be­
kannt, daß durch einen Sehnunfall Erz ver­
streut worden Ist. 

3. Zum GefAhrdungspoten­
tial durch die Absetzanla­
gen TrOnzlng und Cul­
mltzsch 

3.1. M6gllcher lollacherTr~~naport 
trockengef•llener BeckenMdlmen­
te: 
Diese Belastung Ist uns dokumentarisch 
durch Fotos belegbar, denn beim Betreiben 
der Anlage lieB es die Wismut zu, daB 
SpOistrlnde nicht feucht gehalten wurden, 
so daß es besonders bei IIngeren Trocken­
perioden zu einer erheblichen Belastung der 
Umwelt kam . Erst seit dem Januar 1990 hat 
die Wismutmitdem AbdeckenderSpOistrl n­
de begonnen. 
3.2. R•don•uawurf •u• den Fli­
ehen der lnduatrlellen AbMtzanl•ge: 
Nach Wismut-eigenen Angaben lat Ober 
nichtabgedeckten FlAchen miteinem Rado­
nauswurf von rund 208qlqm/a zu rechnen, 
wobei nach kanadischen Erfahrungen bis zu 
70 Bqlqm/a auftreten k6nnen. 
3.3 B•l•atung d•• Grundw•aMra 
und der ruatOrllchen Vorfluter: 
Dieser Belastung wurde in der Vergangen­
heltllngstnlchtderStellenwertzugeordnet, 
der Ihr zusteht. Zwar hat die Wismut Im 
Umfeld der IAA Culmltzsch Slckerwasserer­
fassungen und Tiefbrunnen in Betrieb, doch 
um die IAA TrOnzlng Ist Ober Jahrzehnte 
nlchtageschehen. Nacheinerdurch die Wls-

mut ln Auftrag gegebene Studie betrAgt die 
natOrtlche NiederschlagsmengeN ..&30 mm 
Im Jahr, die Verdunstungalelstung V• <670 
mm/a, daraus folgt 630 mm N - <670 mm V . 
160mmAbflu8proQuadratmeteriAIIelnauf 
der FlAche des Becbns A ln TrOnzJng ver­
schwinden so rund 1<60 000 kbm pro Jahr 
OberdleoberenAqulferlndasGrundwasser 
dea OstthOrlnger Gebietes. 
Dazu kommt noch, daß auf der IAA TrOnzing 
von 1981 bis zu unserem Protest 1i8i eine 
SondermOlldeponie fOr "dOnnfiOsslge 
Schadstoffe" betrieben worden Ist; laut uns 
bekannten Untertagen wurden hier von 
schwermetallhaltlgen Kllrachllmmen bis 
hin zu Pflanzenschutzmitteln und Schld­
llngsbeklmpfungsmlneln alle m6gllchen 
SondermOllarten •entsorgt•. Wiewelt heute 
bereits die Schadstoffahne reicht, Ist welt­
gehendnochunbekannt.Ebensodlecheml­
sehen Wechselwirkungen mitden Beckenln­
haltsstoffen sind noch nicht aufgeklArt. 

4. Allgemeine Aussagen zu 
unserer BOrgerinitiative 
Wenn wir Ober unsere Arbeit spreChen, 
geh6rt ein Dank all den Einrichtungen und 
Institutionen, die uns unterstOtzen. Nennen 
m6chten wir: 
• BUND Naturschutz Bayern, Umweltlabor 

Bamberg, Herr Dr. Trautmann-Popp 
• Strahlenbiologisches institut der Maxlml­

llan-Unlversltlt MOnchen, Prof. 
Dr. Langfelder 

• Unabhlnglge Maßstelle ßamma 
• Strahlentelex Berlln (Bernd lehmann) 
• Kirchlicher Umweltkreis Ronneburg 

Durch die genannten Einrichtungen hatten 
wir gegenOber den eigentlichen Gegnern, 
ehemalige DDR-Beh6rden, die SDAG Wis­
mut, das Staatliche Amt fOr Atomsicherheit 
und Strahlenschutz der ehemaligen DDR, 
Immer die n6tlge ROckendeckung in Sach­
fragen. 

Robln Wood lieferten GiftmOll bei der Wismut AG ab PAN-FO'to: Uwe Kraft 



Kurioser Begleiteffekt 

Die DDR-Atomanlagen werden verstaatlicht 
Die Novelle des Atomgesetzes garantiert 

deren Welterbetrieb für die nächsten 5 bis 10 Jahre. 
Vorachnel~ Kommentatoren Interpretieren 
Klaus T~pfera Auaaerungen auf der Bonner 
Preaaekonferenz vom 11. S.ptember be­
reltaaladaaendgOitlge Austordie Atommei­
leraufdem Gebietder DDR. Der Bundeaum­
weltmlnlater hatte angedeutet, da8 die drei 
berelta atlllgelegten 440-Megawatt-Dru~ 
lreaktoren ln Grelfawald nicht wieder ans 
Netz gehen sollen. Block I soll nur noch die 
Fernwarmeversorgung Inder Region biszur 
Fertlgatellung eines ..._lzkraftwerkea Im 
November sicherstellen. "Im Grundsatz• sei 
aberauch belallenv~rwelteren Kraftwerks­
bl6cken in Grelfawald - drei davon sind Im 
Bau, Block V Ist wegen eines St~rfalls Im 
Probebetrieb vom Netz genommen worden 
-und auch bei den 1 000 MW-KI~tzen, dleln 
Stendai/Eibe derzeit Im Bau sind, mit •er­
heblichen technischen NachrOstungen• zu 
rechnen. 
Der Stromvertrag zwischen TreuhandiDDR 
und den drei westdeutschen Stromrleaen 
RWE, Bayerwerke und PreuBenEiektra 
hatte Alt- und Neureaktoren ln der DDR 
auadrOckllch ausgenommen. DasStromtrio 
zeigte v6111gea Dealntere ... an der Ober­
nahme der Altreaktoren ln Grelfawald bzw. 
dem Minireaktor Rheinsberg (70 MW). Bel 
den Neubauten sind die Unternehmen nur 
dann bereit elnzuatelgen, wenn diese eine 
rechtssichere Dauerbetriebsgenehmigung 
hltten. Dieses, so Klaus T~pfer weiter, sei 
ln Zukunft S.che des Bundes. Allerdingal 
Mit dem 3. Oktober geht das von Treuhand 
verwaltete Eigentum ehemals volkseigener 
Betriebe, fOr das sich kein privater Investor 
gefundenhat.lndenBesltzdeaBundeaOber 
- nachzuleaen Im Artikel 25 des Einigungs­
vertrages. Damit Ist die Zukunft der maro­
den DDR-Reaktoren ln der Tat "Sache des 
Bundes", denn sie ge~ren der BAD. Die 
Treuhand als Anstalt ~ffentllchen Rechta 
unterl~gt ab 3. Oktober der Kontrolle dea A­
nanzmlnlatera. Dleaea Kuriosum kommt die 
Steuerzahler ln jedem Fall teuer zu stehen: 
entweder zahlen sie die Kosten ln Mllllar­
denh6he fOr die Nachr.Oatungen, dann stel-

gen die Konzeme wieder ein Ins Atomkar­
rusael. Oder sie zahlen die Kosten fOr den 
"sicheren Einschluß" bei Stlllegung. FOr 
Rheinsberg Ist das absehbar, fOr die Bl~cke 
I blsiVIn Greifswald wahrscheinlich. Außer­
dem drohen dem neuen Staatsbetrieb hap­
pige Konventionalstrafen - gemunkelt wird 
von 7 Mrd. DM. Die DDR hat1e schileBlieh 
langfristige Uefervertrlge fOr den Brenn­
stoff ln Greifswald mit der UDSSR verein­
bart. Etwaige Stillegungen oder der AbriS 
selen, so Klaus Töpfer lapidar, "nicht aus 
der Portokasse zu zahlen•. 
Das ~ffentllche Alsonieren T~pfers Ober die 
zweifelhafte Zukunft der DDR-Atomkraft 
wird jedoch durch die fieberhaften Aktlvltl­
ten der Rechtsspezialisten seines Hauses 
konterkariert. Eine wesentliche Bedingung 
der Stromwlrtschaft, die rechtssicheren 
Dauerbetriebsgenehmigungen, wird schon 
jetzt bis zum 3 Oktober erfOIIt sein. Der 
umfangreiche Anhang des Einigungsvertra­
ges garantiert die Betriebserlaubnis der 
jetzigen DDR-Atommeiler bis zum 30.6.95. 
Genehmigungen fOr den Transport des 
AtommOlla gelten bis zum 30.6.1992 fort, 
u·nd der Betrieb des Endlagers Mors~ben 
wird sogar fOr weitere 1 0 Jahre bis zum 
30.6.2000 alehergestellt V~lllg unbefmerkt 
von dem gegenwlrtlgen Tohuwabohu Im 
Einigungstaumel 'basteln die Justitiare an 
den Novelle des Atomgesetzes. Diese 
zweifelhafte Genehmlgungspraxls, d~ die 
DDR-Atomanlagenvordem westdeutschen 
Atomrecht schOtzen sollen, wird als f 57aln 
dasAtomrechtObernommen.Am 5. Septem­
ber 1990 fand bereits die erste Lesung statt. 
FOr Helnz Lalng, den Atomexperten der 
BonnerGRÜNEN,Ist das ein glatter Rechts· 
bruch: •Damltglbteszweler~l Atomrecht Im 
kOnftlgen Deutschland". WOrde das stren­
gere Atomrecht auf die DDR-Atomanlagen 
angewandt, stOnden dleae tatsichlieh vor 
dem Aus. Dasist offensichtlich nicht gewollt. 

Wolfgang Ehmke 

Wiemut 

Literaturliste zur Energie­
situation ln der DDR: 

(1) "Die Entsorgung von radloaktlven Ab­
produkten aus der Anwendung der Atom­
energie der DDR" (1 HO) vom Staatlichen 
Amt fOr Atomsicherheit und Strahlen­
schutz, Report SAAS 381 , ca. S., 10,­
DM. 

(2) Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau 
Wollny und der Fraktion DIE GRÜNEN -
Druckseche 11n547 -"Lagerungradloak­
tlver AbfAlle der DDR und Konsequenzen 
aus den atomrechtlichen Bestimmungen 
des Umweltrahmengesetzes• und Antwort 
der Bundesregierung vom 16.08.90. 

(3) "Gorleben und Bartensieben sollen 
lebent•, Buch von Jens Scheer u.a.; ca. 
150 S., 3,- DM. 

(4) "HoneckersGorleben heißt Bartensle­
ben - Dokumentezur AtommOlllagerung ln 
der DDR - miteinem Kommentarvon Prof. 
JensScheer•, Brosch0re,30S.,1 ,50 DM. 

(5) "Energie und Umwelt - FOr die BerOck­
alchtlgung von Gerechtigkeit und Sc~p­
fungsverantwortung bel der l~sung von 
Energieproblemen ln der DDR; 1988; er­
arbeitet vom UnterausschuB "Energie 
"des Ausschusses "Kirche und Gesell­
schaft" Im Auftrag der Konferenz der 
Evangelischen Kirchenleitungen ln der 
DDR; ca. 250 S.; 20,- DM. 

(6) ·zur Energiesituation ln der DDR -
Darstellung, Kritik und Perspektiven der 
Elektrlzltltsveraorgung•. Gutachten Im 
Auftragder Partel DIE GRÜNEN, Fraktion 
DIE GRÜNEN Im Bundestag und Fraktion 
der Altematlven Liste Berlln. Zu beziehen 
Ober BAG-Energle, c/o Wolfgang KOhr, 
Colmantatr. 36, 5300 Bonn 1, Tel.: 0221 / 
228666 

(7) "Alternative Energiepolitik ln der DDR 
und ln West-Berlln·- M~llchkelten einer 
exemplarischen Kooperatlon ln Mltteleu­
ropa•. 
Gutachten Im Auftrag der Alternativen 
Uste fOr Demokralle und Umweltschutz ­
Fraktion Im Abgeordnetenhaus von Ber­
lln; vorgelegt Im April 1987; Neuauflage: 
1988. 

(8) "INFO-Mappe Morsleben"; Grundle­
gende Informationen, zusammengestellt 
von der Arbeitsgemeinschaft SCHACHT 
KONRAD: 3,50 DM. 

Bai den angegeben PreiMn handelt" 
alch um S.lbatkoatenprela (ggfa. zzgl. 
Porto). Zu beziehen Ober: 
Arbeltagemelnachaft SCHACHT KON· 
RADe. V., BOro SZ: Bleck.enatedter Str. 
24, 3320 8alzglt .. r·Bieckena .. dt, Tel.: 
05341/17482 (Mo·Do 16·18 h) 
Telefax: 0531/815610 
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Herbstkonferenz 

Herbstkonferenz '90: 
Vor Monaten konnte Mensch noch den Eindruck gewinnen, die Anti· 
AKW-Bewegung geht Ihrem Ende entgegen. 
Umso überraschender war die Herbstkonferenz vom 16. • 18.11. in 
Bremen. Ca. 150 Teilnehmerlnnen, darunter etliche aus der ehemali-. 
gen DDR, diskutierten überdie Situation und die Perspektiven des Wi­
derstands gegen das Atomprogramm. 
Nicht zuletzt der guten Vorbereitung und Organisation durch die 
Bremerinnen (Lob,Lob,Lob ••• ) ist es zu verdanken, daß das Treffen in 
einer konstruktiven Atmosphäre verlief und die Konferenz auch zu 
handfesten Ergabissen führte. 
Im Verlauf des Wochenendes haben nachstehende Arbeitsgruppen 
stattgefunden: 
1. Niedersächsisches Standortetreffen 
2. Atomtransporte 
3. Atomanlagen in den neuen Bundesländern - neue Kampagne für 

1991 (Greifswald, Morsleben, Stendal ect.) 
4. Biologische Dosimetrie 
5. Auswirkungen nach Tschernobyl/ Ukraine nach Tschernobyl 
6. Bedeutung von Forschungsreaktoren 
7. Uranabbau 
8. Zu den neuen Reichstagswahlen 
9. Während der Konferenz gab es ein Treffen der linksradikalen Anti­

AKW-Gegnerlnnen. Arbeitsergebnisse und Kontakt: über AKU­
Wiesbaden 

Im folgenden werden wir einen Bericht über die Eröffnungsveranstal­
tung am Freitagabend, das Plenum zu der Rot-Grün und Ost-West 
Diskussion, sowie die beschlossenen Resolutionen, Empfehlungen 
ect. dokumentieren. 
Die Protokolledereinzelnen Arbeitsgruppen könnt ihr in der nächsten 
Ausgabe der aaa (anti-atom-aktuell, Scharnhorststr. 57, 4400 Mün­
ster) nachlesen. 

Auftaktveranstaltung 
Im Rahmen der Herbstkonferenz in Bremen 
fand am Freitag eine Auftaktdiskussion 
unter dem Titel: •warum wir weiterhin an 
einer außerparlamentarischen Antl-AKW­
Bewegung festhalten, statt. Wir, die BBA, 
hatten mit der Diskussion zum Ziel, uns 
endlich zusammen mit unterschiedlichen 
Bremer Gruppen, unseren eigenen Struktu­
ren zuzuwenden. Bei der Suche nach dem 
Auftaktthema haben wir lange nach dem 
Thema gesucht. Aber in der Vielzahl von 
Tatsachen, die die Atomindustrie gegenO­
ber uns schafft, fällt es schwer, Prioritäten 
zu setzen. Es gibt soviele Einzelbereiche, 
an denen gearbeitet werden sollte. 
Uns wurde klar, daß es falsch ist, wieder ein 
neues Steckenpferd zu suchen und zum 
zentralen Angriffspunkt hochzustilisieren, 
den wir dann wieder, mit immer weniger 
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Leuten, inhaltlich oder aktionistisch ange­
hen. Das brennendste Thema fOr uns z.Zt. 
waren die eigenen Strukturen. 
Einschätzungen, die wir fOr die Diskussion 
in den Raum stellten, waren: 
-es wird immer schwieriger, ~ansehen fOr 
politische Themen zu interessieren, 
- Mensch lehnt sich beruhigt zurOck, da er/ 
sie sich durch z.B. Greenpeace und GrOne 
vertreten wähnt, 
- das Anti-AKW-Thema ist innerhalb der 
linken Bewegung •out•, 
-starke Fraktionierung zwischen den unter­
schiedlichen Gruppen nimmt zu, 
- Kommunikationsstrukturen reißen ab, 
- Gruppen unterschiedlicher Fraktionen 
setzen sich immer seltener an einen Tisch, 
-weil die einen •zu radikal" und die anderen 
•zu wenig radikal" sind, 
- Gruppen wenden sich nur noch ihrem 
Thema zu, 

- Austausch und gegenseitige Beteiligung 
an unterschiedlichen Schwerpunkten findet 
selten statt (nicht Ober den eigenen Toller­
rand/Horizont schauen). 

Von den eingeladenen 20 Bremer Gruppen/ 
Einzelpersonen waren ca. 10 anwesend; 6 
Gruppenvertreterinnen beteiligten sich an 
der Diskussion. Insgesamt waren ca. 140 
Menschen aus dem gesamten Bundesge­
biet zur Auftaktveranstaltung angereist. 
Darunter mehrere Vertreterinnen aus den 
neuen Bundesländern. Der Einstieg wurde 
von Bremer Gruppen mit einem Situations­
• Stimmungs- und Lagebericht eröffnet. 
Nach anfänglich schleppender Diskussion 
wurde bald rege, bundesweit und quer 
durchs politische Spektrum der Anti-AKW­
Bewegung .diskutiert. Trotz unterschiedli­
cher politischer Herkunft, Zielsetzung und 
Widerstandsvorstellung konnten alle betei­
ligten Gruppen ihre Positionen in einer 
angenehmen, sich gegenseitig zuhörenden 
Atmosphäre, vorstellen. Offen wurden Stim • 
mungsberichte aus den unterschiedlichen 
Gruppen vorgetragen, ohne in rigide "Durch­
halteparolen• oder Selbstmitleid zu verfal­
len. 
Am erstauntesten waren die Vertreterinnen 
aus den neuen Bundesländern, fOr die die 
"alte"-Anti-AKW-Bewegung bis dato eine 
homogene Gruppe war und Orientierungsli­
nie fOr starken außerparlamentarischen 
Widerstand, sich nun aber als breitfächriges 
Spektrum darstellte. Obgleich durch die Re­
deliste, viele Beiträge sich aufeinander 
bezogen, zeichnete sich ein realistisches 
Bild Ober den Zustand der Bewegung ab. 
Trotz vieler Beiträge, die sich an den GrOnen 
abarbeiteten, anstelle von Entwicklung ei­
gener Positionen, wurden einige strukturel­
le und inhaltliche Lösungsvorstellungen 
angefOhrt (z.B. Zusammenarbeit Ober den 
Tellerrand hinaus, regionale Vernetzung). 
Bei allen Unterschieden, die zu Tage traten, 
wurde nicht versucht, diese zu vereinheitli­
chen, sondern in ihrer Verschiedenheit im 
Raum stehen zu lassen. Gegen Harmonisie­
rung und Einheitsbrei, fOr das Bestehen der 
Unterschiede. 
FOr die Veranstalterinnen war es Oberra­
schend, daß fOr ein solch unangenehmes 
Thema bundesweit soviele Gruppen schon 
freitags erschienen sind. 
FOr den Bremer Raum konnte die Zielset­
zung der Veranstalterinnen nicht erreicht 
werden, aber der Verlauf hat uns ermuntert, 
an diesem Punkt weiter initiativ zu werden. 
Perspektivische Handlungsansätze und 
konkrete Aktionsvorschläge sind das Ziel 
weiterer gemeinsamer Diskussionen. 
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Plenum zu rot-grün und 
der Situation in den 
neuen Bundesländern 
ln der Olskuaalon wurden viele Themenbe­
reiche angerlaaen, wirwerden nachfolgend 
versuchen. die wichtigsten Ansitze featzu­
halten. 
• Aua Schleawlg-Holateln wurde berichtet, 
daßdieSPOzwarlrgendwannvomAuutleg 
geredet hat, konkret aber hinter keinem wie 
auch Immer gearteten Auaatleg aus der 
Atomwirtschaft ateht. Offentllchkeltaarbelt 
belreibt ale lediglich zum Thema Energie­
sparen. 
·Auch fOr Nlederaachaen war die Elnachlt· 
zung, daß alch ln Atomfragen nlchta verln· 
dert hat So wurden die Genehmigungen fOr 
Faßtranaporte, Brennelementet.rtlgung in 
Ungen nach rot-grOn erteilt. 
• Ea wurde betont, daß rot-grOn eigentlich 
unlnter~aaant und nicht unser Thema Ist, 
sondem unser Thema aeln muß, waa wir 
dagegen halten k6Men und wie wir unsere 
Ideen um- bzw. durchaetzen k6nnen. 
Im Obrlgenk6nnendleGr0nennurdle Politik 
machen, dieihnen die Bewegung Oberllßt. 
• Krillalert wurde, daß wir achon zuviel Kraft 
und Zelt verachwendet haben, una an Par· 
telen und ReglerungakoaUtlonen abzuarbel· 
ten, anatatt una darauf zu ko~ntrieren, 
unsere Vorstellungen weiter zu entwickeln 
und durchzuaetzen. 
• Ala Grande, daß wir soviel Zelt an rot-grOn 
venchwenden, wurde genannt, daß die 
Anti·AKW-Bewegung momentan nicht so 
stark Ist und Ihr eine eigene Perspektive 
fehlt, aowle die Kraft, eine außerparlamen­
tarische Opposition aufzubauen, bzw. fort· 
zufahren. 
• FOr die Zukunft soll versucht werden, nicht 
weiter wie jetzt nur zu reagieren, sondem 
wieder zu agieren. 
• Hervorzuheben Ist hier noch die Position 
der Initiativen aua den neuen Bundeslln-

dem. Hier gibt es (noch) keine WidersprO· 
ehe und widerstreitenden Auffassungen 
zwischen den Partelen (bzw. zu den partel· 
politischen Streben und Vorhaben) und den 
außerparlamentarischen Gruppen und Be· 
wegungen.FOrslewarundlstjedelnltlatlve/ 
Partei, die gegen Atompolitik vorgeht, eine/ 
ein BOndnlapartnerln. 
- Solangeeaunsnlchtgelingt,dasAtompro­
gramm ln den neuen Bundealandern (mit 
aelnen maroden Anlagen/unaere sind auch 
nicht beaaer) zu verhindern, werden wir in 
den alten Bundeslindern schwierig Boden 
unter die FOße bekommen. 
- Festzuhalten blieb, daß die Bewegung 
Immer unterschiedlich war und ist, die Un· 
terschlede brauchen auch nicht ausgegli­
chen oder zugeschattet werden, sondem 
k6nnen nebeneinander stehen bleiben. 
Schließlich w~ardle VIelfalt Immer eine StAr· 
ke der Bewegung. 

Herbatkonferenz 

Beschlüsse, Empfehlun­
gen und Absprachen 

1. FOr 1 ee 1 Ist eine bundesweite Kampagne 
mit einer zentralen, zuaammenfaaaenden 
Großveranstaltung in Moraleben ge­
wOnscht, die mit den analaalgen Initiativen 
noch abgestimmt werden muß. 
Oie Inhaltliche Ausrichtung der Kampagne 
soll gewlhrtelaten, daß beatehende,laufen­
de und geplante Anlagen in den neuen und 
alten Bundestindem nicht vergeaaen wer­
den, aua dleaem Grunde sollen verschiede· 
ne, regional verankerte und ausgerichtete 
AktlvitAten stattfinden. Eine Vorbereitungs· 
gruppewurde angeregt (Weitere Beratun­
gen dazu auf der 2. Moraleben-Konferenz, 
Tagungsort Helmatedt). 
Der Atomenergiewirtschaft soll ein Beln 
gestellt werden, diegerade nachdem kalten 
Anachlu ß der DDR versucht, wieder ln die 
Offensive zu kommen. 
Mit Moraleben steht erstmalaln der Bundea­
republik ein sofort beziehbares Endlager zur 
Vertagung. Im Greifswald soll durch das 
Zusammenflicken dleaea Schrottreaktors 
ein Prlzedenzfall geschaffen werden, der 
FolgeauftrAge an 23 baugleichen Anlagen 
ln Osteuropa nach alch ziehen kann. 
Hiermit soll ein Tor fOr neue AbsatzmArkte 
ge6ffnet werden und zugleich durch die 
"Nachgebeaaerten• "AKWa mit Umwelten· 
gel" die Akzeptanz fOr laufende Anlagen 
erh6ht werden. Wir werden mit der Kampa­
gne und der Großaktion versuchen, daa Tor 
z:uzuaohlagen, die weitere Nutzung dea 
Endlagers zu verhindem und die laufenden 
Anlagen wieder zum Thema zu machen. 
2. Empfohlen wirdweiterhin die Wiederinbe­
triebnahme von MOhlheim-Kirllch nicht 
hinzunehmen. 
3. Der 1ei0 fertiggestellte Sorgenbericht 
wurde einstimmig begrOßt und die Arbeit 
gewOrdlgt. Oie Inhalte sollten weitere Ver­
breitung finden. 
4. FOr daa nlederalchalache Umweltmini­
sterium sind drei Stellen zu besetzen. Dort 
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Herbatkonferenz 

sollen fOr den Bereich ROckbau der Atoman­
lagen drei neue Planstellen geschaffen 
werden. FOr diese Stellen Ist niemand ge­
eigneter als wir. 
FOr diese Aktl6n Ist eine breit angelegte 
•stellenbesetzung" geplant. 
5. Der Jahrestag von Tschernobyl soll dazu 
genutzt werden, in den einzelnen Standor­
ten U!'ld Regionen weiter gegen das laufen­
de Atomprogramm zu mobilisieren. Eine 
zentrale Tschernobyl-Veranstaltung soll 
1991 nicht stattfinden. 
Aus dem Plenum: "Wie sollen zukOnftige 
Konferenzen auaaehen" - wurde folgendes 
angeregt: 
gewOnschtwurden fOr zukOnftige Konferen­
zen kleine Arbehsgruppen, lange Plena, die 
Inhaltlich vorbereitet sind, 
- mehrere Arbeitsgruppen zum gleichen 
Thema, um bessere Inhalte und breitere 
Mitsprache zu ermOgllchen, 
• Arbeltsgruppen, die auchfOr unseine Form 
von Fortbildung oder Qualifizierung darstel­
len. 
Die meisten konfusen Diskussionen auf 
Konferenzen treten unter Zeitdruck auf. 
Erinnert sei hierbei, daß Konferenzen von 
Freitagabend bis Sonntag-aplt Nachmittag 
- gehen. Bringt bitte a.uarelchend Zelt mit. 
ln Zukunft soll als erster Tagesordnungs­
punkt auf Konferenzen festgelegt werden, 
welche Gruppe oder Stadt die nlchste 
Konferenz vorbereitet. 
Wenn bei den jeweiligen Treffen die Aus­
richterinnen fOrs Obernlchste Mal festge­
legtwerden, wAren wirdasleidige Problem: 
·wer macht die nlchste Konferenz• auch 
los. 
Aus Dresden wurde die Bereitschaft signa­
lisiert, die Herbstkonferenz 1 fl1 auszurich­
ten. 
Also fehlt nur noch eine Gruppe, die die 
FrOhjahrskonferenz 1991 ausrichtet. WAre 
schOn, wenn sich relativ frOh eine Gruppe 
finden wOrde, die sie ausrichtet. 
FOr Gruppen, die die nlchste Konferenz 
vorbereiten wollen und dazu noch Informa­
tionen brauchen, stehen die Bremerinnen 
zur Vertagung. 
FOr die Zelt zwlsc:hen zwei Konferenzen 
wlre ea sinnig, weM eine Gruppe als An­
laufstelle tar bundesweite Informationen 
eingerichtet werden kOnnte. 
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Was sich konkret hinter dieser Anlaufstelle 
verbirgt, als ÜberbrOckung zwischen den 
Konferenzen Ist noch nicht klar. Auf jeden 
Fall soll kein Ersatz fOr MOnster, AAA oder 
Atom herauskommen. Das ganze Ist eher 
als lnfobOrse gedacht. DieBBA-Bremen will 
sich daran probieren. Was diese Stellelei­
sten kann oder soll, werden die Bremerin· 
nen ausprobieren und selbst festlegen. 
Empfehlung: 
Cheesy aus OS, mlt30.000 DM Verfahrens­
kosten, entstanden bei Aktionen gegen 
Atomtransporte, nicht Im Regen stehen 
lassen, Solldarltlt und Spenden sind ange· 
sagt. Konto 1 552 482 520, OsnabrOcker 
Volksbank. 
Verabschiedetwurde eine Solidarltltserkll­
rung zu gerlumten HAusern (liegt vollstln-
dlg bei). . 
Breite Unterstatzung fand auch ein Antrag 
an die brasilianische Regierung, durch 
Tschernobyl verstrahltes EG-Rindftelsch 
nicht zum Verzehr ln Brasilien zuzulassen. 
DarOberhinaus erhielt die Anti -AKW-Bewe­
gung eine Einladung zum 3. 1nternatlonalen 
Anti-AKW·Kongreß ln Santlago de Chile. 
Vorgeschlagen wurde: bei der nlchsten 
Konferenz eine AG Kultur und Widerstand 
einz.urichten, ein Plenum zum Thema Parla­
mentarismus einzurichten und Tuttis Thea­
terstOck fOrs Kulturprogramm der nlchsten 
Konferenz zu engagieren. - ---.. 
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zungen 
Der Kampf der Hausbesetzerinnen und 
Hausbesetzer ln Berlln und anderswo Ist 
genauso unser Kampf. Derselbe Staat, der 
mit Brachlaigewalt fOr die Durchsetzung der 
PlAne der Atommafia sorgt; derselbe Staat, 
der mitallen Mitteln der Repression unseren 
Widerstand gegen Atomanlagen zu brechen 
versucht, zeigte mitden Aktionen gegen die 
Hausbesetzerinnen in Berlln wieder einmal 
deutllth, wozu er flhlg Ist, wenn er am Nerv 
getroffen wird. Und den Nerv treffen wir, ob 
wird nun den Atomstaat oder die Wohnungs­
politik angreifen und diese Konflikte nicht 
den Politikern Obertassen. Die Antl-AKW­
Bewegung war noch nie und Ist auch jetzt 
keine Ein-Punkt-Bewegung. Wir sehen den 
Zusammenhangdersogenannten "MißstAn­
de" unserer Gesellschaft und wissen, daß 
sie einen gemeinsamen Ausgangspunkt 
haben. Wirhaben in jahrelangem politischen 
Widerstand die Erfahrung gemacht, daß die 
Atommafia nicht Im luftleeren Raum steht, 
sondern verankert Ist in den Strukturen des 
Systems. Deshalb wissen wir auch, daß die 
Gewalt ln Auseinandersetzungen Immer 
vom Staat a.uageht. Ob ln Wyhl, Brokdorf, 
Gorleben, Wackeradort oder eben jetzt ln 
Berlln. Wirstehen zu dem Ko.nsensder Anti­
AKW-Bewegung: Wir dOrfen uns an der 
Frage der Aktionsformen nicht spalten las­
sen, denn eine Spaltung des Widerstandes 
kommtnurdenen zugute, dieihren Machter­
halt durch brutale Polizeieinlitze zu sichern 
versuchen. 
Wir erkllren uns mit mit den Besetzerinnen 
und Besetzern in Berlin und anderswo soli­
darisch und fordern: 
- sofortige Freilassung der Inhaftierten und 
Einstellung aller Verfahren 
- bedingungslose Rehabilitation und Ent­
&chldlgung der Opfer der Polizeieinsitze 
- ROckgabe aller Inzwischen gerlumten 
Hluser an die ehemaligen Besetzerinnen in 
Selbstverwaltung ohne staatliche Kontrolle 
- ernsthafte Vertragsverhandlungen mit 
dem Ziel: Gleiche VertrAge fOr alle besetz­
ten Hluser. 
Gegen staatliche Repression, gegen 
den Pollzslstaatl 
GrOBe an alle besetzten Hluser, Solidarltlt 
mit den Gerlumtenl 



99 (+ 11) Luftballons ... 
Mit Überraschung endete die Luftballonak­
tion, die der Gronauer Arbeitskreis Umwelt 
am 2.September an der Gronauer Atomfa­
brik UAA (Urananreicherungsanlage) 
durchgeführt hatte. 
Anläßlich des 5.Jahrestages der Inbetrieb­
nahme der UAA wurden ca. 110 Luftballons 
aufgelassen. Sie sollten die radioaktive 
Niedrigstrahlung symbolisieren, die bereits 
im sogenannten Normalbetrieb der Atomfa­
brik freigesetzt wird. Obwohl die AKU-Mit­
glieder erwartet hatten, daß die Ballons nur 
wenige Kilometerfliegen würden, kamen er­
staunliche Rückmeldungen: zwei Ballons 
wurden in Emsdetten (Kreis Steinfurt) ge­
funden, einer bei Bielefeld, zwei aus dem 
Sauerland und ~ogar einer aus Hessen. Da­
mit wurde deutlich, daß bei einem Unfall in 
der Urananreicherungsanlage nicht nur die 
Gronauer Bevölkerung betroffen wäre; 
Uranpartikelehen können in weit entfernte 
Regionen geweht werden. Nur die sofortige 
Stillegung der UAA kann einen Unfall verhin­
dern. Wir sagen niemals Ja zur UAA! 

Werner Neumann, Pressesprecher Lufbal­
lonaktion! 

Wendlandrückspiegel 
am Ende? 
Meine lieben Leserlnnen, seit Jahren ist mir 
das Schreiben eines Briefes nicht so 
schwer gefallen! Ich sitze vor der Schreib­
maschine und versuche zu erklären, daß ich 
... warum ich ... ab 1.Januar 1991 nicht mehr 
für Sie (für Euch) lesen, schnibbeln, kleben 
werde. 
Der Hauptgrund ist der, daß nach 8 Jahren 
täglicher, sehr gleichförmiger Arbeit mein 
Geist nach Abwechslung schreitich muß et­
was anderes tun. Grund 2: Das Interesse 
vieler Leser hat nachgelassen. Grund 3: Ich 
bin es auch leid, immer wieder Extra-Korre­
spondenzen wegen ausbleibender Zahlun­
gen zu führen. 
Wer übernimmt - wer führt weiter? Selbst­
verständlich übergebe ich mein Material 
und weise ein. 
Zum Abschluß möchte ich Ihnen allen dan­
ken für Ihre Treue, für Ihr Verständnis für 
meine Fehler, Versehen und Ungenauigkei­
ten. Ganz besonders hervorheben möchte 
ich auch die Tatsache, daß das Erscheinen 
des Wendiand-Rückspiegels nicht möglich 
gewesen wäre, wenn Ihr lieben Freunde mir 
nicht die Zeitungsausschnitte Eurer Regio­
nen zugeschickt hättet, wenn mein Sohn 
Axel mir nicht bei der Bedienung des ver­
trackten Computers hilfreich gewesen wä­
re, wenn Summa Summarum Druck nicht 
8für'n Appel und'n Ei8 aus Engagement für 
die gemeinsame Sache gearbeitet hätte. 
Mit dem Dezember-Heft (Mitte Januar) wer­
de ich mich also von Ihnen verabschieden. 
Für Anfragen stehe ich natürlich immer zur 
Verfügung. 

Ihre Gisela Greiner 
3139 Laase Nr.16 
Tel. 05882/297 

Atomkraftwerke abschalten: 
Stade zuerst! 
Die AG AKWs abscl'nllten/Stade zuerst (Im 
Vorstand sind u.a. Anny Ahrend, Herbert 
Brückner und Jens Scheer) bittet um finan­
zielle und personelle Unterstützung zur 
Weiterführung ihrer Arbeit. Die AG trifft sich 
jeden 1.Donnerstag im Monat und plant Ver­
anstaltungen und Aktionen. Satzung, Info­
Blatt und alles weitere über: 
Kontakt: AG AKWs abschalten: 

Stade zuerst 
c/o Uwe Voigt, Kohlhökerstr.67 
2800 Bremen 1 Tei.0421/75562 
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Achtung! Infos gesucht! 
Anti-AKW-Initiative sucht Informationen 
über das AKW Stendal und das Endlager 
Morsleben. Außerdem suchen wir Kontakt 
zu Leuten, die auch zu diesen Anlagen ar­
beiten. 
Kontaktadresse: die Hillbillies 

c/o H.Schröder 
Kalkwerk 
3302 Gremlingen 5 
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Standorte 

Greenpeace 
stoppt Zug· 
mit Atommüll 

ap Bremen. Die Umwelt­
schutzorganisation Green­
peace hat nach eigenen An­
gaben am Montag abend ei­
nen Zug gestoppt, derAtom­
müll aus dem Kernkraft­
werk Unterweser geladen 
hat. Sie will damit gegen 
Atommüllexporte zur Wie­
deraufarbeitungsanlage im 
britischen Sellafield prote­
stieren. 16 Aktivisten stell­
ten sich nach dem Bericht 
zunächst auf den Gleisen et­
wa 60 Kilometer vor dem 
Atomkraftwerk quer. Als 
der Zug hielt, hätten sich 
Greenpeace-Mitglieder an 
der V,order- und Rückseite 
angekettet. Der Atommüll 
soll nach Darstellung von 
Greenpeace über Bremen, 
Köln, Tier und Dünkirchen 
zunächstperBahn und dann 
per Schiff nach Sellafield ge­
bracht werden. 



Standorte 

Aus für Mühl. · Kärlich! 
Daß steh bei der großen Mehrheft der Bevöl­
kerung längst Uninut über die drohende 
Wiederinbetriebnahme des At<Y-1 Mühl­
helm-Kärlich breit gemacht hat, Ist schon 
bei vergangeneo Aktionen deutlich gewor­
den. Trotzdem überraschte die positive Re­
sonanz auf den Aufruf der Neuwieder Initia­
tive gegen Atomanlagen und der Grünen 
Neuwied zu einer Demonstration durch die 
Innenstadt. zu der sich immerhin annä­
hernd 300 Bürgerinnen am 20.0ktober for-

r 
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mlerten. Angeführt von der Neuwieder Sam­
ba-Gruppe verlangten die Teilnehmerinnen 
lautstark die endgültige Stlllegung des 
Schrottreaktors und appellierten mit Plaka­
ten und Transparenten an die Stadt, eigene 
Wege in der Energiepolitik zu suchen, sich 
nichtdurch neuerliche Konzenssionsverträ­
ge an die RWE-Tochter Kraftversorgung zu 
binden. Besonderen Anklang fand dabei die 
Einführungsrede von BI-Mitglied Markus 
Beinhauer, der einen vehementen Appell an 

Bilder von ct.r Demo ln Neuwled, 20.10.1990 (Jörg Vogel) 
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alle Umstehenden richtete, aus dem .tägli­
chen Sonntagsschlaf" aufzuwachen und 
sich aktiv gegen eine unmenschliche Ener­
giepolitik zu engagieren .• Noch können wir 
etwas tun· versprach er und Rolf Trennhäu­
seraus Bendorfverietauch gleich eine Mög­
lichkeit wie: .Wir stehen in den Startlöchern, 
um zu klagen• faßte er die Initiative der um­
liegenden Städte ~nd einiger Privatperso­
nen zusammen, die Im Falle eines Sofort­
vollzuges auf gerichtlichem Wege gegen 
die Mißachtung der zivilen Sicherheitsinter­
essen vorzugehen planen. Der Landesregie­
rung warf er eine enge Verflechtung mit der 
Atomindustrie vor, was Gerdi Horn von den 
Grünen nur bestätigen konnte. Sie kritisier­
te insbesondere die Ignoranz gegenüber 
den Anliegen der Bürgerinnen und erklärte 
die Vorgehensweise der Politiker in diesem 
speziellen Fall zum . Paradebeispiel" für das 
Verhältnis zwischen Staat und Volk. 
... Eine direkte Aufforderung an die Anwe­
senden richtete schließlich Klaus Fischer 
vom Kölner Anti-At<Y-1-Pienum, der dazu 
aufrief, auch in Zukunft .die Taktik der klei­
nen Nadelstiche fortzusetzen•. Der Atom­
lobby versprach er, daß es bis zur endgllltl­
gen Stlllegung nicht mehr ruhig für sie wer­
den sollte ... 

Ein gelungenes Objekt zur Integration der 
zahlreichen Besucherinnen stellte ein Ober­
dimensionales Settuch dar, daß von den An­
wesenden massiv mit Pinsel und Farbe be­
arbeitet werden durfte. Das beeindrucken­
de Resultat dieser künstlerischen Betäti­
gung reflektiert noch einmal die Sorgen der 
At<Y-1-Gegnerlnnen aller Altersstufen und 
wurde schließlich in Inoffizieller Transaktion 
am Rathaus gehißt und entsprechend ge­
würdigt 
Zur Erinnerung: am 2.Jull1990 hatte Reak­
torminister Beth (Rhelnland-Pfalz) dieerste 
Tellgenehmigung zur Wiederinbetriebnah­
me des At<Y-1 Mühlheim-Kärlich erteilt und 
bastelt bislang an einer wahltaktischen For­
mulierung für den Sofortvollzug. Unter Miß­
achtung objektiver Tatsachen, wie dem 
denkbar ungünstigen Standort des Reak­
tors auf einer Erdbebenverwerfungslinie 
oder der Baugleichheit mit dem US-Un­
glücksreaktor Harrlsburg, stempelt die Re­
gierung hier die Bewohnerinnen eines ex­
trem dicht besiedelten Gebietes zu Ver­
suchskannlnchen, konfrontiert sie mit ei­
nem Reaktor, der bislang ein Prototyp ge­
blieben ist Mehr noch Ist das Material des 
Druckbehälters heute nicht mehr tüv-ge­
nehmigungsfähig . 
Solche .Nebensächlichkeiten• spielen für 
Wirtschaftsminister Brüderle (FDP) und 
Beth (CDU) gegenüber den Profitinteresse 
der RWE nur eine untergeordnete Rolle. 
Seit der Aufhebung der ersten Teilgenehmi­
gung vom Oberverwaltungsgericht Berlln 
im September 1988 zielt das Engagement 
~er offiziellen Stellen eindeutig auf eine 
neuerliche Betrlebsgenehmlgung. Darüber 
konnten auch zwei skandalöse pseudode­
mokratische Erörterungstermine und eine 
nicht minder Inszenierte Expertenanhö­
rung nicht hinwegtäuschen. 
Kontakt: Markus Beinhauer,lndustrieweg 2 
ln 5450 Neuwled 11 
Die Neuwieder Initiative gegen Atomanla­
gen trifft sich jeden Montag um 20 Uhr Im EI­
rene-Haus, Engerserstr.74b in Neuwled. 



Standorte 

North by Northwest 
Protokoll der deutsch-niederländischen »Konferenz gegen Atomanlagen in der Euregio 

und im Münsterland« vom 22.9.90 in Steinfurt-Burgsteinfurt 

Teilnehmerlnnen:BI gegen Atomkraft Rhei­
ne, AKW Gronau, Anti-Atom-Büro Dort­
mund, Greenpeace Neunkirchen, BI Ems­
land gegen Atomanlagen (BEgA), BI .Kein 
Atommüll in Ahaus•, BI Borkenerlnnen ge­
gen Atomanlagen, Die Grünen-OV Steinfurt 
und Altenberge, ein Mitglied der SPD Stein­
furt, Anti-AKW-Pienum Köln. 

Schwe$unktthema: AtommUlldeponie 
.aez• Ahaua: 
Bei dem Erörterungstermin Anfang August 
in Ahaus bezüglich der Einlagerung abge­
brannter Kugelbrennelemente aus dem 
THTR Hamm Uentrop berichtete der Vertre­
ter der Landesregierung N~W. daß die Lan­
desregierung keine Bedenken gegen die 
Einlagerung hat, obwohl es kein Endlager 
gibt Begründung: um den THTR .entsor­
gen• zu können, müssen die Brennelemen­
te aus dem Reaktor raus; eine Alternative 
zu Ahaus gibt es nicht Somit gilt das .Junk­
tim" der L.andesrgierung (Einlagerung in 
Ahaus nur, wenn es ein Endlager gibt) nicht 
mehr. Makabererweise hatte die Landesre­
gierung Ahaus als .Entsorgungsnachwels" 
für den THTR bezeichnet, als sie Mitte der 
80er Jahre dessen Betriebsgenehmigung 
erteilt hatte ... So werden die Sachzwänge 
geschaffen. Ohne uns!!! 
Wenige Tage vor der Eureglokonferenz be­
richteten die Medien bteit über den Gesin­
nungswandel der Landesregierung, vom 
Endlager Ahaus war die Rede; davor, daß 
das BEZ zum Endlager werden kann, warnt 
die Bewegung seit Jahren. 
Aktuell sieht es in Ahaus so aus, daß die Ein­
lagerung von abgebrannten Brennelemen­
ten aus Leichtwasserreaktoren genehmigt 
ist, dagegen wird geklagt; eine Genehmi­
gung zur Einlagerung der THTR-Brennele­
mente gibt es noch nicht, mit Ihr ist jedoch 
bald zu rechnen. Genehmigungsbehörde 
Ist das Bundesamt für Strahlenschutz, 
Braunschweig (ehemals PTB).In Hamm ha­
ben die Setreiber des THTR beim neuen 
Wirtschaftsminister von NRW, Einert, einen 
Antrag auf Entnahme der Brennelemente 
gestellt Insgesamt handelt es sich in Hamm 
um ca. 620.000 abgebrannte Kugelelemen­
te. u.a. verhindern auch noch technische 
Probleme die Entnahme der Kugeln aus 
dem Reaktor; der THTR kann nur stillgelegt 
werden, wenn der Reaktorkern völlig ent­
leert wird. Die abgebrannten Brennelemen­
te benötigen keine Lagerung in einem Ab­
klingbecken. 
Position der BI Ahaus: 1.Die Argumentation 
des Landes (THTR kann nur stillgelegt wer­
den wenn in Ahaus "zwlschengelagert"wer­
den'kann), wird nichtakzeptiert Die Einlage-

rung der THTR-Brennelemente wäre der 
Einstieg auch für die spätere Zustimmung 
des Landes zur Einlagerung von Leichtwas­
serbrennefementen (Stade/Würgassen 
könnten nur stillgelegt werden, wenn Ahaus 
als "Zwischenlager" bereit steht ... ). 
2. Das Dilemma mit der Entsorgung von 
Hamm wurde vom Land geschaffen. Die BI 
Ahaus spricht sich gegen jegliche Einlage­
rung in Ahaus aus. 
Unklar ist, ob sich die Landesregierung 
einstimmig für die Inbetriebnahme von 
Ahaus einsetzt; angeblich soll Gesund­
heltsminister Hainemann dagegen sein. 
Vorschlag der BI Ahaus: möglichst viele 
SPD-Gremien auf Orts-und Krelsbasis, kon­
takten, damit sich diese klar gegen das BEZ 
aussprechen. Aktionsvorschläge der BI: 
a. an einem noch festzulegenden Termin 
sollen möglichst viele Leute mit ~storat­
trappen, Flugblättern, Presse etc. m1~ Perso­
nenzügen die Bahnroute Hamm -Münster­
Gronau - Ahaus öffentlichkeitswirksam be­
gleiten. 
b. Menschenkette (genauer Menschen-und 
Argumentationskette) rund um das BEZ 
nach dem ersten Cestortransport nach 
Ahaus. Die Konferenzteilnehmerinnen spra­
chen sich für die Vorschläge aus. Zur Ar­
beitsteilung wurde vereinbart, daß die BI die 
Menschenkette vorbereitet, während ,ande­
re Leute die Bahnbegleitung vorbereiten 
wollten. 
Ein weiterer Vorschlag des Vertreters der 
Steinfurter Grünen orientierte sich an Er­
fahrungen der BI Westmünsterland gegen 
Tieffluglärm. Zentral sollte ein Bürgerionen­
antrag gegen das BEZ gestellt werden, an 
möglichst viele Initiativen in der Region ver­
schickt werden, damit sich möglichst viele 
Städte und Gemeinden gegen das BEZ aus­
sprechen. Der Vorschlag blieb (leider) im 
Raum stehen, da sich offenbar niemand für 
die Realisierung einsetzte. Ein weiterer Vor­
schlag aus der gleichen Richtung wurde 
strikt abgelehnt: direkte Endlagerung in 
DDR-Uranminen. Offenbar war dem Vertre­
terderGrünen die Forderung der Anti-AKW­
Bewegung unbekannt, daß frühestens über 
Endlagermöglichkeiten gesprochen wer­
den kann, wenn alle Atomanlagen stillgelegt 
sind. Die Diskussion um diesen Punkt macht 
deutlich:wenn selbst in de.n Reihen der Grü­
nen die Forderungen der Bewegung unbe­
kannt sind, muß noch viel mehr Öffentlich­
keitsarbeit geleistet werden, um die gesam­
te Bevölkerung, die sich noch weniger mit 
dem Problem befaßt, mit den Positionen der 
Bewegung vertraut zu machen. Abschlie· 
ßend wurde zum BEZ festgehalten, daß die 
Positionen der EuKo mit einer Pressemittei­
lung verbreitet werden sollen • 

. " 

Rot-Grün ln Nledersachsen: 
Die IG Unrast (Würgassen) sammelt Unter· 
stützerinnen für einen Brief an Monlka 
Griefhahn, Umweltministerin in Niedersach­
sen Thema : Koalitionsvereinbarungen zum 
Ausstieg aus der Atomenergie. Kontakt und 
Infos: IG Unrast, Traute Kirsch, Zum Buch­
holz 6, 3472 Beverungen. 

Ungen: 
Die Zahl der Atomtransporte durch Lingen 
hat erheblich zugenommen. Im Jahre 1989 
gab es knapp 100 davon durch Lingen. ln 
der ersten Jahreshälfte 1990 degegen 
schon 144 Transporte. 18 Transporte von 
Großbritannien über Rotterdam, Nordhorn 
nach Llngen, 24 Transporte aus den USA 
nach Ungen, davon 15 über Bremerhaven 
und 9 über Frankfurt Zwischen Lingen und 
Hanau gab es etliche Transporte, vor allem 
mit Urandioxid und unbestrahlten Brenn­
elementen. Weitere Transportziele waren 
Frankreich (AKW), die Atomkraftwerke Un­
terweser, Biblis und Gundremmingen. 
Kontakt: Euko c/o AKU Gronau 

.._ 

Siedlerweg 7, 4432 Gronau 
bzw. BI Rheine: 05971/7686 

u. BI Borken: 02861/4193 

\ / 
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Standorte 

Würgassen 
würgt wieder 

Demonstration gegen die Wieder-lnbetriebnehme des AKW Würga .. en in Beverungen 

Anfang Oktober hob das DüsseldorferWirtschaftsmlnlsterlum den vorläu­
figen Betrleb88topp für das AKWWürgaBBen wieder auf. Als Begründung 
teilte das Ministerium mit, die Setreibergesellschaft Preussen Elektra AG 
habe die erforderlichen Brandschutzmaßnahmen an der 640-Megawatt­
Anlage vorgenommen. Gutachter und Fachbehörde hätten bescheinigt, 
daß alle Vorkehrungen für einen beBBeren Brandschutz "ordnungsgemäß 
abgeschlossen" seien. Dem Betrleb88topp vorausgegangen war ein Gut­
achten des Elektrowatt-Ingenieur-Unternehmens EWI, ln dem festge­
stellt worden war, daß die Abweichungen vom heutigen Sicherheitsstan­
dard Im AKWWülllaBBen weltreichend seien, zugleich aber auch eine Ge­
fährdung der BesChäftigten und der Bevölkerung nicht gegeben sei, wenn 
bestimmte Brandschutzmaßnahmen durchgeführt werden könnten. Die 
SPD-Reglerung nutzte das Gutachten, um sich vor den Landtagswahlen 
Im Mal diesen Jahres als atomkritische Partel herausputzen zu können. 
Nun sind die Wahlen vorbei, und das AKW wieder am Netz. 
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Gegen die Wieder-Inbetriebnahme gab es 
eine Reihe von Widerstandsaktionen, so ei­
ne Demonstration am 18. Oktober in Höxter, 
zu der die Initiativgruppe .Unser Recht auf 
Stillegung" (UNRAST) aufgerufen hatte, so­
wie am 21. Oktober eine Blockade der Ein­
gangstore des AKW's durch die Gewaltfreie 
Aktion Göttingen. Wir dokumentieren im fol­
genden zwei Erklärungen dieser Gruppen 
zu ihren Aktionen. 

Erklärung zur Blockade 

Etwa 150 Menschen blockierten am Sonn­
tag,21.10.90,2 1/2 Stunden lang beide Tore 
des AKW Würgassen. Die Polizei räumte 
zweimal und nahm bei zehn Personen die 
Personalien auf. Diese zehn müssen jetzt 
mit Ermittlungen wegen angeblich began­
gener "Nötigung• (§ 240 StGB) rechnen. 
Das AKW Würgassen war nach einem 
10-monatigen Betriebs-Stop am 12.10. wie­
der ans Netz gegangen. 
Die Rednerinnen auf der Veranstaltung rüg­
ten die Rücknahme der Stillegungsverfü­
gung durch das nordrheinwestfälische 
Wirtschaftsministerium. Dies sei .grenzen­
loser Zynismus", so die Sprecherio der ver­
anstaltenden Kampagne Ziviler Ungehor­
sam Bis Zur Stillegung aller AKW's, Frau Sa-­
bine Morgenroth. Wenn das AKW trotz aller 
Mängel und Gefahren der Atomenergie er­
neut ans Netz gegangen sei, .können wir 
dies nur als klare Machtdemonstration von 
Seiten der Batreiber und der mit ihr liierten 
Atomaufsicht sehen. Das bedeutet für uns, 
daB wir eine ungeheure Gegenmacht entfal· 
ten müssen, um unserem Ziel, dem Ausstieg 
aus dem Atomprogramm, näherzukom­
men.• 
Besonders erzürnte die Mitglieder der Kam­
pagne, daB Ministerpräsident Rau die rot­
grüne Koalition in Hannover unter Druck 
setze, Sehröder solle .seine besondere Ver­
antwortung für die Entsorgung wahrneh­
men" ( Göttinger Tageblatt, 19.19.). Zugleich 
gehe Würgassen nun unter seiner Verant­
wortung ans Netz und produziere weiteren 
Müll - nun zugegebenermaßen ohne ein ge­
sichertes Entsorgungskonzept 
Die Blockaden werden fortgesetzt: jeden 
dritten Samstag im Monat 
Kontakt: c/o Gewaltfreie Aktion, Postfach 
2022,3400 Göttingen, Tel. Mo und Mi 17-19 
Uhr, 055117702945 



Pre-mlttellung zur 
Wieder-Inbetriebnahme 

Die Aussage, das Atomkraftwerk Würges­
sen könne mit ausreichender Sicherheit be­
trieben werden, wird von der IG Unrast -Ini­
tiativgruppe Unser Recht auf Stlllegung -
als Irreführung der Öffentlichkelt bezeich­
net Dieser Irreführung entgegenzutreten, 
Ist ihr ein äußerst wichtiges Anliegen. 
Die Unrast trifft dazau die folgende Feststel­
lung: Beim Atomkraftwerk Würgessen be­
steht weiterhin die Möglichkeit des Eintritts 
einer Atomkatastrophe; es gibt keine Maß­
nahmen, mit denen dieses· Risiko beseitigt 
werden kann. 
So habe denn auch der für die atomrechtli­
che Behörde in Nordrhein-Westfalen ver­
antwortliche Wirtschaftsminister, Günter 
Einert die Erlaubnis zum Wiederanfahren 
u.a. nur begründet mit Verbesserungen 
beim Brandschutz .• Doch", so Traute Kirsch, 
Sprecherio der Initiativgruppe, .ein verbes­
serter Brandschutz kann das Risiko der 
Atomkatastrophe nicht beseitigen. Mit dem 
verbesserten Brandschutz hat man die not­
wendige Sicherheit - verstanden als Aus­
schluß des Risikos der Atomkatastrophe -
nicht erreicht Auch sonstige Maßnahmen 
können diese notwendige Sicherheit nicht 
bewirken. Es Ist deshalb eine Irreführung 
der Bevölkerung zu behaupten, die erfor­
derliche Vorsorge sei getroffen worden. 
Die JG Unrast Ist im Besitz eines an das 
Oberverwaltungsgericht in Münster gerich­
teten Schreibens, in dem der zuständige 
Sachbearbeiter der ato~:nrechtlichen Behör­
de in Düsseldorf, Bauschke, Ausführungen 
macht zu Maßnahmen, die für den Fall der 
Atomkatastrophe Im Atomkraftwerk Wür­
gassen durchgeführt werden sollen. Das 
heißt, die atomrechtliche Behörde erlaubt 
den Betrieb des Atomkraftwerkes Würges­
sen in Kenntnis und Akzeptanz des nicht 
beseltigbaren Risikos der Atomkatastro­
phe. 
Damit wird der Preußen Elektra der Rechts­
anspruch zugebilligt, das unvermeidbare Ri­
siko der Atomkatastrophe eingehen zu dür­
fen. 
Bei der Unrast vertritt man jedoch den 
Standpunkt, daß eine Rechtsauffassung, 
die die Bevölkerung schutzlos unbe­
herrschbaren Risiken aussetzt, mit den 
Menschenrechten und damit auch mit dem 
Grundgesetz nicht vereinbar ist Nach dem 
Grundgesetz, in dem die Menschenrechte 
Ihren Niederschlag gefunden haben, hat die 
Bevölkerung einen Anspruch auf eine men­
schenwürdige Existenz und auf Schutz von 
Leben, Gesundheit, Eigentum und Lebens­
raum. 

Kontakt: Initiativgruppe .unser Recht auf 
Stillegung" - Unrast 
c/o Traute Kirsch, Zum Buchholz 6, 
3472 Beverungen 

.Der Beerdigungskuchen ist bei uns für den 
THTR 300 gegessen", dies erklärte D. lvar 
Kalinowski (HKG) am 17.September 1990 in 
einem Gespräch mit Vertretern der Initiati­
ve .THTR Sillegen" und der BIU Hamm. Vor 4 
Wochen habe man alle Abschaltstäbe auf 
volle Tiefe in den Kugelhaufen eingefahren 
und damit sei das Aus für den Uentroper Re­
aktor endgültig. Umso erstaunter waren wir 
über die Äußerungen von Dr.Dietrich (VEW) 
-der ebenfalls am Gespräch tellnahm -,daß 
ein Wiederanfahren des Reaktors erst nach 
der Herstellung eines sicheren Einschus­
ses ausgeschlossen sei (Westfälischer An­
zeiger 25.9.90). Mit diesem Argument ver­
suchtdie HKG,in Hamm und Umgebung die 
Angst vor einer Wiederinbetriebnahme zu 
schüren und erwartet dann politische Un­
terstützung für die Genehmigung zur Zwi­
schenlagerung der THTR-Brennelemente 
in Ahaus. 
Verwundert sind wir auch über den von 
Dr.Dietrich genannten Zeltpunkt für den Be­
ginn der Arbeiten zur Herstellung eines si­
cheren Einschlusses, die jetzt erst Im Jahre 
1993 begonnen werden sollen. Beim Erörte­
rungstermin in Ahaus und am 17.9.90 war 
noch erklärt worden, daß, falls das Zwi­
schenlager jetzt in Ahaus genehmigt werde, 
mit der Herstellung des sicheren Einschlus­
ses wie geplant Anfang 1992 begonnen 
werde. Auch dadurch soll Druck auf die Be­
völkerung ausgeübt werden, die Genehmi-
gung des Zwischenlagers in Ahaus zu ak­
zepztieren. 

Standorte 

... Angesichts dieser ungelösten Probleme 
als auch aus sicherheitstechnischen Grün­
den lehnen wir eine Genehmigung für die 
Einlagerung von THTR-Brennelementen in 
Ahaus ab. Wir befürchten weiter, daß dann 
auch Brennelemente aus anderen Atom­
kraftwerken in Ahaus eingelagert werden 
können und dadurch der Welterbetrieb die­
ser AKWs ermöglicht wird. 
Eine sichere Endlagermöglichkeit für den 
Atommüll ist nicht in Sicht Die Bedenken 
gegen den Standort Gorleben wachsen im­
mer mehr. Wir fordern deshalb, endlich mit 
dem Ausstieg aus der gefährlichen und 
menschenfeindlichen Atomenergie zu be­
ginnen. 
Es ist zu befürchten, daß die Setreiber wie­
der mal die billigste Lösung suchen, da für 
sie die Sicherheitder Bevölkerung zweitran­
gig ist. Wichtig ist deshalb, daß dieses Pro­
blem der THTR-Stillegung öffentlich disku­
tiert wird. Wir fordern deshalb, daß dazu von 
der Genehmigungsbehörde ein öffentli­
ches Genehmigungsverfahren durchge­
führt wird, an dem auch unabhängige Wis­
senschaftler beteiligt werden. Nur so kann 
unserer Meinung nach die risikoärmste Lö­
sung gefunden werden. 
Harald Haun und Claus Mayr für die BIU 
Hamm und die INI THTR. 
Kontakt: BIU Hamm e.V. 

Postfach 1242 
4700 Hamm 1 

\ 
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Ein weiteres Gesprächsergebnis ist, daß 
beim Abzug der Brennelement-Kugeln 
technische und sicherheitstechnische Pro-
bleme zu erwdrten sind. Beim Abzug der Ku...__ .... , 
geln aus dem Reaktorkern werden die Kan- ---.... · \ 
nen, in die Kugeln gefüllt werden, mit radio­
aktiven Graphitstaub kontaminiert Dieser......_ 
Graphitstaub gelangt dann auch in und auf 
die Castorbehälter. Schließlich bestehen 
auch noch Zweifel, ob bei der technischen ~-­
Anfälligkeit der Ausschleusungsanlage und 
der hohen Kugelbruchrate eine vollständi- / 
ge Entleerung des THTR überhaupt gelingt 
Das zur Zelt Fehlinformationen über die Stil­
legung an die Medien gegeben werden, 
wird auch an der Pressemeldung der Setrei-
ber und der Schwelzer Firma Colenco deut-
lich, nach der es diese Firma abgelehnt hat, 
ein Angebot für den siclleren Einschluß und 
den Abriß einzureichen. Colenco hatte be-
hauptet, auf einen Auftrag von 287 Millio-
nen DM zu verzichten, weil sie so einen fort-
schrittlichen Reaktor nicht abreiBen woll-
ten. Wie nun bei dem Gespräch bekannt ge-
worden ist, hat es bisher überhaupt keine 
Ausschreibung für Einschluß und Abriß ge-
geben, sondern es sind lediglich die Pla­
nungsarbeiten, also Detailberechnungen 
und Detailzeichnungen für den Einschluß 
ausgeschrieben worden. Dieser Auftrag 
auch vergeben worden. 

I ' 



Standorte 

Atom - Industrie 
Trockenkonversions-Anlage 
in Lingen vorerst gestoppt 

Die Planungen der "Advanced Nuc­
lear Fuela" (ANF) Im emallndlachen 
Llngen, noch ln dleHm Jahr mit dem 
Bau einer Trockenkonveralona-An.­
lage fQr die Umwandlung von Uran­
hexafluorid (UF J ln Urandioxid zu 
beginnen, alnd vorerst auf Ela gelegt. 

Am Standort Llngen betreibt die ANF, Toch­
tergesellschaft einer US-amerikanischen 
Siemens-Holding, eine Brennelemente­
Fabrik. Rund 400 Brennelemente pro Jahr 
werden von den rund 250 Mitarbeitern des 
Unternehmens jährlich hergestellt. Die Lie­
ferungen gehen an Atomkraftwerke in 
Schweden, Frankreich und der Bundesre­
publik. 
Die Produktion der Brennelemente beginnt 
bei der ANF mit der Herstellung der Psilets 
(Brenntabletten). Dazu wird Urandioxidpul­
ver in einem Ofen erhitzt und in Tabletten­
form gepreßt. DarOberhinaus erhältdie ANF 

Foto : Dlrk Seifert 

fertige Psilets aus Ihrem Mutterwerk in den 
USA. Am 11. Mal kam es hier zu einem 
Zwischenfall. Zwei Behälter, in denen sich 
insgesamt 129,5 Kilogramm leicht angerei­
cherter Brennstabtabletten befanden, wur­
den irrtOmiich -undohnedaßeslm Werkder 
ANF bemerkt wurde - als Leerbehälter de­
klariert Ober den Flughafen Luxemburg in 
die USA zurOckgeflogen. Erst dort wurden 
die belden noch verplombten Behllter 
bemerkt und die Internationale Atomener­
gie-Behörde unterrichtet. 
Anfang August reagierte die Euratom auf 
diesen Zwischenfall, Indem sie die ANF 
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unter eine viermonatlge Verwaltungskon­
trolle stellte. Bis zum Ende dieses Jahres 
sollen nun von der Euratom und den zustän­
digen bundesdeutschen Behörden be­
stimmte Personen die ANF Oberwachen. 
Nach Angaben des ANF-GeschäftsfOhrers 
Relnhard Faulhaber hatte ein Mitarbeiter 
des Unternehmens die noch vollen Behllter 
in unmittelbarer Nähe des Leerbehälterla­
gers abgestellt. Hier waren sie von einem 
zweiten Arbeiterals leerguttOrden Abtrans­
port in die USA bereitgestellt worden. 

Umweltministerium setzt 
Genehmigung aus 

Durch diesen Vorfall hat nun die zuständige 
Genehmigungsbehörde tOrdie Trockenkon­
verslons-Anlage, das niedersächsische 
Umweltministerlum, das Genehmigungs­
verfahren bis zum AbschlußberichtOber die 
Kontrolle der Euratom ausgesetzt. Anfang 

nächsten Jahres wird mit der Fertigstellung 
dieses Berichts gerechnet. Außerdem hat 
das Umweltministerium ein Gutachten beim 
TÜV in Auftrag gegeben, mit dessen Hilfe 
der Vorfall bei der ANF untersucht werden 
soll. Nach Angaben der Pressesprecherio 
Im Umweltmlnlsterlum, Barbars Mussack, 
wird der TÜV-Bericht noch Im Oktober vor­
liegen. Das Genehmigungsverfahren IOr die 
UF • -Konversion Ist jedoch weltgehend ab­
geschlossen. Das Erörterungsverfahren, 
welches nach dem Atomgesetz bei einer 
"Wesentlichen Veränderung• der Anlage 
durchzufahren Ist, land bereits Im Herbst 

letzten Jahres statt und wurden noch von 
der CDU-landesregierung durchgefOhrt. 
Inwieweit die neue rot-grOne Regierung in 
Hannover weitere PrOfungen durchfOhren 
wird und zu welchenSchlußfolgerungen das 
Umweltministerium kommt, Ist offen. 
Relnhard Faulhaber begrOndet die Notwen­
digkelt der Konversions-Anlage unterande­
rem damit, daß die aufwendigen Zwischen­
transporte von UF 1 in den USA dam entfie­
len. Derzelt wird das UF • nach der Anrelche­
rung in einer WesteuropAischen Anlage in 
die USA nach Richland verschifft, dort in Ur­
andloxid umgewandelt, anschließend zu 
Psilets gepreßt und schließlich wieder nach 
Llngen transportiert. Außerdem verweist 
Faulhaber darauf, daß das geplante Trok­
kenkonversions-Verfahren gegenOber her­
kömmlichen Umwandlungsverfahren er­
heblich weniger AbiAlle produziere. Die bei 
der Umwandlung entstehende FlußsAure 
(HF) und derFlußspat (CaF2), so Faulhaber, 
könnten der Industrie als Wirtschaftsgut zur 
Vertagung gestellt werden. ln der Flußslu­
re-ROckgewlnnungsanlage können 95 Pro­
zentauskondensiertwerden. Der Restgehe 
Ober die Abgasanlage in die Umwelt - aus 
der Sicht Faulhabers eine völlig ungefährli­
che Menge. 

Ökologen: Erhebliches Ge­
fährdungspotentlal 

Anders beurteilt dies die Gruppe Ökologie 
(GÖK) aus Hannover. Die GOK hatte im 
Herbst als Sachverständige der Anti-Atom­
Initiativen aus dem Raum Emsland an dem 
Erörterungsverfahren teilgenommen. 
GÖK-Mitarbelter Wolfgang Neumann kriti­
siert vor allem, daß die Erfahrungsberichte 
aus den USA, wo die Pilotanlage fOr das in 
Llngen geplante Trockenkonversions-Ver­
fahren betrieben wurde, nicht Im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens der Öffent­
lichkeit zugAnglich gemacht wurde. Dieser 
Bericht wlre jedoch erforderlich gewesen, 
um die Auswirkungen des relativ neuen 
Konversionsverfahrens auf die Umwelt 
beurteilen zu können. Außerdem sagte 
Neumann gegenOber den Arbeit & Ökolo­
gie-Briefen, daß die Störfallbetrachtungen 
der ANF zweifelhaft seien. Selbst der TÜV 
habe bei vergleichbaren Anlagen erhebfleh 
höhere HF-Konzentrationen unterstellt, als 
die ANF angibt. Außerdem steige das Ge­
lahrenpotential der Gesamtanlage durch die 
UF,-Verarbeitung erheblich. So werde sich 
die Zahl der Atomtransporte mit UF, deutlich 
erhöhen. Damit sreige auch das Unfallrisi­
ko. 
Möglicherweise wird nach dem Abschluß­
bericht der Euratom die neue Landesregie­
rung in Niedersachsen, die mit dem Ziel des 
Ausstiegs aus der Atomenergie angetreten 
war, der ANF die Genehmlgun9 erteilen. 
Eine entsprechende Weisung von. Umwelt­
minister Klaus Töpfer aus Bonn liegt bereits 
auf dem Tisch. 

Dlrk Seifert 

(Artikel entommen aus: Verlag der ökologi­
schen Briefe/Arbeit & Ökologie-Briefe Nr. 
22, 1990) 



AKW-Esensham 
"Sie werden ihre strenge Auffassung über 
die Sicherheitserfordernisse auch für die 
anderen Atomkraftwerke in Niedersachsen 
ausdehnen" ... (Aus Koalitionsvertrag SPD/ 
Die Grünen vom 12.6.1990 Hannover). 
Soll das etwa alles zum Ausstieg für das 
Atomkraftwerk Esensham gewesen sein? 
Es reicht nicht, die Belange der Anti-AKW­
Bewegung an die Landesregierung zu dele­
gieren. Wenn wir das AKW Esensham (u.a.) 
Stillegen wollen, müssen wir begreifen, daß 
es ohne unser entscheidendes Dazutun 
hierzu nicht kommt! 
Kurzhinweis: seit Mitte 9/90 Ist das AKW 
Esensham wieder angelaufen. Abgebrann­
te Brennelemente wurden zuletzt zumeist 
montags (2.Montag im Monat) über Castor 

S1 und Bahntransport über Hude, Bremen, 
Osnabrück, Köln-Gremberg, Dünkirchen, 
Sellafield abtransportiert. Bei einem Jubel­
perser-Besuch der Kreistagsfraktion der 
CDU im AKW Esensham im September ver­
kündete die Preussen-Eiektra, daß sie nicht 
bereit seien, das AKW Esensham vor dem 
Jahre 2018 stillzulegen. Dies macht deut­
lich, daß die Atommafia nicht freiwillig das 
Feld räumen wird. 
Kontakt: Arbeitskreis Wesarmarsch 
Regionalskonferenz der Bis Umweltschutz 

c/o Hans-Otto Meyer-Ott 
Hammelwarder Außendeich 8 
2880 Brake Tei.04401/3813 
(an dieser Stelle liebe Grüße von Bernd 
an Hans-Otto, dem €x-Göttinger) 

KeHenreaktion 
Hanau 

Sicher werden sich viele von Euch in den 
letzten Wochen gefragt haben, wie es denn 
mit dem Brennelementwerk Hanau weiter­
geht Kürzlich ist die vorletzte Teilerrich­
tungsgenehmigung durch das hesslsche 
Umweltministerium erteilt worden, die Fir­
ma Siemens plant umfassende Rationalisie­
rungen und wo bleibt die Kettenreaktion? 
Da die Firma, die wir zur Konversion bewe­
gen wollen, ja mit voller Kraft weiterarbeitet, 
gibt es täglich viel mehr zu tun, als 8 Ketten­
reaktionsmitglieder schaffen können. Da­
her ist die zahlreiche Unterstützung vieler 
Freundeinnen bei unseren Aktionen jedes­
mal sehr ermutigend .... 

Kurz eine Bilanz der vergangenen Wochen 
und Monate. Im Sommer: Vorbereitung un­
serer 2.gewaltfreien Blockade am 6.9. unter 
dem Thema "Wir öffnen den Blick auf die 
Opfer der Katastrophe von Tschernobyl". 
Zum lntensiv-Vorbereitungswochenende 
am 1./2.9. kamen Menschen aus der nähe­
ren und weiteren Umgebung bis aus Wup­
pertal, Lübeck, Stendal (damals noch DDR). 
Zwei Tage sind für viele Menschen nicht 
leicht aus dem normalen Alltag ab:auknap­
sen, aber sie erwiesen sich als notwendig 
und haben sich für alle, wie die Auswer­
tungsrunde ergab, rundum gelohnt Denn 
dadurch konnten wir inhaltlich arbeiten 
(uns gedanklich und mit unseren Gefühlen 
auf die Lage der Opfer der Tschernobyl-Ka­
tastrophe einlassen), uns gegenseitig bes­
ser kennenlernen, Vertrauen entwi~keln 
und praktische Fragen der Durchführung 
der Blockade durchsprechen. Als sehr anre-

gend erlebten wir das Arbeiten und Rollen­
spielen in Kleingruppen. Aber als überaus 
schwierig erfuhren wir die Innere und inhalt­
liche Spannung: einerseits erlebten wir die 
gemeinsame Zeit und unseren Austausch 
als sehr schön und stärkend -obwohl doch 
gerade unserer Thema - der Blick auf die 
Opfer - unbeschreibbar bedrückend ist; 
und über unser Singen, Sprechen, Kochen, 
Essen hinweg..donnerten mit Geheul immer 
wieder die schwarzen Galaxy-Kriegstrans­
portmaschinen. 
... Jetzt wollen sicher einige von Euch schon 
längst fragen, wann denn die nächste Blok­
kadeaktion stattfindet Die Blockade am 6.9. 
(von 6.30 bis 12.30 Uhr) am Siemens­
Haupttor und am Nordtor (solange dies nö­
tig war) war vom inhaltlichen Aspekt her ge­
sehen erfolgreich -durch mehrere Transpa­
rente, unsere Beschäftigten-Flugblätter, Be­
richte von Freundinnen über Ihre jüngsten 
Reisen in die verstrahlten Gebiete, eine Me­
ditation, Bildwände, Kartenvergleiche und 
eine umfassende Darstellung der medizini­
schen Folgen konnten wir uns die Lage der 
Opfer besser vorstellen. Als sehr unbefriedi­
gend empfanden wirdaherdas überaus ma­
gere Presse-Ecko. Vom Aspekt der Funktion 
unserer Aktion erlebten wir unterschiedlich 
stark eine Enttäuschung, da der Polizei die 
großräumige Umleitung des Verkehrs zum 
benachbarten Degussa-Tor noch besser ge­
lang, als bei der Lebenslaute-Biockade im 
Juni. Dadurch wurde die Brennelemente­
Produktion nicht tatsächlich behindert und 
wir haben nicht wirklich zivilen Ungehorsam 
geleistet. obwohl wir doch alle die Bereit-
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schaft und den Willen dazu mitgebracht 
hatten. Unsere nächste gewaltfreie Blocka­
de soll daher einen anderen Charakter be­
kommen; daran überlegen wir aber noch In­
tensiv, und daher noch keine Einladung für 
ein konkretes Datum; aber wir hoffen auch 
Euch im Frühjahr ... 
Seit Sommer haben wir uns außerdem in­
tensiv in einer anderen Arbeitsrichtung mit 
Tschernobyl beschäftigt Die Tatsache, daß 
die Stadt Hanau jahrzehntelang durch die 
Atombetriebe riesige Summen an Gewer­
besteuermitteln eingenommen hat, sehen 
wir als Grund dafür an, daß die Stadt - und 
damit auch die Bürgerinnen - in eine Ver­
antwortung und Schuld gegenüber denjeni­
gen Menschen stehen, die durch die erste 
groBe Atomkatastrophe massiv zu Schaden 
gekommen sind. Wir wollten mit dieser Er­
kenntnis eine ganz breite Bewegung in· 
Gang setzten, damit die Anerkenntnis die­
ser Verantwortung im Hanauer Stadtparla­
ment diskutiert und durch einen finanZiel­
len Beschluß in Handeln umgesetzt werden 
kann. So breit, wie wir es uns vorgestellt hat­
ten, ist diese Diskussion jetzt noch nicht ge­
worden; auch hat sich herausgestellt, daß 
ein ,.Schuldanerkenntnis" in dem obenbe­
schriebenen Sinn in Hanau kaum akzeptiert 
wird und auch von anderen Anti-AKW-Ini­
tiativen anders betrachtet wird, als von uns. 
Bei einer Arbeitskonferenz zu diesem The­
ma "Hanau-Tschernobyl" konnten wir uns 
dennoch auf ein gemeinsames Vorgehen ei­
nigen: Wir haben einl'!n Antrag. an das Stadt­
parlament formuliert, der Tschernobyl-Hilfe 
Iährlich 1 00.000 DM zur Verfügung zu stel­
len. Außerdem bereiten die Hanauer Akti­
onsgruppen eine umfangreich·e Sammlung 
von Spendengeldern für die Tschernobyl­
Opfer vor. 
Wir hoffen, daß auch an anderen Atom­
standorten die Frage der Gewerbesteuer­
einnahmen aus unveral')twortlicher Produk­
tion in einer ähnlichen Weise gestellt wird. 
Inzwischen ist die Vernetzung mit anderen 
gewaltfrei arbeitenden Gruppen auch vor­
angekommen; ein vierteljährlicher Info­
Dienst erscheint mit Schriften aus Gorle­
ben, Mühlheim-Kärlich, Brokdorf, Hanau, 
Mutlangen u.a. Zu beziehen bei 
lngo Laubenthal, Obermainanlage 27, 6000 
Fankfurt 1 Tei.069/498437 

für die Kettenreaktion Hanau: Gisa Lein 

\ / 

// 
. """' 



Die folgenden BeltrAge zu Atom­
transporten aus dem Süddeut­
schen haben wir dem Rundbrief 
November 1990 .. Atomtransporte 
Süd" entnommen: 

Info Atomtransporte 
Süd 

Liebe Freundinnen und Freunde, 

endlich schaffen wir es, mal etwas von uns 
hören zu lassen. FOr alle, die ea noch nicht 
wissen oder aufgrund der langen Zelt ver­
gessen haben: Wir, die Initiative gegen den 
Atomtod MAILU haben auf der "SOddeut­
schen Konferenz gegen Atomtransporte"lm 
Januar 1990 (I) die Aufgabe Obemommen, 
fOr den sOddeutschen Raum eine Infosam­
melstelle zum Thema Transporte einzurich­
ten und regelmlßlg einen Rundbrief mitden 
neuesten Informationen zu verschicken. 
Wir haben es dann gerade mal geschafft, 
unser BOro hier in Mannheim halt;wegs 
arbeltsflhlg zu machen und Im FrOhjahr 
einen Rundbrief mitden Konferenzprotokol­
len zu verschicken. Seither war Funkstille. 
Wir sahen uns jetzt in der Situation, ent­
scheiden zu mOssen, ob wir einen letzten 
Anlauf untemehmen oder ~mentllch ma­
chen, daß wir es einfach nicht schaffen. Wir 
haben uns fOr den Anlauf en~hleden. 
Die Gelder, die einzelne Initiativen schon fOr 
den Rundbrief Oberwiesen haben, wurden 
von uns bisher nicht angetastet Falls also 
auch dieser letzte Anlauf scheitert, gibt es 
das Geld selbstverstlndllch zurOck. 

34 

Aber eigentlich mOßte es jetzt endlich mal 
funktionieren. Nachdem wir den Sommer 
Ober mit einem Problem befaßt waren, das 
sehr viele Anti-AKW-Gruppen haben, nlm­
llch ganz einfach "wenig Leute", haben wir 
uns nun gesagt:"&lat verdammt wlchUg, 
daß die Wenigen, die .. noch an vielen 
Orten gibt, etwas voneinander h6ren. • 
ln diesem Sinne also dieser Rundbrief. Wir 
verschicken Ihn noch einmal an einen recht 
großen Verteiler. Wer uns e·lne Chance 
geben will , sollte jetzt20 DM aufunser Konto 
Oberweisen und bleibt damit Im Verteiler. 
( ... ) 
Es kann nur besser werden. Dazu könnt Ihr 
wesentlich beitragen, Indem Ihr uns fOr den 
Rundbrief Sachen schickt: Rechercheer­
gebnlsse, Presseartlkel, Flugblltter, kurze 
Berichte von Aktionen oder lhnllchem, 
Fotos, BroachOren, Daten usw. 
Auch wenn unsere "Lelatungsflhlgkelr- ln 
den letzten Monaten einiges zu wOnachen 
Obrlg ließ: Unseren langen Atem haben wir 
noch lange nicht verloren. Oie Atommafia 
wird weiter mit uns rechnen mOssen ... 

ln diesem Sinne, mit atomfeindlichen GrO­
ßen 

Initiative gegen den Atomtod 
Mannhelm/Ludwlgahafen 
c/o Anti-Atom-BOro 
c 3,19 
68000 Mannheim 1 

Mannhelm, den 20.10.90 

Abo: 20,- DM Oberweisen auf unser Konto 
(fOr Rundbrief-Bestellungen bitte Zweck 
und unbedingt Lieferadrasse angeben): 
Konto:G. PfendtnerSonderkonto 5246 74-
106, Postgiroamt Berlln BLZ 100 100 10. 

Nachrichten und 
Material 

Neckarwesthelm 
Obrigheim 

Ober alle wesentlichen Dinge, die sich die­
sesJahrbei den Atomtransportenvom AKW 
Neckarwestheim zur WAA La Hague zuge­
tragen haben, gibt es eine vorzOgliehe und 
ausfOhrllche Materialsammlung. "AusfOhr­
llch" ist deshalb wichtig, weil dieses Jahr in 
Neckarwestheim wieder eine ganze Menge 
los war. Wir gehen davon aus, daß sich 
einiges davon inzwischen herumgespro­
chen hat, es war ja auch ein Artikel in der 
atom. Wer jetzt also Hintergrundinfos will, 
Ober Pannenserle, den BrOckenprozeß, die 
Aktionen, die GemelnderatsbeschiOsse, 
die verschiedenen Klagen, den Entzug der 
Transportgenehmlgung, die neue Trans­
portroute usw., kann die Materlallen bestel­
len bei Klaus Stark, MOnzgasse 9, 7400 TO­
blngen. 
DagibtesfOrca.8,-DMelnendlckenStapel 
Fotokopien, dasist die kurze Fassung. Ob 
Klaus auch die lange Fassung (zwei dicke 
Schnellhefter voll) noch verschickt und zu 
welchem Preis, mOßt Ihr mit Ihm selbst 
ausmachen. 
ln der Materialsammlung Ist auch alles 
Wesendlche zu den in diesem Jahrerstmals 
genau recherchlertenObrlghelm-Transpor­
ten enthalten. 
Die Leute von "Strom ohne Atom• haben zur 
dlesjlhrlgen Transporte-Kampagne auch 
zwei sehr schöne Plakate gedruckt -eines 
zum Stra4en- und eines zum Bahntran­
sport. Falls davon noch welche vorhanden 
lind, mOßten sie auch Ober Klaus zu bestel­
len sein. Genauso gibt es don die Inzwi­
schen in zweiter Auflage vorliegende Bro-
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achOre "Atomtransporte- Neckarwesthelm 
1989", die - Immer noch aktuell - sehr viel 
BaalawlaaenzurThematlkllefertund6,· DM 
pro StOck kostet. 
Oie Transporte und die Aktionen dagegen 
wurdenauch fotograflach festgehalten. Wer 
Interesse hat, sich einmal anhand von Dias 
Ober die Atomtransporte zu Informieren, 
wende alch an obige Adreaae. 
Den weiteren Vertauf der AtommOllzage 
durch das Neckartal haben die Leute von 
Anti -AKW-BOro, Schlllerstr. 28, 6900 Hel­
delberg, Tei.06221/12861 dokumentiert. 
Sie haben in einer wirklichen FleiBarbelt 
einige wunderachane Stellwinde zum 
Thema gestaltet. 
Auch die Argumente der Gegenseite sind 
Interessent. Beim GKN • Abt. Information, 
Postfach, 7129 Neckarweathelm glt~tes ein 
sechsseltlges Hochglanzfaltblatt, das sich 
ausfOhrllch mitden Aktionen der Atomkraft­
gegnerionen zu den Transporten befa8t. 

Blblls 

Auch ln Blblls Ist es dieses Jahr gelungen, 
den genauen Ablauf der Transporte nach 
La Hague zu recherchieren und z.u doku­
mentieren. Die Ottentllchkeltaarbelt und die 
Blockadeaktionen der 6rtllchen Anti-AKW· 
Gruppen zwangen die Kraftwe~trelber 
zu drastischen Mitteln der Ottentllchkelts­
arbelt. ( ••• ).Auch zu Blblls latfOrlnteresaler­
teelnlgea Matertal vorhanden. Eine Zueam­
meAstellungvon Fotokopien (Preeae, Flug­
blltter) lat Ober uneer Mannhelmer BOro zu 
bezlehen.ln Blbllswurde auch erstmaleder 
gesamte Verladevorgang detailliert auf 
Diafilm feetgehalten. Einen Diavortrag hat 
Ralf Peters, Grundstr. 25, 6100 Darmstadt 
zuaammengeetellt. Bel Ralf alnd auchStell­
winde zu den Blblls-Transporten auszulei­
hen. Zu den diversen OlaY9rtrlgen 118t sich 
noch nachtragen, daß es recht sinnvoll 
erachelnt, nicht einfach Dias auszuleihen, 
aondemglelchelne kompetente Person, die 
einem etwas dazu erzlhlen kann, mltanzu­
fordern. Aber vlellelchl wollt Ihr ja nur ein 
paar auasagekrlftlge AbzOge fOr Eure Of­
fentllchkeltaarbelt. Wendet Euch an die an­
gegebenen Adressen. 

Ohu 

Auch ein Standort, wo dieses Jahr zum 
ersten Mal ein genauerer Einblick ln die 
TransportablAufe m6gllchwar. Sogesehen 
acheint die Konferenz in Mannhelm Im 
Januar doch ein recht •erfolgreiches" Jahr 
nach alch gezogen zu haben. Die Stadt 
MOnehen Oberlegt alch Obrlgena, ob ale 
gegen die Gehei!'f'lhaltung der Atomtran­
sporte klagt. Nlheres darOber und Ober 
genaue Tranaportabllufe, 6ftentliehe Re­
sonanz usw. gibt es bel(l'l Landshuter BOr­
gerforum gg. AKWa, c/o Thomaa v •. Taeuf­
fenbach, Dammstr. 13, 8300 Landahut. 
Oie Landshuter haben auch ein sehr gutes 
Flugblatt zum Thema erstellt, welches u.o. 
Adresae bestellt werden kann. 

Baden-WOrttemberg 

Erste Informationen Ober die Ohu-Strecke 
(Landahut • MOnehen • Augaburg • Ulm • 
Stuttgart • Hellbronn (alternativ MOhlacker) 

- Heldeiberg - Mannheim - SaarbrOcken •.• ) 
gab ea bereits Im FrOhjahr auf einem Hea­
ring der GrOnen Im Landtag von BaWO zu 
Atomtransporten. Ob es von diesem Hea­
ring auch ein Protokoll glbt, lst nicht ao ganz 
klar, aber versuchen kann menach es bel 
den GrOnen Im Landtag, Chrlstlne Muache­
ler-Frohne, 7000 Stuttgart 1. 
Dort gibt ea auch eine Zusammenstellung 
desdlesesJahrvonderbaden-wOrttember­
glachen Landesregierung umfangreich zur 
VerfOgung gestellten "Daten Ober Atomtran­
sporte durchs Llndle". Betrlfft:Ohu, Grund­
remmlngen; Neckarwesthelm, Obrlghelm 
und Phlllppsburg. 

Abgebrannte Brennele­
mente 
Weiteres Material zum Thema, ohne.gr68e· 
re Systematik aufgelistet: 
AnersterStellenatOrtlchderStred(enatlaa. 
Die uldmative BroachOre mit Daten, Fakten 
und HlntergrOnden zu den Transporten 
abgebrannter Brennelemente jetzt in dritter 
erweiterter Auftage fdr 4,- DM zu beateilen 
beim AKU, Herderstr. 35,6200 Wiesbaden. 
lnderneuenAuflagestehtelnlgeazuTrana­
.portenvomAKWUnterweaer OberTrierund 
OOnnklrchen nach Sellafleld. 
Der Streckenatlas Iet erstmals Im Mlrz 
erachlenen. Im August schob Greenpeace 
eine fatblg und mit mehr Geld gemachte 
Kopie hinterher. Oleamal natOrtlchalles vom 
Umweltmulti seibat recherchiert. E.mpfeh­
lenawert Ist das "Greenpeace-Sonderheit: 
AtommOll auf Reisen• trotzdem. Die Fotos 
sind gut und die Ergebnlaae dea Strecke­
nadaaaea auf einer farbigen Karte sehen 
auch ganz nett aus. Zu beatenen fOr eine 
Mark bel Greenpeace/Hamburg. 
Oie Leute vom Arbeitskreis gegen Atom­
transporte Rheln/Ruhr/Ema haben ein vor­
zOgllchea Flugblatt fOr Bahnarbeiter er­
stellt, daa belihnen bestellt werden kann: 
Anti-Atom-BOro, Am Oelpfad 25, 4600 
Oortmund. Dort kann menschauch Plakate 
gegen Atomtransporte bestellen. Abgebil­
det: Die verschiedenen Transportwaggons 
und eine Streckankarte. 
A propos Bahnarbeiter: Oie Bundestags­
drucksache 11fl334, zu beziehen vom 
Bundestag, 5300 Bonn, gibt Auskunft Ober 
die Ergebnlaae von atlchprObenartlgen 
Meeaungen bel Bahnarbeltem, die mit 
Atomtransporten befaßt alnd. Die Bundea­
bahn weigert alch weiterhin, die Leute mit 
Ooalmeeern auazurOsten. Olea war die 
ForderungderGewerkachaftder Elaenbah· 
ner. 
Einiges Materlai zum Bereich Gewerkachaf­
ten und Atomtransporte hat daa BOrgerfo­
rum Landshut (Adreaae weiter vome) zu­
sammengetragen. Darunter ein sehr Inter­
essanter Artikel aus einer Zeltachritt der 
Gewerkachaft der Polizei. 
Eineweitere BroachOre,dlesmal Ober Atom­
transporte durch Hamburg gibt es bei der 
BBU-Tranaportegruppe, Hoheneach 63, 
2000 Hamburg 50. 
Bel der London Nuclear Information Unlt, 
141 Euaton Road, London NW1 2LL kann 
ein auafOhrllches Flugblatt zum Thema 
"Nuclear waate tranaport through London" 
(nach Sellafleld) beateilt werden. 

Atomtransporte 

Oie Castor-Transporte nach Gorleben 
haben ja giOckllcherwelse wieder einmal 
nicht stattgefunden. M6gllch alnd ale aller­
dings weiterhin jeden Tag. Ober den Ak­
tlonstag gegen Caator wurde bereltaln der 
atom berichtet, weitere Informationen gibt 
es belder BI LOchow-Oannenberg, Draweh­
nerstr. 3,3130 LOchow, Tei. 05841/4684. 
Es gilt wachsam zu bleiben. Z.B., wie in 
Ba WO und Hessen geachehen,lm Landtag 
anfragen lassen, ob eine Transportgeneh­
migung nach Gorteben beantragt Ist. 
Noch kein Material gibt ea zum Vergleich 
der SlcherheltamaBnahmen beim Trans­
port von Giftgas von Clauaen nach Norden­
ham und nicht minder geflhrtlchen Atom­
transporten. Das wlre aber doch ein The· 
ma, dem menachalch mal annehmen kclnn-
te •••• 

Foto: Klad• Stark 

Andere Atomtransporte 

BeldenGrOnenlnStuttgartglbtesdleKople 
eines Artikels aua de.n "Verkehranachrich· 
ten": Transport radioaktiver Stoffe • neue 
Vorachritten 1990. Eine gute Zusammen­
stellung der rechdlchen Seite. 
Bei den GrOnen Im bayer. Landtag, MOn· 
chen gibt es eine BroachOre der bayer. 
Landesregierung zum Thema "Entsorgung 
bayer. kemeechnlacher Anlagen•. Nicht 
mehr ganz aktuell (WAA), aber mit vielen 
Zahlen und Details zu Alomtransporten. 
Zu den Transporten, die ln Zukunft nach 
Schacht Konrad rollen k6nnten, gab ea Im 
FrOhjahr eine "Kommunalpolltlache Ar­
beltatagung•. Deren Ergttbnlase und ver­
achledene Studien zu den Konrad-Trans­
porten verachlckt die AG Schacht Konrad, 
Bleckenstedteratr. 24, 3320 Salzgltter-
BI.atedt. . 
Die Transporte von US-AtommOII Ober 
Karlaruhe zur Aase finden vorerst noch nicht 
statt, sind aber nlchl abgesagt. Eine Bro­
achOreder"AktlonatommOIIfreleAaae"glbt 
ea bei der AG Schacht Ko"rad . 

( ... ) 
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CSFR 

Atomenergie in 
der CSFR 

KOhltOnne des Atomkraftwerka Bohunlce: ,Niemand weiß, ob uns das Zeug um die Ohren fliegt' 

Bericht einer Ralaa einer Delegation 
darGHONEN Im Bundaatag zu Atom­
atandortan ln dar CSFR 

Im Sommer reiste eine Delegation der 
Bundestagsfraktion der GrOnen zusammen 
mit kritischen Wissenschaftlerinnen in die 
CSFR, um dort Informationen Ober die 
Energieversorgung und den Zustand eini­
ger Atomanlagen von zentraler Bedeutung 
zu erhalten. Dabei sollte auch das Gesprlch 
mit politiSch Verantwortlichen sowie Um­
weltschutz- und Anti-AKW-Gruppen ge­
sucht werden. 

AKW Temelln 

Nach Wegfall der Vif&pfllcht herrscht in die 
CSFR reger Grenzverkehr auch am bayerl­
achen GrenzObergang Philipsreuth. Kaum 
jemanden Ist wohl bewußt, daß sich hier in 
40 km Luftlinie von der bayerlachen Grenze 
entfernt eine AKW-Baustelle befindet, die 
noch dazu frei zugAnglich Ist. UrsprOngllch 
sollten hierin der NAhe des Dorfes Temelln 
4 x 1000 Mega-Wan-Bic5cke des sowjeti­
schen Reaktortyps WWER 1000 errichtet 
werden. 1982wurde mitdem Bau der Druck­
wasserreaktoren begonnen. Dererste Block 
Ist nun zu 70% bauseilig fertiggestellt und 
soll1994 ans Netz gehen, der zweite Block 
Ist zu 30% fertig. An den Bi6cken 3 und 4 
ruhen die Arbeiten derzeit- das verfOgte die 
neue CSFR-Reglerung; aber nicht wegen 
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der NAhe zu einer Erdbebenbruchllnle, 
sondern wegen des chronischen Finanz­
mangels (derzeit laufen aber bereits Ver­
handlungen mit der französischen EDF). 
Aufklärung Ober AKW-Standorte Im ~ach­
barland CSFR und Ihre Risiken tut not! Das 
Ist ein Grund dafOr, daß sich die Delegation 
der Bundestagsfraktion der GrOnen am 
Beginn der Parlamentsferien zu einem ein­
wOehigen Informationsbesuch in der CSFR 
aufhielt. Dabei waren auch interessierte 
Wlssenschaftlerln"'n aus der Ökoszene 
sowie bayerlache und europlisehe Vertre­
ter der GrOnen, um Informationen Ober die 
Energieversorgung in der CSFR zu enthal­
ten. 
Auf dem Programm standen neben Besu­
chen Im tschechischen und slowakischen 
Umweltmlnlst,rlum Besichtigungen der 
Baustelle des AKW Temelln, der Uranerz­
aufbereitungsanJage in Mydlovary sowie 
der in Betriebbefindlichen AKWs in Dukova­
ny und Bohunlce. 
Von Prag aus fuhren wir Richtung Budweis. 
Schon aus 20 km Entfernung sieht man die 
vier 120 m hohen KOhltOrme, die auf einem 
BergrOcken in 507 m HOhe das Bild beherr­
schen. Laut Kraftwerksdirektion sollen Ober 
diese TOrme 1,5 2cbm Wasser pro Sekunde 
verdampft werden. Nach Schltzung des 
Öko-Institutes werden die Werte allerdings 
bei 2 - 4 cbm Wasser pro Sekunde liegen. 
Das bedeutet: Die ganze Region von Bud­
wels bis zum Bayerischen Waldwird (Haupt­
windrichtung Ost!) um ca. 2 Grad Celsius 

erwArmtl Das Wasser daftlr soll der Moldau 
entnommen werden. Die Regulierung soll 
mitderErrlchtungvon3Stauseenmltinsge­
samt 300 Mi! I. cbm Wasser erfolgen. Bei der 
Suche nach dem Eingang der Anlage muß­
ten wir feststellen, daß es verschieden 
eZuglnge zur 300 hagroßen Baustelle gibt, 
die nicht (I) bewacht waren. Das Ausmaß 
dieser Baustelle (im Vergleich dazu:WAA 
220 ha) lABt sich nur erahnen. 2 Mill cbm 
Beton wurden fOr 7 Mrd. Kronen bereits 
verbaut. Die endgOitlge Fertigstellung soll 
mit neuer westlicher Sicherheitstechnik 80 
Mrd. Kronen kosten, wobei noch zusAtzlieh 
13 Mrd. Kronen fOr die Erstellung der Infra­
struktur anfallen. 
Der stellvertretende Direktor, Ladlslav Sta­
sek, wollte in erster Linie die VorzOge der 
Anlage vermitteln. GegenOber dem Regle­
rungsbeschluß, die BlOcke 3 und 4 zu stop­
pen, zeigte er Unverständnis. Alle Fragen 
bezOglieh Erdbebenslcherheit, Schutz vor 
FlugzeugabstOrzen sowie der ungelösten 
Endlagerung wurden von Ihm abgetan. Daß 
eine riesige Erdgaspipeline ein paar hun­
dert Meter vonder Bautteile entfernt vorbei­
fOhrt , hielt er ebenfalls fOrunproblemaUsch. 
Wie wird das Problem Endlager!Jng gelOst? 
Falls die stornierten VertrAge mit der russi­
schen Republik fOr die Wiederaufarbeltung 
abgebrannter Brennelemente nicht fortge­
fOhrt werden sollten, werde man mit der 
Cogema in La Hague verhandeln. 
Dochauch aus Frankreich kommtder Atom­
mOll wlederzurOck. diesem Problem begeg-



nete manmitdem Hinwelsauf Untersuchun­
gen Ober die Errichtung eines atomaren 
Endlagers ln Granit auf der b6hmlsch-mAr­
klschen Hochebene unweitder bayerlachen 
Grenze. ·Voruntersuchungen ln diesem 
Gebiet wurden unsauch Im Prager Umwelt­
ministerium bestltlgt. 
Der von der Regierung vertagte Baustopp 
der BlOcke 3 und 41st noch nicht 4fndg01tig l 
Die Franzosen wollen die belden BlOcke 
offensichtlich welterbauen und haben 25 
Wissenschaftler aus der CSFR-Atomlndu­
strle Ins franzOslsche "Atomparadies• ein­
geladen. 
Wie sieht der Widerstand vor Ort aus? 
Oie Spitze des tschechoslowakischen 
Umweltministeriums wird von den Mitglie­
dern des BOrgerforums (OF) gestellt. Sie 
wollen den Ausstieg ausder Atom Industrie. 
Oie alten Strukturen und KOpfe sind aber 
noch lAngst nicht beseitigt. So berichtete 
uns ausgerechnet der alteingesessene 
Leiter der Abteilung "Ökologische Konzep­
te"ln aller Ernsthahlgkelt von der geplanten 
Ausweitung der Braunkohle- und Atom• 
Strom-Nutzung -bei gleichzeitigem Ausbau 
der Elektrohelzungenl 
Oie endgOitlge Entscheidung trlfh das neu 
geschaffene toderale Wlrtschahsmlnlste­
rlum. Wir hatten giOcklicherwelse die Gele­
genheit den BOrgermelster von Budwels, 
Herrn Or. Prokop, der ein Informierter Geg­
ner der Anlage Ist, kennenzulernen. ln der 
unmittelbaren Umgebung der Baustelle soll 
die Ablehnung der BeVOikerung sehr groß 
sein. Ca. 30%der Sudweiser -die Stadt liegt 
in ca. 15 km Entfernung - haben eine ableh­
nende Haltung. 
Sollten wir uns hier einmischen? 
Ich meine, jal 
Beleinem Kernschmelzunfall, der in Teme­
lln nicht ausgeschlossen werden kann, 
wAren große Teile Bayerns direkt betroffen. 
Auch unsere Osterreichlachen Freunde, die 
wir splter in Bratlslava trafen, leisten zum 
Teil schon seit Jahren Widerstand. So kam 
die Idee auf, Ende de* Jahres in Sudwels 
eine Internationale Aktion zu veranstalten. 
(Termin: 17.11 .90/Kontakt:Anti-Atom-BOro 
Schwandorf, Tel.: 09433/6137). Zwar dOr­
fen die AKW-Gegnerlnnen die existieren­
den AKWs in Deutschland oder Frankreich 

nichtaus den Augen lassen, aberein gebOn­
delter Widerstand gegen den Weiterbau von 
Temelln- bis heute sind erst 10% der vor­
gesehenen Investitionsmittel verbaut -
kOnnte auf die neue Regierung Eindruck 
machen, zumal dieses Projekt bei den 
Kommunalwahlen am 24. November eine 
zentrale Rolle spielen wird. 

Mydlovary - Aufarbeltung 
deutschen Urans unter 
skandalösen Arbeitsbedin­
gungen 

Mit dem eigenen Strahlenmeßgerät konn­
ten hohe Strahlenbelastungen festgestellt 
werden. Aufdem Gelinde, innerhalbder Ur­
anerzaufbereltungsanlage MAPE und auf 
den nicht abgesicherten Schlemmfeldern, 
auf denen 15 Mill. Tonnen radioaktiver 
AbfAlle abgelagert wurden, wurdert von uns 
Dosen ermittelt, die bis zu 1000 lach höher 
waren als in der Umgebung. Der Aufenthalt 
in der Anlage war also selbst fOr uns nicht 
unriskantl Oie versammelten Verantwortli­
chen bestritten allerdings jegliches Vorkom­
men von KrebsfAllen bei den Arbeitern sowie 
eine Strahfenverseuchung des Grundwas­
sers, wie sie Anfang des Jahres von Green­
peace behauptet wurden. Aus Okonoml­
schen GrOnden soll MAPE-ca. 20 km nord­
Ostllch von Sudwels gelegen - 1994 stillge-
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legt werden. FOr die Arbeiter sind Umschu­
lungen vorgesehen. Nach der Be.sichtigung 
sind wir einhellig der Meinung, daß die 
Anlage aofort stillgelegt werden mO ßte, um 
eine weitere Strahlenverseuchung der Ar­
beiter zu verhindern. 

AKW Bohunlce - Kein Zu­
tritt 

Obwohl hier der alte 150-Megawatt-Reak­
tor A 1 im Jahre 1976 nach einem schweren 
StOrfall atlllgelegt wurde, geht die Verseu­
chung Immer weiter, denn: Oie alten Bren­
nelemente lm Oruckbehllter lOsen sich auf. 
Oie belden BlOcke 1 und 2 - zwischen Brno 
und Bratislava gelegen - sind baugleich mit 
dem Reaktor von Grelfswald. Hier fehlt ein 
Notversorgungssystem, eine Erdbebenge­
fAhrdung Ist mittlerwelle offiziell ~ugegeben 
worden und die MaterialermOdung stellt die 
Sicherheit des Reaktors Immer mehr ln 
Frage: Dies sind GrOnde tOreine dringende 
und rasche Stlllegungl Einoffizieller Besuch 
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wurde uns verwehrt - wohl aufgrund der 
aktuellen Diskussion um die Reaktorslcher· 
helt. 

AKW Dokovany- das "Vor­
zelgekraftwerk" 

30 km westlich von Brno stehen die 4 BlOcke 
des AKW' s der zweiten Generation der 
WWER 440er Serie. Dort erhielten wir zu 
unserer Überraschung relativ ausfOhrilche 
Informationen. Neben der allgemeinen Kri ­
tik an dieser Reaktorlinieliegen die Sd)wA­
chen in der FunktlonauntOchtlgkelt des Meß­
und Regelsystems, also in der sogenannten 
Lelttechnlk. Damit Im Zusammenhang 
standen in letzter Zelt mehrere StOrfAIIe. 
Kurz nach unserer ROckkehr war zu erfah­
ren, daß die Fa. Siemens KWU in Plisen 
einen Hochtemperaturreaktor mit Fernwär­
menutzung plant, eine ReaktorUnle, deren 
Bau bisher in der Bundesrepublik erfolg­
reich verhindert werden konnte. 

Resumee: 

Der Offensive der eigentlich am Tropf hin­
genden westlichen Atomindustrie muß ein 
gemeinsamer Internationaler Widerstand 
entgegengeaetzt werden. Der Intensive 
Wissensaustausch mit Ökologen ln der 
CSFR Ist dafOr die Voraussatzung. Alle, die 
sich in der Vergangenheit gegen die Atom­
energie in der BRO oder die WAA in Wak­
kersdorfengaglerten, sollten dazu mit Ihren 
erworbenen Kenntnissen beitragen. 
Vaclav Havels Traum von einer Republik, 
"einer selbstlndlgen demokratlachen Repu­
blik, einer menschlichen Republik, die der 
Menschheit dient, von einer Republikallsei­
tig gebildeter Menschen, weil ohne sie kei­
nes der gesellschaftlichen Probleme gelOst 
werden kann•, achließt sichertich die offene 
Auaeinandersetzung mit der sozial unver­
trAglichen und da.s Leben gefAhrdenden 
Atomenergie mit ein. 

Dr. Wolfgang Danlela. 
(Energlepolltlscher Sprecher der GRÜ­
NEN/BOndnls 90 Im Bundestag) 
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"Die Herrschaft der Wirklichkelt Ober den 
Menschen, der Wirklichkeit, die sich seiner 
Herrschelt entzog, also einernicht-mensch­
lichen Wirklichkeit, beraubt ihn seiner 
Menschheit, setzt der Entwicklung seiner 
Pers6nllchkeit eine Grenze, macht aus dem 
Menschen eine Zugabe zur Welt der Dinge: 
der Maschine, des bDrokratlschen Staats­
apparates und so weiter. Aufdiese Weise ist 
die Entfremdung zugleich Selbstentfrem­
dung des Menschen - des Sch6pfers der 
Welt der Dinge, verloren in der unpers6n­
lichen, nicht menschlichen Welt, die ihn 
sich untergeordnet hat. Nicht nur Pro­
dukte des Menschen werden dem 
Menschen fremd, ( ••• ) auch er selbst 
entfremdet sich, wird sich selbst 
fremd wie ein Gegenstand: der 
Mensch beginnt sich selbst als 
Gegenstandinderihnumgeben­
den Welt der Gegenst,nde zu 
fOhlen, beginnt sich selbst 
durch das Medium dieser 
Gegenstfnde zu fOhlen. • 
A. Schaff in "Marxismus 
und das menschliche 
Individuum•, 1970 

Es gehört zum guten 
guten Ton, die .der­
zeitige Ökologiesi­
tuation mit Attribu­
ten wie z.B. "dra­
matisch" oder 
"katastrophal" 
zu umschrei­
ben. Große 
lllustrier­
tengazet­
ten, Ta­
~;~eszei­
tungen 
aller 
Co­
lelx, 

Fern­
sehmagazlne, 
richtensendungen usw. wetteifern 
um das Aufdecken des nächsten Umwelts­
kandals. Wohin man und trau auch schaut: 
Seitdem das Umweltthema vor ca. 20 Jah­
ren von der' Öffentlichkeif entdecktworden 
ist, gehfs mit ihr eigentlich immer nur ber­
gab. Die Stichworte aus den letzten Jahren 
akkumulieren sich zu einer unendlichen 
Liste: Waldsterben, Amazonasraubbau, 
Ozonlöcher, Treibhauseffekte, Antarktis­
piOnderung Bodanerosion, Atom-Gau's, 
Robbensterben, Chemieunfllle, Land­
schaftsverbrauch, Klimakatastrophen, Ver­
kehrskollapse, Aussterben von Tierarten, 
Ölteppiche ••• Oberalle Partei-und Klassen­
grenzen hinweg herrscht Einigkeit in der Fe­
stellung, daß die Ökologiesituation von be­
sonderer Wichtigkeit sei, die geradezu ein 
•neues Denken• zur Lösung der anstehen­
den Probleme erfordere. Linke und Alterna­
tive stimmen in diesen Chor zustimmend mit 
ein, nicht ohne -die wenig schwer zu fAllen­
de - Prognose zu wagen, daß sich die Um­
weltkrise in naher Zukunft weiter verschär-
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fen werde, wenn nicht •rasch und umfas-
send" gehandelt werde. Doch je dring­

fallsloser 

das Anliegen auf der politi­
Ebene in den letzten 

in der BAD als auch 
internationalen Um­
............. "•"tzkonfe­

prokla­
wird, 

es t 0 

und pragmatischer wer­
den alle diesbezOgliehen sogenannten­
Lösungsvorschllge: Wer empfindet es ei­
gentlichnochals Widerspruch, wenn in wort­
gewaltigen Resolutionendie Ökologiefrage 
zu der Zukunftsfrage der 'Gattung Mensch' 
im 21. Jahrhundert schlechthin erklärt wird, 
um damit (I) die Notwendigkelt weiterer 
Konferenzen zu diesem Thema zu betonen. 
Schließlich habe man sich noch nicht Ober 
die. Reduzierung irgendeines Schadstoffes 
um vielleicht 5% in den nächsten 20 Jahren 
einigen können. Sich links empfindende 
TAl-Journalisten kommentieren derartige 
Farcen mit fulminanten Kritiken, wie z.B. daß 
die behandelten LösungsvorschlAge •unzu­
reichend" seien oder daß sich die Umwelt­
minister mit ihrer Politik mal wieder "völlig 
unglaubwOrdig" gemacht hAtten. Realpoli­
tisch orientierte grOne Reformdemokraten 
haben mitlerweile in Analysen zur BegrOn-

dung Ihrer Politik eine meisterhafte Kunst 
darin entwickelt die Umweltkatastrophen in 
den dOstersten Farben auszuschmücken, 
um daran ausgerechnet umwälzende For­
derungen wie z.B. 'Tempo 30' in den Städ­
ten, das lokrafttreten irgend einer neuen 
Gesetzesnovelle oder die EinfOhrung die­
ses oder jenen neuen Abgasfiltersystems 
anzuschließen. Und je realistischer und 
ausgearbeiteter alle 'Aiternativkonzepte' 
fQr die kapitalismusimmanente Beseitigung 
von MOIIbergen, Chemiegefahren, der 
Atomindustrie und des koallabiernden Indi­
vidualverkehrs Inden Stldtenwerden, desto 

nur 

wirkungsloser scheinen sie zu 
Die Okologieprobleme sind 

mit:lenNeile so allgegenwärtig im 
Alltag und scheinen doch so 

wenig verinderbar ge­
worden zu sein, daß in 

diesen Betrach­
tungsweisen 

eigentlich 
a I I e 

innr 

betroffen sein 
können. Das dabei 'Gegner' 
völlig verschwimmen, versteht sich von 
selbst. Der fortwAhrende Apell von 'Ökolo­
gen' an die herrschenden und beherrschten 
Klasseneinen nichtganz so unsinnigen, ver­
schwenderischen und umweltgefAhrenden 
Umgang mit endlichen Naturreserven zu 
forcieren, wird von diesen miteinem freund­
lichen Kopfnicken tOrdasehrenwerte Anlie­
gen und einem etwas hilflosen Achselzuk­
ken quittiert: Wer kann schon morgens' um 7 
Uhr auf dem Weg zur Arbeit aus seinem Im 
Stau steckenden Auto steigen? Dabei ist 
allen bewußt, daß in der Tat ökonomische­
re Formen des Ressourcenmanagements in 
einer post-modernen Industriegesellschaft 
denkbar sind. Die darin enthaltene Unter-



stellung, daß es sich bei der Natur um ein 
"knappes Gut• handele,lst ja auch deshalb 
so gnadenlos plausibel, weil sichjederdabei 
an die herrschenden Marktmechanismen 
erinnert fOhlt: Dort lABt ein Ober das Spiel 
V't)n Angebot und Nachfrage sich verknap­
pendes Gut nur den (Tausch-) Wert dessel­
ben steigen. Das mag mit ein Grund fOr die 
große Symphatie fOr die Forderungen der 
konventionellen Naturschuttverbinde sein, 
Immer mal wieder ganze Gebiete, fQr die 
aktuell kein anderweitiges Nuttungsinteres­
se geltendgemachtwird, als Naturschuttre­
servate auszuweisen. Warum sollte es in 
einer Gesellschaft, die ihren Naturgrundla­
gen als freies Gut bislang noch keinen Preis 
zumessen und damit keinen besonderen 
Stellenwert einräumen konnte, nicht be­
stimmte Gebiete als "Naturschuttmuseen• 
geben, von denen Menschen zunlchst 
einmal ausgesperrt sind. Dadurch erhalten 
diese Gebiete endlich einen Wert, z.B. als 
touristische Sehenswürdigkeiten, die gegen 
die Entrichtung eines Preises betrachtet 
werden können. Die Subsummierung von 
ehemals freien Gütern unter das Wertver­
hältnis regt Im Obrigen zumeist die mensch­
liche Phantasie ungemein an: Wie oft habe 
Ich mirschon gewünscht miteinem PS-star­
ken Cross-Motorrad durch ein· unberOhrtes' 
Naturreservat heizen zu können. Allerdings 

verstößt das vermutlich gegen die mit 
der Ideologie der knappen GOter kor­

gerade­

gewissenhaft 
stfeindlich-purltanischen 

Moral der UmweltschOt­
r. Der Imperativ 
Umweltschutz 

bietet es 
den Oko­

S pl e-
8em 

zu, derartigen Phan­
tasien unter dem Motto: •Das ge­
hört sich nicht!" eine drastische Abfuhr zu 
erteilen. Und wer das nicht hören mag, wird 
unter dem Beifall der OHentlichkeit, wenn 
notwendig mit der ganzen Strenge juri­
stisch-adminstrativer Meßnahmen fQr sein 
erklärtermaßen ökologiefeindliches Verhal­
ten bestraft. 
Die Okoalternativ- und Naturmuseumsvor­
schläge haben sich, indem sie sich in die 
kapitalkonforme Verwertungslogik wohl­
und gutgemeint hineingedacht haben, von 

einer möglichen politischen Kraft die versu­
chen würde eine grundlegende .Änderung 
des Mensch-Natur-Verhältnisses zu er­
kämpfen, längst entkop_pelt. Die zumeist 
akademisch geschultenOkologenwollenda 
liebernixaus dem Ruderlaufen lassen. Und 
so proklamieren sie 'Gewaltfreiheit' der fOr 
sie eine andere Umschreibung fOr Geset%­
esgehorsam Ist. Dieser dient ihnen dann 
dazu, sich mitder herrschenden Macht Ober 
die "Ökologleprobleme"ln den dafOr vorge­
sehenen Formen zu vflrständlgen. Da je­
doch der Ökohorror weder mit moralischen 
Maßhalteappellen noch mit juristischen 
Fußangeln ausgetrickst werden kann, folgt 
ausder allseits anerkannten, weil unbestrit­
ten plausiblen Erkenntnis, daß z.B. die MOll­
oder Individualverkehrssituation gesamt­
gesellschaftlich eigentlich Irrational Ist, auf 
der faktischen Ebene lediglich, daß es alles 
so weiter gehtwie zuvor auch. Warum sollte 
sich auch etwas ändern, wenn niemand da 
ist, der versucht diese .Änderung zu erzwin­
gen? Und so führt diese Situation zu dem 
Paradoxon, daß alle mehroderweniger um 
die "dramatische Umweltsituatlon" wissen, 
sich (vielleicht) klammheimlich ein ganz 
anderes Verhältnis zur Naturwünschen und 
ansonsten sich mehr oder weniger bewußt 
odergezwungenweiter am Va-Banque Spiel 
mit den natürlichen Lebensgrundlagen be­
teiligen müssen. 

Warum es nach Tscherno­
byl keine Atomkatastrophe 
eines AKW mehr geben wird 

Der GAU des AKW in Tschernobyl faßte mit 
seinen Folgewirkungen in der BRO mehrere 
Tendenzen zusammen. Einerseits bestätig­
te er alle bereits in den 70er Jahren aufge­
stellten Prognosen Ober die Unsicherheit 
und Verantwortungsioslgeit des Betriebs 

von Atomanlagen. Seit Tschernobyl 
wissen alle, die Bevölkerung, Atom­

kraftgegnerwle BefOrworter, daß 
ein AKW nicht nur Irgend­

wann theoretisch in 
10000 Jahren viel­

leicht einmal 
durchgehen 

könnte, 
so n­

dem 

schon 
heute oder morgen 
durchgehen wird. Diese Behaup­
tung steht seit Tschernobyl nicht mehr unter 
Beweispfllcht, da sie zur offenkundigen 
Tatsache geworden Ist. Damit Ist auch eine 
naturwissenschaftliche Beweisführung 
Ober die Gefahren der Atomenerglenuttung 
Oberflüssig geworden, weil sie keinen Ge­
genstand mehr hat, an dem sie sich abarbel-
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ten könnte. Da spätestens nach Tscherno­
byl alle um die realen Gefahren eines Be­
triebs einer Atomanlage wissen, mOasensie 
auch nicht mehr davon Oberzeugt werden. 
Das hat wiederherum zur logischen Folge, 
daß es in den Protesthandlungen eigentlich 
nur noch um die Entwicklung von Gegen­
macht zur praktischen Stillegung dieser 
Anlagen gehen kann. ln der BRD wurden 
diese AnsAlle zur Gegenmacht im Sommer 
86 jedoch kurzerhand von den Bullen zu­
sammen geschlagen. Tschernobyl hat auf 
der Ebene der Fortführung des Atomener­
giesektors weder in der Welt noch in der 
BRD, mit einer relativ starken Anti-AKW 
Bewegung einen nennenswerten Einbruch 
bewirken können •. Bundesdeutsche AKW's 
werden trot% Tschernobyl Tag fOr Tag wel­
terbetrieben, obwohl alle um die damit ver­
bundenen nicht irgendwie mehr hypotheti­
schen sondern faktischen Gefahrenpoten­
zen wissen und obwohl es sehr leicht mög­
lich wäre sie durch andere Energieversor­
gungsformen zu ersetzen. Was soll damit 
gesagt werden? 
Niemand dürfte sich eigentlich sonderlich 
Ober die nächsten größten AKW-Unfall mit 
vergleichbaren Folgen wie in Tschernobyl • 
und Umgebung- der ohne Zweifel kommen 
wird - überrascht und empört zeigen. Nie­
mand kann mehr nach Tschernobyl die 
Behauptung wagen, daß ein derartiges 
Ereignis fOr ihn •unvorstellbar" sei. Das der 
Widerstand gegendie Atomenergienutzung 
in der BRD nicht so stark ist um diese Anla­
gen abzuschalten, hat nichts mit mangeln­
den Wissen um die Gefahren, als vielmehr 
mit einer mehr oder weniger gelungenen 
Verdrängung Ober dieses Ober den eigenen 
Kopf hängende Damoklesschwert zu tun. 
'Katastrophe' als Begriff macht jedoch nur 
einen Sinn, wenn durch ein unvorhergese­
henes Ereignis etwas Oberraschendes und 
unerwartetes geschieht; etwas was den 
eigenen Alltag Ober den. Haufen wirft. Oie 
Katastrophe, die erwartet und damit kalku­
liert werden kann ist jedoch keine. Insofern 
wäre das zu erwartende durchschmelzen 
des nächsten AKW's zwar durchaus als 
schlimm, jedoch nicht als "Katastrophe" zu 
beurteilen. Sofern man der Ansicht ist, daß 
bereits der jetzige Zustand Im Grunde ge­
nommen "eine einzige Katastrophe" sei, so 
würde daraus ja nur zu folgern sein, daß 
man allenfalls mittendrin leben würde. Und 
dieses mittendrin leben heißt auch immer: 
banaler Alltag und Verdrängung: Und im 
Kontext dieser Verdrängung fängt auch der 

Schreiberdieser Zeilen an, nüchtern dar­
Ober zu kalkulieren, was er machen 

würde, wenn z.B. in der BRD 
einfach ein AKW durchgehen 

würde. 

me, daß nach 

Das Beispiel Tscher­
nobyl beweist 

Immerhin 
auch, daß 

die An­
nah-

einem Atom-GAU einfach 
nichts mehr ginge, schlicht falsch ist. 
Tschernobyl istauch ein Beispiel dafür, daß 
es offenbar nicht unmöglich erscheint eine 
bestimmte - sicherlich immer unzulänglich 
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bleibende und natOrllch in jeder Hinsicht 
brutale und menschenfeindliche - Regulie­
rung der eingetretenen Katastrophe mit 
relativen Erfolg zu betreiben. Zur Beruhi­
gung einiger Emotionen schOttet man ein­
fach Irgend ein paar Materialen auf den offen 
liegenden giOhenden Reaktorkern; man 

zieht dazu noch einen willkOrliehen 
Sperrkreis mit einem 

metern um 
den durchge­
schmolzenen Reak­
tor, schafft die dort le­
benden Menschen weg und 
versucht ansonsten das ganze 

dius von 

mit den entsprechenden staatli­
chen Zwangsmaßnahmen, juristi­
schen, medizinischen und finanziellen 
Tricks unter Kontrolle zu halten. Alle Geiger­
zähler werden beispielsweise um den Fak­
tor 1 00 oder 1 000 hOher geeicht, damit von 
diesem weit erhöhten Strahlenlevel aus, mit 
diesbezOglieh um den gleichen Faktor er­
höhten 'Grenzwerten' weiter gemessen wer­
den kann. Die Katastrophe wird einfach 
durch bestimmte Regulierungsmaßnahmen 
in eine permanente Krise umgewandelt und 
kleingearbeitet, weil es 1. gar nicht anders 
geht und 2. alles ansonsten so weiter fortge­
fOhrt werden soll, wie vorher auch. Warum 
sollte soetwas nicht auch fOr die BAD funk­
tionieren? 
Im Jahre 19ß8 wurde in der Presse ziemlich 
breitObereinenvertuschtenStörfallundBei­
nahe-GAU im AKW Biblis aus dem Jahre 
1987 berichtet. Meine ersten Gedanken 
dazu waren zunächst: •Ja, ist ja eigentlich 
klar, daß soetwas passiert• und im nächsten 
SchrittdasraisonierendarOber,daßesmich 
in Berlin im Gegensatz zu den Frankfurtern 
nicht so direkt erwischt hätte. Eben, wenn's 
geknallt hätte, hätte man "eben GIOck ge­
habt, was soll's. • Um Biblis wäre vermutlich 
ein ähnlicher Sperrkreis gezogen worden 
wie um Tschernobyl, die FIOchtlingsbewe­
gungen hätten sich nach einer bestimmten 
Zeit beruhigt und wären in verschiedene 
Lager verteilt worden, der Bundespräsident 
hätte vor Fernsehkameras ein paar ·muti­
gen Helfern' fOr ihre großartigen Entseu­
chungseinsätze die Hand geschüttelt; die 
Bundestagspräsidentin WOrde in einer Live 
Ober alle Rundfunksender Obertrageneo 
Rede von der Totenfeier in irgend einer 
festlich geschmückten Turnhalle mit stok­
kender Stimme allen Hinterbliebenen ein 
"herzliches Beileid" übermitteln. Und wäh­
rend die Bundesregierung noch einmal eine 
SichherheitsOberprOfung aller ohnehin 
schon sicheren BRD-AKW's zur FortfOh­
rung ihres weiteren Betriebes angeordnet 
hätte, wOrden sich sozialdemokratische und 
grOne Politiker fOr •gerechte Entschädigun­
gen aller Betroffenen• einsetzen. Was auch 
sonst? Ohne Zweifel ist dieses Szenario 
inhuman, brutal und gemein, ist es aber 
damit auch unrealistisch? 
Vermutlich wOrde Ich nach einem Reaktor­
unfall in Biblls, der sich in seinen Folgen 
vielleicht in etwa mit dem in Tschernobyl 
vergleichen ließe in Berlin - sofern es mir 
mein Terminzettel mit anderweitigen Ver­
pflichtungen gerade erlauben wOrde - auf 
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eine polizeilich angemeldete und erlaubte 
Großdemonstration gegen die weitere Nut­
zung der Atomenergie gehen. Allerdings 
wOrde ich mich fragen, was eigentlich mit 
dieser Demonstration ausgedrückt werden 
soll: Das ich eigentlich schon immer gegen 
AKW's war, brauche ich mir nicht noch ein­
mal zu beweisen. Die große Mehrheit der 
Bevölkerung wußte ebenfalls vorher um die 
AKW-Gefahren und braucht insofern nicht 
mehr davon Oberzeugt werden. Fakt ist 

vielmehr aber auch, daß sie 

letzt­
lich - si­
cherlich mit 
vielen guten 
GrOnden - genauso­
wenigzurStiilegungdle­

trotz dieses Wis-

ser Dinger unternommen hat 
wie ich. Und das Atomkraftgeg­
ner mit ihren Warnungen vor den 
Gefahren der AKW's nochmal auf grau­
sige Weise bestätigtworden sind, ist fOr die 
Bevölkerung in der Zone um Biblis- fOr die 
ohnehin nur noch Konkursverwaltung be­
trieben werden kann - bedeutungslos. Zu­
dem ist realistischerweise anzunehmen, 
daß weder diese noch andere Anti-AKW­
Demonstrationen einen nennenswerten 
Einfluß auf die weitere Fortführung des 
AKW-Programms werden ausOben können. 
Warum also noch demonstrieren gehen? 
Eine gute Frage, die in diesem Falle nicht 
beantwortet werden kann. 

Wo soll das eigentlich alles 
enden? 

Mein Umgang mit der Ökologiefrage hat 
verblOftende Wandlungen durch gemacht: 
Ende der 70er Jahre habe ich mich daran in 
dem Sinne politisiert, als daß ich den herr­
schenden Umgang mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen als zutiefst inhuman, 
aggressiv und verbrecherisch empfunden 
habe. Es schien mir es mehr als notwendig 
zu sein, sich dagegen politisch organisiert 
zurWehr zu setzen. Der KampfgegenAKWs 
wurde zu einem Sinnbild dafOr, einen ande­
ren gesellschaftlichen Umgang mitder Natur 
gegen mächtige Interessen und Gegner 
durchzusetzen. ln der Öffentlichkeit redete 
man sich den Mund Ober die Frage fusselig, 
wie wahrscheinlich es ist, daß ein AKW 
durchschmilzt. Die BefOrworterstrlttenalles 
ab, während Atomkraftgegner alles in Zwei­
fel zogen und das Schlimmste prognostizier­
ten. Es existierte zu der Zeit eine relativ klare 
politische Polarisierung in die Front der 
Linken, Alternativen und UmweltschOtzer 
auf der einen und die kapitalistischen 
Wachstumsfanatiker auf der anderen Seite. 
VonderThematislerung der AKW-Gefahren 
war es nur ein kleiner Schritt, um bereits 

lange existierende Umweltprobleme in 
anderen Lebensbereichen wahrzunehmen. 
Sie schienen sich auch zu Beginn der 80er 
Jahre an allen Ecken und Enden zuzuspit­
zen: Alles drohte Ins Rutschen zu geraten, 
der Wald starb immer schneller, Schadstof­
fe der Woche machten in den Lebensmitteln 
Furore, die Chemiegefahren explodierten 
und Seveso war in der Tat Oberall. Ab 1980 
wurdeder "GLOBAL 2000" -Bericht mehrere 
100000 mal mitdem Werbeslogan: "Die öko­
logische Zukunft wird schwärzer als es sich 
deralternativste UmweltschOtzer vorzustel­
len vermag•- verkauft.ln Nachfolge zu dem 

'Club of Rome'-Bericht, der zu Beginn 
der 70er Jahre erschienen 

war, rech-

neten 
Wissen­
schaftler im 
Auftrage des US­
Präsidenten, Trends 
zurweltweiten Umweltsi­
tuation in den nächsten 50 
Jahren hoch. Gestatzt auf eine 
umfängliche Datenbasis, die ihnen 
von solchen ehrenwerten Institutionen 
wie z.B. dem CIA zur Verfügung gestellt 
worden war, wurden auf Ober 1500 Seiten 
minutiös aktuelllaufende Entwicklungen der 
Umweltverwüstung zu der grausigen Pro­
gnose verdichtet, daß das Tempo des Öko­
horrors in den nächsten Jahrzehnten kaum 
umzukehren sei. Immerhin spricht es tOrden 
Realismus imperialistischer Yankee-Wis­
senschaftler, daß sie aus ihren Analysen 
keineswegs fatalistische SchlOsse zogen, 
sondern sie unterdem Gesichtspunkt disku­
tierten, wie die "führende Rolle der USA in 
derWelt" auch in Zukunft unterden sich dra­
matisch verändernden Bedingungen auf­
recht erhalten werden kann. Nichts desto 
trotz verstärkten derartige Berichte insge­
semt in der Öffentlichkeit eine apokalypti­
sche Grundstimmung. Und vor dem kurz 
bevorstehenden Untergang der Menschheit 
wurden auf einmal alle Katzen grau, wer ist 
in diesen Szenarien eigentlich noch der 
Gegner? Schon damals gab's zeitweise in 
der Wahrnehmung so ·ne Mischung aus stil­
ler Verzweiflung, obgrund der Hoffnungslo­
sigkeit dem Ökohorror noch entkommen zu 
können und banaler Verdrängung. Sonst 
wäre ja ein notwendiger Alltag nicht mehr 
auszuhalten und zu organisieren gewesen. 
Überhaupt Verdrängung: Sie ist eigentlich 
ein ganz passables Medium, um unter ziem-



liehbeschissenen Bedingungensichirgend­
wie nlchtv611ig unangenehm durchwursteln 
zu mOssen. Daß permanente Vergegenwär­
tigen einer Im Prinzip kaum verinderbaren 
apokalyptischen Grundsituation Ist fOr die 
eigene Stimmung nicht gerade förderlich 
und macht letztendlich handlungsunflhlg. 
Und wenn ich mir den weiteren Verlauf der 
80er Jahre hinsichtlich des Ökohorrors 
betrachte, dann kann Ich feststelle!'), daß 1. 
das Ausmaß dieser Verdrlngung -von klei­
nenAusnahmenwlez.B. Tschemobylabge· 
sehen- stlndig zugenommen hat und Ich 2. 
eigentlich damit in meinem Psycho-Haus­
halt relativ gut gefahren bin. Was bleibt, ist 
eine fatalistische Egal-Haltung. 
Damit hingt vermutlich auch zusammen, 
daß mich seit geraumer Zeit Ökohorrormel· 
dungen zumeist eher langweilen. FrOher 

hatte Ich noch immer gedacht, 
daß solche Mel· 

gen 
•aufrOt­
telnd" oder 
gar "kritisch" sei­
en, daß sie vielleicht 
etwas "bewegen• wOr­
den... - Pustekuchen. Das 
einzigewasmichaufdiesem Ge­
biet noch hin und wieder antörnt, 

dun-

sind ein paar reichhaltig bebilderte lllu­
striertenberlchte: Wenn die besten Profi­
Fotografen der Wett vor dem Hintergrund 
einer abgebrannten Amazonasfliche und 
einer von Rauchschwaden verdunkelten 
Sonne einen fertig gemachten Indianer­
stamm mit satten Farben und gelungenen 
Contrasten abbilden, sind diese Bilder eine 
lstehtlsche Augenweide, die Ich mir als 
Hobbyfotograf immer wieder gerne an­
schaue. 
Wie gesagt: Der Ökohorror langweilt mich -
so lange er mich nicht unmittelbar betrifft. 
Mit •unmittelbar betreffen"lst gemeint, daß 
ich gezwungen wäre, meinen Alltag zu 

Indern. Aber dieses "Alltag indern"lst auch 
leichter gesagt als getan: Im dem Falle, wo 
es darum geht, unmittelbare Konsequenzen 
aus dem Ökohorror ziehen zu sollen, stOrzt 
mich das zumeist in eine große Konfusion. 
So wollte Ich z.B. einmal an einem sch6nen 
himmelblauen Sonntag mit dem Fahrrad an 
einen See fahren. Kurz bevor ich mich auf 
den Weg machen wollte, wurde Ober Radio 
durchgegeben, daß man aufgrund der au­
ßerordentlich hohen Ozonbelastung in der 
Luft nach M6glichkeit zu Hause bleiben 
bezw. größere körperliche Anstrengungen 
im Freien meiden solle.ln meiner Irritation 
hab 'ich mich dann davon abhalten lassen 
los zu fahren, was vermutlich genauso ver­
kehrt war, als wenn ich mich doch auf den 
Weg gemacht hätte. Jedenfallshab 'ich mich 
total geärgert. 
Ansonsten fällt mir derzeit nichts, aber auch 
Oberhaupt nichts mehr zur Lösung der Öko­
logieprobleme ein. Immer wieder.von neu-

em fallen Erkenntnis mit diesbezOgliehen 
Handlungsmöglichkeiten 

mes auseinan­
der. Man stelle sich 
einmal folgendes Szena­
rio vor: Im Prinzip ist davon 

zur Lösung 

auszugehen, daß so gut wie alle 
ganz praktisch und unmittelbar er­
fahren, daß der Individualverkehr nicht 
nurtägllcheinSchlachtfestaufdenStraßen 

Diskussion 

mit tau senden von Toten und Verletzten an­
richtet, Menschen mit dem Llrmterror in die 
Verzweiflung treibt und uns in den Städten 
sprichwörtlich die Kehle zuschnOrt. Um 
dieses erkannte Problem zu lösen, wOrden 
Gruppen damit beginnen systematisch ein 
unterschiedsloses Abfackeln von Autos zu 
organisieren. Es gehört nicht viel dazu, um 
sich den Orkan der EntrOstung in der Stadt 
Berlin vorzustellen, der nicht nur allein von 
den deformierten "Iek gloob Iek spinne• -
Berlinern getragen wOrde sondern auch 
Ökologen und Linke umfassen wOrde. Die 
Ökologen wOrdenempörtdarauf hinweisen, 
daß schon allein das unkontrollierte abbren­
nen von Autorelfen die Umweltbelastung 
durch das Freiwerden, z.B. von Chlordiben­
zufulsuranen in unzumutbarer Weise erhö­
hen wOrde. Oie Linken wOrden erbittert die 
Interessen der kleinen Leuten zu verteidi­
gen wissen, die nun lange Jahre auf der 
Maloche hättenihren Puckel krumm machen 
mossen, um in den Besitz eines PKW zu ge­
langen. DarOber hinaus sei ein derartiges 
Unternehmen völlig unpolitisch, wOrde in je­
der Hinsicht mit den Malocherautos die 

"Falschen" treffen, und Oberhaupt 
brauche 
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Diskussion 

dieses Problemes ganz andere, am besten 
•umwälzende Strategien. •, die "Produktion• 
setze noch allemal den Konsumenten und 
nicht umgekehrt. Recht haben sie, die Lin­
ken und davon abgesehen, wOrde der Ver­
fasser dieser Zellen sein eigenes Motorrad 
auch nicht abfackeln. Und so bleibt alles un­
verändert, vertraut und unzumutbar wie es 
jetzt schon Ist. Ein Teufelskreislauf also, an 
dem eigentlich alle mit guten Argumenten 
und wohlbegrOndeten egoistischen und 
selbstzerst6rlschen Interessen mitdrehen. 
Und so kommt es, daß ich miteinem diffusen 
Fortschrittsoptimismus ausgestattet, zu­
stimmend Irgendwelche gesamtgesell­
schaftlich plausiblen Alternativgutachten 
Ober die umweltfreundliche Verkehrssitua­
tion im Jahre 2050 konsumiere, nachdem 
ich mal wieder mit meinem Motorrad voller 
Genuß mit Tempo 150 KmH Oberdie Land­
straßen-wenn auch irritiert durch die vielen 
Straßenbäume - und durch die Dörfer der 
Mark Brandenburg gerast bin. 
ln meiner Wohngemeinschaftwird sorgsam 
auf getrenntes MOllsammeln geachtet, 
obwohl wir alle wissen, daß es genauso 
witzlos Ist, wieder Appell an die "Konsumen­
ten• endlich anzufangen, umweltbewußt zu 
konsumieren, obwohl bei denen eigentlich 
schon alles aufhört. Die Oberhöhten Preise 
in irgendwelchen makrobiotischen MOsllli­
den gehen mit schon lange auf den Zeiger. 
Ober die GrOnen Reformdemokraten mit 
ihren Vorschlägen aus der Gartenzwergper­
spektive kann ich nur lachen. Einzig und 
allein der Öko-Multi Greenpeace nötigt mir 
einigen Respekt ab. Der hat's mit einem 
technisch ausgefeilten, zentralisierten und 
effektiv arbeitenden Aktionsmanagement 
geschafft, aus dem Ökohorror ein profita­
bles Unterhaltungsgeschäft aufzubau­
en. Wenn man sich das Spendenauf­
kommen von Greenpeace in den 
letzten Jahren anguckt, dann 
kommt man nicht umhin fest­
zustellen, daß dieser Laden 
eine einzige Goldgrube 
ist - der Ökohorror läßt 
bei Greenpeace die 
Kassen klingeln. 
Greenpeace 
weiß, wie 
man mrt 
g e 
scllck-
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Werbestrategien Kohle aquierieren kann: 
Z.B. damit, indem man durchgestylte Tran­
sparente mitdem eingetragenen Warenzei­
chen der Organisation von hohen Schorn­
steinen flattern läßt. Es Ist eine geradezu 
geniale Idee, noch nichterschlossene graue 
Schornsteine als Werbefliehen fOr Unter­
haltungsreportagen in Illustrierten zu er­
schließen. Bei Greenpeace glbfs auf der 
Managerebenedufte bezahlte Job's mitdem 
Hauch von Nervenkitzel und Medienaben­
teuer. Wer träumt nicht auch mal davon, 
einen tollenAusblickvon einem Schornstein 
zu genießen, auf den er sich sonst niemals 
'raufgetraut hätte oder auf tollen Schiffen 
mittendrin zwischen aussterbenden Walen, 
abgeschlachteten Robben und der Antark­
tis herumzutouren. 
Wir leben in einer Zeitinder dieÖkologiefra­
ge selbstverständlichstes Anliegen aller 
herrschenden Institutionen und Cha­
raktermasken geworden .ist. Kurz 
bevor Altred Herrhausen in seinem 
katalysatorbetriebenen Daimler 
von der RAF in die ewigen 
monetären Weltmärkte 
geschickt worden ist, 
setzte er sich noch in 
einem Interview 
ganz verhem­
ment fOr den 
Schutz der 
Umwelt 
ein. Auf 
die 

Frage seinesstichwortgebenden lnter­
viewpartners was das fOr ihn konkret 
heiße,meinteer,daßersichschon 
paar Tricks ausgedacht habe, 
die Brasilianer daran zu hin­
dem, weiter unseren Ama­
surwald kaputt zu ma­
Aifred hat dieses The­
eloquent •runterge­
das mir ganz warm 

de, zu­
weiß' 
ehe Ty­
Gegen­

zu den Lin­
ken nicht 
nur reden 
sondern 
auch han­
deln. Ohne 
Zweifel ist das 
Ökologiethema 
den Linken in 
den letzten Jah­
ren enteignet 

ums Herz wur-
mal ich 
daß sol­
pen im 
satz 

worden. Verbal in­
tegrieren, tot- und 
breitquatschen ist 
auch eine Methode 

unbequemen The­
men den rebellischen 

Stachel zu ziehen und 
den Leuten die Köpfe 
zu waschen. Aber ab­

gesehen einmal davon, 
daß es immer richtig ist, 
denen da oben nichts zu 
glauben bezw. ihnen das 

Schlimmste zu unterstel­
len, lockt das an dieser 
Frage auch keinen Hund 

. mehr hinter dem Ofen her­
vor. 
Bleibt hinsichtlich der Öko­

probleme allenfalls noch das 
Prinzip Hoffnung, mitdem man 

sich als Linker knmer noch ver-
sucht an den eigenen Haaren 

aus dem Sumpf zu ziehen. Im­
merhin erklären nach allen Um-
fragen aus den letzten 10 Jahren 

groBe Bevölkerungsmehrheiten 
die Ökologiefrage zu einer der wich-
tigsten Fragen Oberhaupt, obwohl 

sie vermutlich damit in ihrem Alltag 
genausowenig anfangen können wie 
ich. Das Problem das aber psychisch 

ausgehalten werden muß, besteht 
jedoch darin, daß die faktische Ökosi­
tuation fOr irgendwelche Hoffnungen 

wederjetzt noc'h in der Zukunftgenauso­
wenig etwas her gibt, wie bislang alle 
politischen Strategien zur Lösung dieses 
Problems. Und trotzdem gibt'simmernoch 
Leute, die glauben sich Obereine revolutio­

ni,re Veränderungenaller Beziehungen der 
Menschen untereinander aus dem Ökotrou­
ble in eine bessere und humane Gesell­
schaft katapultieren zu können. Es fällt mir 
schwer davon Oberzeugt zu sein. 

Michaale Sehr. 
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Seit 1988 führen der BUND und die Gesell­
schaft für bedrohte Völker in Zusammenar­
beit mit Angehörigen vom Uranabbau be­
troffener Urvölker die Aktion ,.Atomwirt­
schaft kontra Umwelt udn Menschenrechte 
-das Uran muß in der Erde bleiben" durch. 
Die im Rahmen dieser Aktion gewonnenen 
Daten und Fakten über die ökologischen 
Folgen von Uranbergbau und Atomwaffen­
tests, die damit einhergehende Mißachtung 
von Menschenrechten indigener Völker 
wurden jetzt in Form eines Buches vorge­
stellt, das vom BUND und der GfbV gemein­
sam herausgegeben wurden. Erschienen 
im Quell-Verlag Stuttgart: 
Das Uran und die Hüter der Erde. Atomwirt­
schaft, Umwelt, Menschenrechte. Ca. 200 

DM 19,80. 

Umweltprojekt in Harnburg sucht ABM-be­
rechtigte Frau, die Lust hat, unterwegs zu 
sein und mit Leuten zu Umweltthemen zu 
arbeiten. 
Tel.: Heidrun 040/89 29 12 
oder Like 040/439 72 85 
(Anmerkung an Pitt: Kost nix) 

Unter dem Titel .. Kiima-Aktionsbuch" hat 
Robi~ Wo?d ein Buch zusammengestellt, 
das SICh m1t den Auswirkungen der drohen­
den Klimakatastrophe und den Möglichkei-
ten einer alternativen Umweltpolitik dage­
g~n beschäftigt Das Buch beschäftigt sich 
m1t den Problembereichen Energie (dabei 
auch mit der Frage Atomenergie und Kli­
ma), Verkehr, tropische Regenwälder und 
FCKW's. Für 18,- DM erhältlich im Buchhan­
del, bei Robin Wood oder im Verlag Die 
Werk_statt, Lotzestr. 24a, 3400 Göttingen. 
Spez1ell zum Thema "Prima Klima durch 
Atomkraft?" gibt's auch ein Infoblatt der 
Grünen, der auf vier A4-Seiten die wichtig­
sten Argumente zusammenstellt. Erhältlich 
bei den Grünen im Bundestag, Arbeitskreis 
Umwelt, Bundeshaus, 53 Bonn 1. 

AKW's immer noch . 
. Offensive der Atommdu-

Gegen die ne~e . Materialmappe, die 
strie we~det SICh el~~hienen ist. Beiträge 
im Publik-Forum er BUND wen-
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ger fur die DDR Studien zu Ausstiegsmag­Außerdem neue 

lichkeiten. 5110 Ex . 8 5017 _) erhältlich 
F" 10 DM (ab .. ' ' 
b~~ der Publik-Forum Verlagsgasel 
Postfach 2010, 6370 Oberursel. 

AG Selbstorganisation 
.. Gerade jetzt wo Alt . 
lismus, Patridtismus ~~~a~=~~~um Kapi~a­
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Zukunft. mmte, ausbeutungsfreie 
AG Selbstorganisation 0 
3163 Sehnde-1/ten. • tto-Heise-Str. 2, 



Rot-Grün 

Unter dieser Fragestellung hatten wir zur 
Zwischenbilanz nach 100 Tagen rot-grOner 
Landesregierung in Hannover Hannes 
Kempmann (GrOne) und Wolfgang JOttner 
(SPD, umweltpolitischer Sprecher) eingela­
den. Treffpunkt war der Ort, an dem die 
SchutzhOtte am Tag zuvor, nlmllch am 
28.9.90vom0rdnungsamtdesLandkrelses 
abgerissen wurde. Niemand konnte ahnen, 
daß just an diesem schwarzen Freitag der 
niederslchslsche Wirtschaftsminister Pe­
ter Fischer den Hauptbetriebsplan zum 
weiteren Abteufen der Endlagerschichte 
gebilligt hatte. Dessen Fehlentscheidung 
hatte eine wahre Lawine des Protests und 
hektischer AktlvitAten in Hannover bzw. 
Bonn zur Folge. Gestopptjedoch wurde das 
weltereAbteufenzunlchstdurchelne Klage 
der Gorleben-KIIger gegen den Hauptbe· 
triebsplan, denn Peter Fischer hatte die 
Genehmigung nicht mit Sofortvollzug aus­
gestattet, deshalb hatte die Klage aufschie­
bende Wirkung. Seitdem gilt: Im Schacht II 
Ist "Hingen• (Baustopp) angesagt, im 
Schacht I wird auf der Grundlage von Son­
derbetriebsplAnen noch herumgewurstelt. 
Im KabinettSehröder flogen "-eh Aussagen 
von Ohren- und Augenzeugen die Fetzen. 
Besonders durch das Engagement von 
Hannes Kempmann konnte der Schaden 
noch ein wenig begrenzt werden. Um die 
GlaubwOrdlgkelt der Ausstiegspolitik unter 
Beweis zu stellen- und das Endlager Gorle­
ben lstdafOr nach unserer Elnschltzung das 
Vorzeigeprojekt -,mußte Gerhard SehrOder 
persönlich den Gang nach Gorleb.en antre­
ten und auf einer öffentlichen Veranstaltung 

dem Mißtrauen entgegenargumentieren. 
Eine unserer Forderungen wurde zuvor 
erfOIIt: Fischer wurde die Gorlebenkompe­
tenz entzogen, sie liegt jetzt allein beim 
Umweltmlnlsterlum. Ob das allerdings eine 
Gewähr lat, bleibt dennoch fraglich, denn 
die Rekonstruktion des Falles ergibt, daß • 
bevor der Faux-pas öffentlich bekannt wur­
de - der grOne Staatssekretär Peter Bulle 
den Bescheid des Wirtschaftsministers 
gegengezeichnet hatte, ohne Alarm zu 
schlagen. 
Am Tag des Schröder-Besuchs am 15. 
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Oktober hatten wir die Zufahrten zur Endla­
gerbaustelle blockiert mit der Forderung, 
der Hauptbetrlebsplan, auf dessen Zulas­
sung per Sofortvollzug Klaus Töpfer Klage 
eingereicht hatte, sollte zurOckgezogen 
werden. Jetzt, nach Wochen, hat das Um­
weltministerlum tatsichlieh die Absicht 
erkllrt, dieses zu tun. Die Lage vor Gericht 
wird damit diffiziler als zuvor, was muß 
Töpfer jetzt beklagen? Aber Rot-GrOn ge­
winnt Zeit ••• Es fragt sich wofOr? Am Ende 
des •ersten Kraftakts• stehen wir wieder 
dort, wo's losging. Das ist eine schlichtweg 
ernOchternde Bilanz. Ein blitzschnelles 
Ende des Endlagerprojekts haben wir natOr­
lich auch nicht erwartet, aber Ideen, Ansit­
ze mit der Zielrichtung, das Verelsen des 
UntergrundselnzusteUen und die VerfOIIung 
der Schichte vorzunehmen, sollter. Im 
Vordergrund rot-grOner Politik stehen. Wir 
haben nicht Im Traum daran gedacht, daß 
Rot-GrOn sich dermaßen unvorbereitet auf 
die Auseinandersetzung mit dem Bundes­
amttor Strahlenschutz bzw. Bonn selbst Ins 
Schlamassel m•növrieren wOrde. Wir ha· 
bengeglaubt, daß bei gezielterPianung des 
Ausstiegs ab sofort Gesprlche mit dem 
BetriebsratderDBE(DeutscheGesellschaft 
zum Bau und Betrieb von Endlagern) Ober 
dessen soziale Abfederung (Umschulungs­
maßnahmen, Ersatzarbeitsplltze) geführt 
werden.ZermOrbender Betriebsleitung,de­
moralisieren der Atommafia, aber nicht auf 
Kostenderdort Beschlftigten ist unsere De­
vise. 
Aber was trat real nach dem Herbststurm 
ein? Flaute. Keine Traute?Wihrenddessen 

wiederholt die Umweltnllnisterin Monlka 
Griefahn in Interviews unermüdlich den 
schwer erträglichen Satz: ein Endlager 
mOsse her, nur das in Gorleben sei Mist. 
Politisch kontraproduktiver geht's nimmer 
und das läßt nicht gerade auf den richtigen 
Biss schließen. Warum nur, warum sagtsie 
nicht den Satz: es wird niemals ein verant­
wortbares Endlager geben, in Gorleben 
nicht und auch nicht anderswo! Wer das 
Dilemma um die Zeltbombe AtommOII, ja 
gerade auch um den, der bereits angefallen 
Ist, wirklich begriffen hat, kann nicht sugge-

rleren, an anderer Stelle als in Gorleben 
gebe es möglicherweise ein akzeptables 
Endlager. 
Inder Auseinandersetzung um die Auslage­
rung der Blih- und Rissflaser aus dem 
Faßlager Gorleben hat sich Rot-GrOn bis­
harauch nichtmit Ruhm bekleckert. Wenige 
Tage Im Amt untersehrleb Peter Bulle die 
Ausfagerungsgenehmigung der inkriminier­
ten Flsser, u.a. der Mol-Flaser, die via 
Stadeins Faßlager verfrachtet wurden. Sie 
sollten zur GNS nach Dulsburg. Das war 
Ende Juni. BI-Recherchen erbrachten: das 
Auslagerungskonzept, speziell die Meßme­
thoden, mit denen kernbrennstoffhaltige 
Abfälle aussortiert werden sollten, waren 
zweifelhaft (in Duisburg gibt es dafOr keine 
Umgangsgenehmigung unddeshalb sollten 
ursprOnglich rund 30 Fässer der Insgesamt 
1.290 Fässer nach JOiich oder Karlsruhe 
gebracht werden). Woraufdas Umweltmini­
sterium das Vertrauen in die beteiligten 
Firmen, nämlich BLG (Brennelementlager­
gesellschaft Gorleben) und GNS (nach der 
Pleite der DWK jetzt nach Fusion Mutterge­
sellschaftder BLG), stützte, istvöllig schlei­
erhaft. Nach der Strafanzeige der BI gegen 
die BLG wegen illegalen Anlagenbetriebs 
hatten wiruns wenigstens versprochen, daß 
die GNS als Adresse fOr die Fässer völlig 
ausscheidet. Welchen Sinn es machen soll, 
die Fässeram Endedes Trocknungsverfah­
rens in Duisburg dann in sog. "konradgängi­
ge Container• zu stecken und wieder nach 
Gorleben zu karren, um auf einen •Schacht 
Konrad•, der doch den Betrieb erklärterma­
ßen gar nicht erst aufnehmen soll, zu war-

ten, hat uns noch niemand vermitteln kön­
nen. Durch unsere Intervention und Öffent­
lichkeltsarbeit ist der Abtrensport vorläufig 
gestoppt worden. Und zwar nicht durch 
Hannover, sondern durch die Gewerbeauf­
sicht Duisburg, die unsere Argumente auf­
gegriffen hatl 
Wir wissen, das Lager Ist in Betrieb und die 
BLG hateinen Rechtsanspruch auf Fortset­
zung des Einlagerungsbetriebs, aber aus 
der kurzen, skandalträchtigen Betriebser­
fahrung können wir schließen, daß die Zwi­
schenlagerung von AtommOll ein gewalti-



ges Experiment ist- wenn's schief geht auf 
Kosten der Anwohner im Umkreis von Gor­
leben bzw. derer entlängs der Transporte­
strecken. Wir wissen ehrlich gesagt keine 
befriedigende l.6sung, was mit dem bereits 
~ngefallenen MOll geschehen könnte. Aber 
eineszumindestwissen wir, was zu machen 
ist: gerade von diesem konkreten Fall aus­
gehend die zweifelhaften Praktiken der 
Setreiber anprangern, aufzeigen, daß auch 
sie keine akzeptablen Vorschläge zur Ver­
wahrung dieser sog. •Altlasten• haben, in 
der Öffentlichkeitsarbeit diesen Fall als 
Präzedenzfall nutzen, um fOr den sofortigen 
Ausstieg, gegen weiter anfallenden Atom­
mOll zu plädieren. Ich kann nicht erkennen, 
daß das Umweltministerium das nicht in 
gleicher Weise könnte, z.B. per Inserat in 
Tageszeitungen oder in ihren Statements. 
Was Peter Bulle außerdem machen könnte 
-waswirleider nicht können: die Unterschrift 
unter die Auslagerungspläne gut begrOndet 
zurOckzuziehenl Nicht Rot-Gransäße Inder 
Patsche, sondern die BLG plus GNS. 
Um das Castor-Zwlschenlager ist es ruhig 
geworden.Magseln,daßdleAtommaflavon 
sich aus auf Beruhigung des Landkreises, 
Verschieben der Einlagerung und Einlullen 
setzt. Wir haben Ende April, Anfang Mai den 
Probelauf fOr das Reaktivieren des Blocka­
dekonzepts "Wir stellen uns quert• bestan­
den. Uneingeschränkt waren die bald 700 
Menschen, die die massenhafte gewaltfreie 
Blockade als Protest gegen einen Castor­
transport unterstOtzten, weiterhin in den 
Startlöchern. Von Rot-GrOn massive Unter­
stOtzung gegen ein atomares Zwischenla-

gerzu erwarten, wo doch die Zwischenlage­
rung akzeptierter Baustein sozialdemokra­
tischer Entsorgungspolitik ist, wäre vermes­
sen. Undwas sagt unsere Umweltministerin 
Monika Griefahn Im Oktober auf jener Ver­
anstaltung in Gorleben auf Anfrage? Frage: 
"Wird es im Sicherheitskonzept des Castor­
Lagers Nachbasserungen geben?" Antwort: 
•Ja, selbstverständlich" ••• und dann sinnge­
mäß, aber sie wisse noch nicht, welche, sie 
habe sich mit dieser Frage noch nicht ab­
schließend befaßt. Also doch: Castor-Lager 
mit Umw.eltengell 

Unsere BemOhungen, die Baufortschritte 
der Pllot-KondiUonlerungsanlage zu un­
terminieren, sind bisher gescheitert. Ob 
Oberhaupt die 1. Teilerrichtungsgenehmi­
gung, die zurOckgenommen werden sollte, 
weiterhin im Visier von Rot-GrOn ist, können 
wir derzeit nicht beurteilen. Immerhin hatte 
Hannes Kempmann noch in der Wahlnacht 
vollmundig behauptet, die Bauarbeiter der 
PKA könnten den Hammer schon mal aus 
der Hand legen. Fakt ist: auf der PKA-Bau­
stelle herrscht emsiger Betrieb. Die Gruppe 
Ökologie hat nun eine umfangreiche Exper­
tise zur PKA vorgelegt, die etliche Ansatz­
punkte böte, die erste TEG anzugreifen. Die 
GÖK weist nach, daß bei einem Verzichtauf 
die Wiederaufarbeitung im Ausland rund 
40% der beschriebenen Verfahrensabläufe 
OberfiOssigwerden, denn in Gorleben sollen 
atomare Abfälle umkonditioniertwerden, die 
aus Cap de La Hague komm~m. Oie PKA hat 
minimaleZwischenlagerkapazitäten, Anträ­
ge, etwa das Castorlager nach Konditionie­
rung zu nutzen, liegen nicht vor. Ein Endla­
ger fOr hochaktive Abfälle steht nicht zur 
Vertagung, m.a.W. die Entsorgung der 
Entsorgungsanlage ist nicht gesichert. 
Abwasserrechtliche Fragen sind nicht ge­
klärt! Störfallanalysen sind IOckenhaftl Die 
Spaltflußkontrolle nicht gesichertf Und und 
und ••• Wir vermuten, daß einem neuerlichen 
Streit mit Töpfer an dieser Stelle ausgewi­
chen werden soll. Dabei macht die Ausein­
andersetzung um Gorleben nur dann Sinn, 
wenn Endlager und PKA gleichzeitig in 
Frage gestellt werden. Wir fordern einen 
regelrechten "Doppellutz•, einen Sprung 

nach vom plus Zangenbewegungl Die PKA 
macht mitihrergepiantenZerstOckelungder 
Brennelemente nur •Sinn" in Verbindung mit 
dem Endlager Gorleben. Dabei geht es um 
die realistische Vermutung der Betrelber, 
daß am Ende Im Salzstock keine ausrei­
chend mächtigen Steinsalzpartien ohne 
Carnalliteinschluß vorhanden sind. Dabei 
ist offensichtlich, daß eine spezielle Anlage 
zur Konditionierung atomare Abfälle außer­
halbdes Kraftwerksbereiches sog_arschllcht 
OberfiOssig ist. Das belegt die GOK in ihrer 
Expertise. Das muß in diesem Falle vor al-

Rot-Grün 

lem der SPD gesagt werden, die sich aufdie 
Formel festgelegt hat: eine PKA nur an 
einem prospektiven Endlagerstandort. Und 
da Gorleben das nicht sein solle, opponiert 
sie lediglich gegen die PKA an jenem Ort. 
Das nennen wir "lavieren•. 
Übrigens gilt auch bei der PKA: warum 
wurden nicht längst Gespriche mit den 
Beschäftigten gefOhrt? Es soll allerdings 
Gespräche mit der PreussenEiektra als 
einer der Anteilseignerinnen der GNS wg. 
Gorleben gegeben haben. Das Ergebnis 
derartiger Gespräche ist unbekannt. Tran­
sparenzprobieme? Kompetenzprobleme? 
Waranalso liegt es, daß es nicht vorangeht? 
War es zunächst der fehlende Nachtrags­
haushalt fOr die Mittel zur Einsetzung der 
sog. Ausstiegskommission? Ist es nun der 
atomfreundliche Mittelbau im Umweltmin­
sterlum mit Horst zur Horst als Speerspitze, 
der alles obstruiert? Ist es der Mangel an 
Konfliktbereitschaft mit Bonn bzw. den 
Stromkonzernen? Liegt nicht in einer nur 
juristischen bzw. hauptsichlieh juristischen 
Auseinandersetzung um die Atomanlagen 
die TOcke vorprogrammierter Niederlagen? 
Gibt es gar eine doppeltes Spiel -wie halte 
ich die Atomkraftgegnerinnen unddie Mafia 
hin,ohnedasGesichtwedergegenOberden 
einen noch den anderen zu verlieren? 
Permanente Regierungsschelte, das stän­
dige Schielen auf Rot-GrOn unsererseits 
kann andererseits leicht dazu fOhren, eige­
ne fehlende Aktlvitäten zu ersetzen. Unser 
Problem ist, daß viele Menschen in den 
eigenen Reihen, so sie nicht intensiv die rot­
grOne Politik verfolgen, den Absichtserklä-

rungen in Hannover aufsitzen und sitzen und 
sitzen, anstatt sich zu regen und bewegen. 
Bewegung braucht Bewegung. Wer in Han­
nover sich positiv darauf bezieht, muß froh 
sein, daß es uns gibt. Aber daß es uns gibt, 
daßmituns zu rechnen ist, massenwirschon 
selbst unter Beweis stellen. Und damit kei­
nerpennt-permanent! (That's the probleml) 

Wolfgang Ehmke 
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An die fOr die •tomrechtllche Beh6rdeln 
NiederHeMen zuatlndlge Umweltmlnl· 
sterln Fr•u llonlk• Grlef•hn. 

Betr .: Koalitionsvereinba­
rungen zum Ausstieg aus 
der Atomenergie; lnsbe· 
sondere die Punkte 7 und 8. 

Sehr geehrte Fr•u Ministerin Grlef•hn, 
die Unterzeichnerinnen haben mit Freude 
zur Kenntnis genommen, daBinNiedersach· 
sen Sozialdemokraten und GrOne die Nut­
zung der Atomenerglealsnichtmehrverant­
wortbar bezeichnen und sich zum Ausstieg 
aus dieser Technologie bekennen. 

Die getroffenen Vereinbarungen, mitdenen 
der Ausstieg erreichtwerden soll, scheinen 
uns jedoch eher geeignet zu sein, die Posi­
tion der Atomindustrie zu festigen. 
Wir möchten dies, wie folgt, begrOnden: 
Unter Punkt 7. der Koalitionsvereinbarun­
gen Ist zu lesen, daß die Koalitionspartelen 
das politische Mandat nutzen und im Rah­
men des geltenden Rechts alle M6glichkei­
ten-aussch6pfen werden, um den Ausstieg 
aus der Atomenergie zu erreichen. 
Sozialdemokratenund Granemachendamit 
den Ausstieg aus der Atomenergie abhän­
gig vom geltenden Recht. 
Wirsindder Meinung, daßdie zivile Nutzung 
der Atomenergie, die •sich spätestens nach 
dem Reaktorunfall in Tschernobyl mit sei­
nen katastrophalen Folgen als unverant­
wortliches Risiko erwiesen hat", (Zitat aus 
Punkt 7. der Koalitionsvereinbarung) nicht 
dem geltenden Rechteiltsprechen kann. ln­
sofern scheint die von Sozialdemokraten 
und GrOnenabgegebeneErklirung, im Rah­
men desgeltenden Rechtesalle M6glichkei· 
ten aussch6pfen zu wollen,. um den Aus­
stieg zu erreichen, ganz in unserem Sinne 
zu sein. 
Jedoch besteht offenbar nicht die geringste 
Obereinstimmung in den Vorstellungen von 
dem, was als geltendes Recht anzusehen 
ist. 
So haben Sie und der stellvertretende Frak­
tionsvorsitzendeder GrOllen im niedersich­
sisehen Landtag, Hannes Kempmann auf 
einer Veranstaltung ln Buxtehude am 16.6. 
diesesJahreskeinen Hehl daraus gemacht, 
daß Sie aus rechtlichen GrOnden den Aus­
stieg aus der Atomenergie nicht fOr m6gllch 
halten. Und Dr. Marion Schole, MdL, Die 
GrOnen, hat auf einer Pressekonferenz in 
Holzmlnden zu Grohnde Stellung bezogen 
und erkllrt, •daß hier ln den nlchsten vier 
Jahren nichts geschehen wird; die rechtll· 
chen Voraussetzungen stehen dagegen. • 
Hier stellt sich fOr uns die erste Frage, um 
deren Beantwortung wir bitten. 
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Wieso haben Sozialdemokraten und GrOne 
vereinbart, Im RahmendesgeltendenRech­
tes alle M6glichkeiten zum Ausstieg auszu­
sch6pfen, wennsie dochdasgeltende Recht 
so auslegen, daß es einen Ausstieg nicht 
zullßt? 
Nach den bekannt gewordenen .Äußerun­
gen, mOssen wir· die Unterzeichnerinnen • 
davon ausgehen, daß Sozialdemokraten 
und GrOne den Standpunkt vertreten, daß 
den BetreibemdesAtomkraftwerkesGrohn­
de der Rechtsanspruch auf .Betrieb ihres 
Reaktors in Grohnde in voller Kenntnis und 
Akzeptanz des Risikos der Atomkatastro­
phe zugestanden werden muß. 
Wenn Sie aber einen Rechtsanspruch auf 
den Betrieb eines Atomkraftwerkes Grohn­
de anerkennen, dann verweigern Sie damit 

den betroffenen BOrgerinnen -also auchuns1 
den Unterzeichnern· den Rechtsanspruch, 
aufgrunddes Risikos Schutz vor den Scha­
densfolgenderm6gllchenAtomkatastrophe 
durch Widerruf der Betriebsgenehmigung 
zu verlangen. 
Die Unterzeichner vertreten jedoch die 
Meinung, daß eine Rechtsauffassung, die 
die Bev61kerung schutzlos unbeherrschba· 
ren Risiken aussetzt, mit den Menschen­
rechten und damit auch mit dem Grundge­
setz nicht vereinbar ist. 
Nach dem Grundgesetz, ln dem die Men­
schenrechte Ihren Niederschlag gefunden 
haben, hat die Bev61kerung in der Bundes­
republikeinenAnspruch aufeine menschen­
wOrdige Existenzundauf Schutz von Leben, 
Gesundheit, Eigentum und Lebensraum. 
Die vollziehende Gewalt • also die Ihnen 
unterstellte atomrechtliche Beh6rde -ist an 
diese RechtsansprOche als unmittelbar gel­
tendes Recht gebunden. 
GG Art. 1 (Schutz der MenschenwOrde) 
(1) Oie WOrde des Menschen ist unantast­
bar. Sie zu achten und zu schOtzen, Ist 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Die nachfolgenden Grundrechte binden 
Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtssprechungalsunmittelbargeltendes 
Recht. 

Eine Rechtsprechung, diediese Grundrech­
te nicht berOckslchtigt, kann daher fOr die 
Ihnen unterstellte atomrechtliche Beh6rde 
nicht bindend sein. 
FOr uns ergibt sich daher folgende zweite 
Frage: 
Warum nutzen Sie zur Durchsetzung des 
Ausstiegs aus der Atomenergie nicht die 
M6gllchkeiten des Grundgesetzes, das 
doch unmittelbargeltendes Recht darstellt? 
Vortragenm6chtenWirlhnenauchnoch,daB 
uns die AuslOhrungen unter Punkt 8. der 
Koalitionsvereinbarungen Verstlndnis­
schwierlgkeiten bereiten. 
Dort ist u .a. zu lesen, daß die StUiegung des 

Reaktors in Stade im Rahmen des gelten­
den Rechtes durchgesetzt werden soll, 
sofern die bestehenden Sicherheitsbeden­
ken nicht ausrAumbar sind. 
Die Koalitionsparteien haben Inden Verein­
barungen erkllrt, daß sich die Nutzung der 
Atomenergie als unverantwortbares Risiko 
erwiesen hat. Dieses Risiko Ist doch des­
halb unverantwortbar, weil es sicherheits­
technisch nicht beherrschbar Ist. Infolge­
dessen lassen sich bei keinem Atomkraft­
werk die Sicherheitsbedenken • also auch 
nicht bel Stade • ausräumen. 
Wir möchten Sie deshalb bitten, ausdrOck­
llch zu erkllren, daß auch ergänzende und 
erneute OberprOJungen des Atomkraftwer­
kes Stade nicht zu dem Ergebnis fOhren 
k6nnen, daß fOr das AKW Stade der Eintritt 

einer Atomkatastrophe auszuschließen Ist. 
Wir hoffen auf eine baldige beantwortende 
Stellungnahme und sehen ihr mit groBem 
Interesse entgegen. 

Mit freundlichen GrOBen 
gez. : Renate Blume, Jutta Dehn, lrmelar 
Erckenbrecht, Giseta GOffens, Wemer Herr­
mann, Roland Kennerknecht, Traute Kirsch, 
DJeter Meimbresse, Klaus Schr6der, lrm· 
gard Westerwelle, 
im Auftrag der Gruppen. 

Die GrOnen Kreisverband Northeim, lrmela 
Erckenbrecht, Bachstr. 16, 3412 N6rten­
Hagenberg 
Energiewende Springe, Renate Blume, 
Hindenburgstr. 20,3257 Springe 
Rintelner Frauen und MOtter gegen Atom­
kraft, Gisela GOffens, Ostcontrescarpe 22, 
3260 Rinteln 
Rintelner Friedensinltiatlve, Wemer Herr­
mann, Blderstr. 21,3260 Rlnteln 
Gruppe fOr Frieden, Umwelt und Ökumene 
der ev. luth. St. Lukas-Kirchengemeinde, 
DieterMeimbresse, Klrchenstr.3,3255Lau­
enau 
AG Schacht Konrad e.V., Klaus Schr6der, 
Bleckenstädter Str. 24, 3320 Salzgitter­
BeckenstAdt 
UNRAST Unser Recht auf Stillegung, Trau­
te Kirsch, Zum Buchholz 3, 3472 Beverun­
gen 
MOtter gegen Atom Blelefeld, lrmgard 
Westerwelle, Dltfurthstr. 39 b, 4800 Bleie­
leid 
BI Rheine gegen Atomaniagen, Jutta Dehn, 
Wlelandstr. 4, 4400 Rheine 
Pastor Rotand Kennerknecht, Umweltbea­
uftragter des ev. luth. Kirchenkreises Bo· 
denwerder, Mitgliedder AGderUmweltbea· 
uftragten der ev .luth. Landeskirche Hanno­
ver, Amtsstr. 188,3251 Ottensteln. 



Hallo "atqm .. l 
Ich m6chte auch meinen Senf zu •Deutsch­
land" ,der Frankfurt-Demo unddem Radlka­
len-Linken-Kongreßgeben (Sommernr. der 
atom). 
"Damals" habe Ich mich sehr gefreut, daß es 
Oberhaupteine Demo •gegen Deutschland• 
gibt, war aber hier im Wendland sehr be­
schäftigt und konnte nicht hin. 
Die letztendrei Absätze der Rede von Tram­
perl haben mich aber befremdet. 
ln den abgedruckten Reden sind kaum 
konstruktive Vorschläge gemacht, wie ein 
"Deutschland" denn aussehen k6nnte, und 
in den letzten Absätzen wird es deutlich: es 
Istnur Ablehnung da, •ganz und gar destruk­
tiv" Sand ins Getriebe streuen Ist angesagt. 
Da mache Ich nicht mit ... Ich m6chte zwar 
Sand im Getriebe sein, aberauch FÜRetwas 
anderes eintreten. 
Wie kann mensch "Deutschland" an sich 
ablehnen? Ich kann die politischen und 
wirtschaftlichen Strukturen, die auf deut­
schem Boden herrschen, Ich kann deren 
Weiterverbreitung ablehnen, Ich kann das 
Dritte Reich verabscheuen und diese Ver­
gangenheit Ins Bewußtsein rufen, ich kann 
deutschen Nationallsmus ablehnen, ich 
kanndie Wiedervereinigungablehnen in der 
Artund Weise, WIE siegemacht wurde. Aber 
"Deutschland" ist fOr mich zunächst mal ein 
StOck Land, auf dem Menschen leben, und 
die •Wiedervereinigung" ist wahrscheinlich 
weder zu verhindern noch rOckgängig zu 
machen. 
Und was soll es heißen, "dieses deutsche 
Monstrum von Innen zu schwächen"? Wer, 
was soll ges-chwächt werden? 
Bei mirbleibtdas GefOhl zurOck, die Demon­
strantinnen haben u.a. gegen sich selbst 
demonstriert, weil es •so gut wie keine Dif­
ferenzierungen gab. "Deutsch = schlecht" 
war das Motto, so bleibt es bei mir hängen: 
am besten alles ausrotten, •Deutschland" 
ersatzlos streichen. 
Dasatom-Streitgespräch fand ich besser, 
differenzierter, weniger emotional. 
Aber was viele gegen das "Mitgestalten• 
haben! 

Solange ich nicht auswandere, in ein Öko­
dorf abtauehe oder eine erfolgreiche sepa­
ratistische Aktion mache, gestalte Ich mit, 
weilich hier lebe ( undwenn ich politischwas 
mache, erst recht). 
Eine erfolgreiche separatistische Aktion -
damit meine ich die Abspaltung eines Teils 
von Deutschland - diesen Traum habe ich 
mal geträumt. Abgesehen davon, daß er 
utopisch Ist, hat er noch einen entscheiden­
den Nachteil: Wenn ich mich abspalte, wird 
mir legitimerweise jegliches Mitsprache­
recht (was jetzt schon mehr als dürftig ist) 
abgesprochen. Aber mir geht es ja darum, 
"mitzusprechen•. Wir •sprechen mit", Indem 
wir unsere Meinungen, unseren Willen, 
kundtun und denken doch auch, einiges 
davon müßte in die Tat umgesetzt werden 
(z.B. AKWs abschalten). 
Wahrscheinlich meint Ihr mitdem Mltgestal· 
ten, was die Grünen machen. Aber auch wir 
gestalten mit, nur auf eine andere Weise. 
Aufeine Welse, die viel zu wenig Gewlchtim 
gesellschaftlichen Leben hat( dasaußerpar­
lamentarlsche, das partelenlose ••. ). Diesen 
Punkt sollten wir uns mal näher anschau-
en •••• 
Den 5-Punkte· Vorschlag der Radikalen 
Linken finde ich allerdings sehr gut. "Projekt 
einer Koordination verschiedenster Strö· 
mungen, die sich radikallinks.begreifen•. 
Das Ist genau, was ich auch fOr n6tig halte, 
nur frage ich mich, wieviel Leute vielleicht 
von dem Wörtchen •radikal" abgeschreckt 
werden, womitvonvornherein ziemlichenge 
Grenzen gezogen werden, wer dort mit­
macht. 
Alles in allem bleibt bei mir ein ungutes 
GefOhlzurOck, nachdem Ichdie Beiträgevon 
der Frankfurt-Demo und vom Radikalen­
Linken-Kongreß gelesen habe. 

25.9.90 

Sonja Wallenborn, Prezelle 
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PDS 

AlterWein 
mH 
neuemGJsi 
Es ist schon eine merkwürdige Angelegen· 
heit: Da hat eine Partei, die sich sozialistisch 
nannte, den Sozialismus erst zur Tragödie, 
und dann zur Farce werden lassen. Sie hat 
einen Repressionsapparat aufgebaut, des­
sen Schrecken sich allein durch den Ver· 
gleich mit dem Faschismus relativierte. Sie 
hat das geistige Leben des Landes auf ein 
stupides Apologetenturn reduziert und die 
kreativsten Geister außer Landes gejagt 
Sie hat ökonomische und ökologische Ver· 
hältnlsse hinterlassen, die die Zustände in 
vergleichbaren kapitalistischen Ländern 
als nahezu paradiesisch erscheinen lassen. 
Und diese Partei -die SED -soll für Unke re· 
levant, wählbar, ein Hoffnungsträger sein? 
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Der Wahlkampf ist vorbei, die Wahlen sind gelaufen, aber die 
Redaktion kennt das unwesentliche Ergebnis noch nicht (ge­
wählt wurde zum Zeitpunkt des Drucks). Sicher ist in jedem 
Fall: Eine nicht unbedeutende Zahl westdeutscher Unker hat 
PDS gewählt Grund genug, uns mit dieser Partei auseinander­
zusetzen. ZWei eher grundsätzliche .Stellungnahmen aus der 
Redaktion spiegeln sicherlich auch die gespaltene Seele der 
alten BRD-Unken wider. Dazu noch ein Beitrag, der ausführ­
lich das Verhältnis der PDS zur "zivilen Nutzung" der Atom­
energie untersucht und dabei nicht viel Gutes findet 

Ist sie natürlich nicht Niemand hat schließ· 
lieh die SED gewählt Sondern die POS. 

Die wundersame Wandlung der Beton· 
starren SED zur nlinks·ist·lebendig"·PDS 
vollzog sich auf zwei unterschiedlichen 
Ebenen: Zum einen aufder Basis des realen 
Machtentzugs, zum anderen in der Wahr· 
nehmung der (oder besser: einiger) west· 
deutschen Linken. Beides sagt noch nichts 
darüber aus, inwieweit die programmati· 
sehe Neuorientierung der POS etwas mitlin· 
ker, alternativer, radikaler Politik zu tun hat, 
oder ob sie nur eine marktgerechte Anpas­
sung des alten Parteiladens an die neuen 
Verhältnisse bedeutet Meines Erachtens 
spricht fast alles für die zweite These. 

Die Neuorientierung der 
PDS vollzog sich ••• 

Die $ED/PDS hat die Macht nicht, als es an 
der Zelt gewesen wäre, freiwillig aus der 
Hand gegeben. Sie hat sich -länger. als alle 
anderen osteuropäischen KP's (Rumänien 
ausgenommen) - gegen demokratische 
Tendenzen gewehrt Sie hat sich erst dann 
für Reformen geöffnet, als diese Öffnung 
als letztes Mittel zum Machterhalt erschien. 
Sie hat keine Panzer gegen das Volk einge· 
setzt wie eine Militärdiktatur, soviel sei ihr 
zugestanden (obwohl sie offenbar mit dem 
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Gedanken gespielt hat). Aber sie hat sich 
durch Ihr An-die-Macht-Klammern die Legi­
timation selbst entzogen und hat die DDR 
sturmreif gemacht für das westdeutsche 
Kapital. Die Raubritter können nach Osten 
reiten, weil den Menschen dort dieser Raub­
zug leichter zu erdulden schien als das 
bisherige Leben in der Burg. 

Damit - und zusammenhängend mit den 
übrigen Veränderungen in Osteuropa - en­
det tatsächlich eine Epoche -die des real­
sozialistischen Experiments. Das Ist nicht 
nur in einzelnen Erscheinungsformen ge­
scheitert Gescheitert Ist der Versuch, Poli­
tik und Wirtschaft nach den Interessen der 
Bevölkerung planvoller zu gestalten, Indem 
über den demokratischen Zentralismus der 
mehrheitliche Wille festgestellt und Ober 
zentrale Planungsinstanzen exekutiert 
wird. Gleichgültig in welchem realsozialisti­
schen Land, zu welcher Zelt und zu welcher 

ander
e Deutschland· 

realsozialistischen Tagesform: Erkennbar 
hat weder da.s eine noch das andere funk­
tioniert. wurde aufs Ganze gesehen weder 
der demokratische Mehrheitswille festge­
stellt noch Oberhaupt Irgendwas - und sei 
es nur der Wille der zentralen Planungsin­
stanzen - wirklich planvoll exekutiert Was 
blieb, war der verzweifelte Versuch, die Defi­
zite an Demokratie und wirtschaftlicher Ef­
fektivität durch vermehrte Bürokratie und 
politische Kontrolle auszugleichen. 
Mit der zentralen Wirtschaftsplanung und 
dem demokratischen Zentralismus haben 
sich zugleich aber auch die wichtigsten 
Bruchlinien zur Sozialdemokratie erledigt 
Wer heute nach Alternativen zum kapitali­
stischen System sucht. muß sich auf die mü­
hevolle Suche nach neuen Utopien ma­
chen, oder er landet im Lager der linken So­
zialdemokratie, die Im Ernstfall (oft genug 
bewiesen) keine linke mehr ist. sondern 
eben nur noch Sozialdemokratie. 

POS 

•Als die PDS noch SED hieß, war sie ei­
ne zutiefst mllltarlstlache, ausllnder· 
feindliche, Menschen und Umwelt zer­
störende Partei. Nun wird sie dadurch, 
daS sie - um diese Vergangenheit zu 
verdringen - ln den Wendementel 
achiQpft, noch lange nicht llnka. 
Denn auch die PDS bleibt ln Ihrer Kon­
tinuität. Sie legt, Indem sie kalt die ln­
halte Ihrer Opfer beae~ einen Zynls­
mu• an den Tag,zu dem wohl nur Deut­
•che flhlg •lnd-oder gibt e• eine sol­
che funktionierende LOge wie die PDS 
ln O•teuropa ein zweite• Mal? 

Freya Klier 

Das ist denn wohl der Strang, an dem die 
POS heute zieht Die Rasanz Ihrer Wende 
ließ für kaum etwas anderes Platz. Sie hätte 
sich diesen Raum schaffen können. Am ehr­
lichsten durch die eigene Auflösung. Was 
sie tat. war das genaue Gegenteil: Siche­
rung des eigenen Partelladens unten den 
neuen realpolitischen Prämissen. Das zu­
sammengekl!lubte Partelvermögen wurde 
gehortet oder über GmbHs an alte Seil­
schaften verteilt. solange es Irgend ging. Als 
Wahlprogramm zauberte sie eine Mixtur 
hervor, die stark an die synthetischen Pro­
grammsuppen des DGB erinnert Versetzt 
mit grünen Zugestäntlnlssen an den Zeit­
geist Im Westen sowie mit deutschtOmein­
den Zugeständnissen an den Zeltgeist Im 
Osten. Popuäre Formeln Obernahm sie, so 
Jutta Dltfurth, . bis hart an die Grenze des 
Copyright-Bruches•. 
Vermarktet wurde das Ganze mit unsäglich 
leeren Waschmittel-Wahlkampf-Parolen, 
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die vor allem zum Ziel haben, den Begriff 
.links" für die POS zu reklamieren: "Links ist 
lebendig", .Links tut gut•, .Links ist unbe­
quem•, .Links ist unabhängig". 
Unpopuläre Sachthemen, die gerade den 
Linken eine besondere Verantwortung ab­
verlangten, spielten im Wahlkampf der POS 
keine Rolle und wurden offenbar bewußt im 
Hintergrund gehalten. ln einer zentralen 
Wahlkampfschrift, offenbar eine Kurzform 
des Wahlprogramms, findet sich beispiels­
weise die klotzige Überschrift: .unser Ziel: 
Ein demokratisches und soziales Deutsch­
land". Zur Ausbeutung der 3. Welt oder zur 
Behandlung der Asylantenfrage in eben die­
sem Deutschland findet sich im folgenden 
Text kein einziges Wort 
Das gleiche giltfür Themen, die mit dertradi­
tionellen technologischen Fortschrittsgläu­
bigkeit der SED/PDS kollidieren: das Atom­
programm, die Gentechnologie, der aus­
ufernde Autoverkehr - alles keine Wahlthe­
men. Der Begriff .links", den die Partei so ve­
hement für sich reklamiert, erfuhr durch sie 
gerade im Wahlkampf eine sinnentleeren­
de Reduzierung. 
Als Oberverkäufer und wichtigster Ver­
kaufsschiagar zugleich fungiert Gregor Gy­
si. Nichts kennzeichnet besser den jämmer­
lichen Zustand der POS als seine Begrün­
dung, warum er nach dem Bekanntwerden 
des hornachsigen Millionen-Transfers nicht 
zurücktreten wollte: Sein Rücktritt hätte 
das Ende der POS bedeutet. Zugegeben 
war die Sache selbst seinen Rücktritt nicht 
wert. Aber was für eine politische Kultur be­
herrscht die POS, wenn ihr Wohl und Wehe 
von einem einzigen Leithammel abhängt? 

•POS-Vertreter haben das Loblied der 
.Modemltlt" und des .hohen ~hnl­
achen Niveaus" des Kapitalismus ge­
sungen •• Modem" heißt gar nichts au­
ßer .neu". Dasist kein Wert als solcher. 
Das .hohe technische Niveau" baut 
auf hemmungsloser Plünderung der 
ökologlachen und menschlichen Res­
sourcen ln der sogenannten Dritten 
Welt auf und hinterlABt seine Opfer 
auch ln der reichen Bundearepublik 
Die Illusion, man könne Technik und 
Wissenschaft aus den konkreten kapi­
telistlachen gesellschaftlichen Ver­
hlltnlaaen herausschneiden, war Im­
mer der SED, der KPdSU und der SPD 
gemein.• 

Jutta Ditfurth 
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Eine autokratische Parteistruktur, ein auf 
vordergründige Wählerwirkung bedachtes 
Wahlprogramm, ein inhaltsleerer, aber pro­
fessionell inszenierter Wahlkampf: die POS 
verrät ihre Herkunft. Mag sie in der zitierten 
Wahlkampfschrift auch behaupten: .Wir 
bringen die demokratischen Erfahrungen 
des 41. Jahres der DDR ein: runde Tische, di­
rekte Demokratie, Bürgerkomitees ... • - sie 
machte diese Erfahrungen als Inhaber der 
bröckelnden Macht. Die POS ist nicht als op­
positionelle Strömung entstanden, sie 
kennt nicht den rebellischen Geist, der die 
unorthodoxe Linke im Westen gegen alle 
Widrigkeiten am Leben hielt. Der POS ist je­
ne politische Kultur fremd, die für oppositio­
nelle Basisbewegungen kennzeichnend ist: 
Mißtrauen gegen parteiinterne Machtbal­
lung, gegen Obergurus, gegen Parteiladen­
politik. gegen das Einseifen der Wählerln­
nen. Restbestände einer solchen Kultur 
sind immer noch bei di!n Grünen sichtbar. 
Die POS kennt sie nicht und wollte sie-über 
den Weg der Selbstauflösung und einer 
Neukonstituierung von unten - auch nicht 
kennenlernen. Die SED war eine Partei zur 
Verwaltung der Staatsmacht, die POS ist ei­
ne Partei zur Verwaltung der restlichen 
Macht. Sie wird das recht und schlecht tun, 
bis ihr bei den nächsten Bundestagswahlen 
die (undemokratische) 5%-Hürde den Gar­
aus bereitet und ihr eine Existenz zuweisen 
wird, die sich wenig von der der DKP der 
70er Jahre unterscheiden wird. 

••• in der Wahrnehmung 
einigerwestdeutscher Unker 

Die DKP war innerhalb der westdeutschen 
Linken kein sonderlich geschätzter Faktor. 
Mit der POS ist das zumindest bei Teilen der 
Linken anders. Die Frage ist, warum. Warum 
lassen dieselben Linken, die bei den Grü­
nen jede Abweichung von radikalen Positio­
nen inquisitorisch geißelten, dieselben oder 
weitgehendere Abweichungen augenzwin­
kernd durchgehen? Die Atomenergie, das 
Gewaltmonopol des Staates, der neue Na­
tionalismus -zentrale Problembereiche, bei 
denen das Wahlprogramm der POS keines­
wegs klarer und radikaler wäre als das der 
Grünen, eher schlimmer. Mechanismen ge­
gen parteiinterne Machtstrukturen -wie et­
wa Unvereinbarkeit von Parlamentsmandat 
und Vorstandsposten oder Rotationsprin­
zip -sind bei der POS kein Thema. Da hän­
gen sie hinter den Grünen her. 

Was also macht für Linke den Reiz der Par­
tei aus? Daß Gysi den Hetztiraden im Bun­
destag rhetorisch gewachsen ist? Daß nach 
fast 4Q Jahren endlich mal wieder Kommu­
nisten oder zumindest doch Sozialisten im 
Bundestag sitzen? Daß die POS dort Inter­
essenswahrer des Ausplünderungsobjek­
tes Ex-DDR sein könnte? 
Unterstellen wir einmal nicht derartige vor­
dergründige Emotionalität. Unterstellen wir 
das Gefühl, daß mit der Wahl pro POS der 
verbreiteten Hetze gegen alles Linke und 
Oppositionelle entgegengetreten werden 
soll. Die SED, als staatstragende, reaktionä­
re Partei; war den meisten Linke zu Recht 
keine sonderlichen Sympathien wert. Die 
POS, als entmachtete, aber (in der DDR) 

•Die Frage füruns Ist: Wenn wir als Un­
ke nun auch noch auf den Parlamenta­
rismus setzen, von wem wollen wir 
dann noch außerparlamentarischen 
Widerstand erwarten? Wir haben die 
Befürchtung, daB die Unke Uate/PDS 
sehr schnell zu einem endgültigen Be­
grlbnls systemoppositioneller Politik 
wird. Die Bereitschaft vieler radikaler 
Unker, PDS zu wlhlen, Ist weniger ln 
politischen Inhalten begrOndet, als ln 
der zweifelhaften Hoffnung, diesen 
Staat noch einmal richtig zu lrgem. 
Der Einzug der Unken Uste I PDS Ins 
Parlament dürfte von den Rechten Je­
doch llngst einkalkuliert sein.• 

Aktion gegen Atomanlagen 
Kamen I Bergkamen 

noch politisch relevante Partei besitztdage­
gen diese Sympathien. Ausschlaggebend 
ist nicht der völlige Bankrott der realsoziali-
stischen Programmatik und die hilflose, 
konservative Reaktion der POS darauf. Aus­
schlaggebend ist ihre Situation als Objekt 
von Hohn und HaB der westdeutschen 
Bourgeoisie. Da wird verdrängt, was nicht 
verdrängt werden dürfte, um zu retten, was 
nicht mehr zu retten ist. 

Sicher gebührt der POS, soweit sie linke 
Positionen vertritt, auch linke Solidarität 
und eine Bereitschaft zur Zusammenarbeit. 
Sie aber darüber zum Hoffnungsträger für 
die marode westdeutsche Linke zu erhe­
ben, heißt, die politischen Erfahrungen die­
ser Linken in den letzten 20 Jahren zu ne­
gieren. Die alternativ-grüne Bewegung in 
der BRD war auch ein Produkt des Schei­
terns traditioneller sozialistischer Politik 
der westdeutschen Linken. Mit Recht er­
wies sich diese Bewegung daher als resi­
stent gegen die Versuche von sozialisti­
schen Gruppen Ii Ia DKP, Demokratische 
Sozialisten (OS) oder K-Gruppen, die diver­
sen Basisaktivitäten in traditionelle Strate­
gie-Strickmuster zu pressen. Auch die Grü­
nen wehrten sich dagegen, wenn auch zu­
meist unter Verzicht auf radikale Positionen 
überhaupt Doch linke Kritik an den Grünen, 
soweit sie diese Erfahrungen berücksich­
tigt, kann unmöglich zur POS hinführen. Sie 
müßte führen zur Stärkung von oppositio­
nellen Strukturen außerhalb der Parteilä­
den, zur Verbreitung von Skepsis in die Ge­
staltungsmöglichkeiten der Parlamente, zur 
Bewahrung radikaler Forderungen gegenü­
ber kapitalistischer Sachzwanglogik, und 
sie muß führen zum Weiterdenken gesell­
schaftlicher Utopien, die sich am Scheitern 
traditioneller sozialistischer Gesellschaff­
sentwürfe nicht vorbeilügen. 

Bernd B. 



Die POS, kein Zweifel, hat für Furore ge­
sorgt Wie der Teufel ist sie unter die ver­
sprengten Reste der weitgehend Orientie­
rungs- und perspektivelosen Linken gefah­
ren, hat deren Gemüter in Wallung versetzt 
und die ohnehin nicht allzu ausgeprägten 
Strukturen und Zusammenhänge der Sze­
ne gehörig durcheinander gewirbelt 
Der Kommunistische Bund <KB), die letzte 
der noch verbliebenen K-Gruppen aus den 
70er Jahren, scheint wegen unüberbrückba· 
rer interner Widersprüche in der .POS-Fra­
ge" kurz vor seinem Ende zu stehen. Seit 
Monaten befehden sich auf den Seiten der 
OB-Zeitung .Arbeiterkampf", aber auch auf 
anderen publizistischen und politischen 
Bühnen, eine Mehrheit (die mit der POS 
sympathisiert) und eine Minderheit der Or­
ganisation (welche die POS scharf kritisiert) 
aufs allerheftigste. Während führende Ge­
nossinnen der KB-Mehrheit mit an vorder­
ster Front den POS-Wahlkampf etwa in 
Hamburg, Mackienburg oder Nordrhein­
Westfalen organisierten, mobilisierte die 
Minderheit die .außerparlamentarische Op­
position gegen Deutschland" zu einer Wahl­
boykott-Konferenz nach Hamburg. Zentra­
le Mottos der Veranstaltung: Keine Stimme 
für Deutschland! Reichstagswahlen- Ohne 
uns! 
Der Radikalen Linken (RL) erging es ähn­
lich. Vor gut anderthalb Jahren von ver­
sprengten Linken fast aller Coleur- Ex-Grü­
ne wie Rainer Trampart und Thomas Eber­
mann, Noch-Grüne wie Jutta Ditfurth und 
Manfred Zieran, DKP-Reformer wie Georg 
Fülberth und ehemalige .Arbeiterkampf"­
~edakteure wie Detlev zum Winkel, Autono­
me wie die Frankfurter .Lupus"-Gruppe 
und Anarchisten wie Michael Wilk- als lok­
kerer Diskussionszirkel ins Leben gerufen 
und mit der .Nie wieder Deutschrand"-De­
mo (Frankfurt, 12.5.) sowie dem .KongreB 
Radikale Linke" (Köln, Anfang Juni - die 
atom berichtete über beide Veranstaltun­
gen) gut gestartet, entzweite sich (fast) ob 
der Frage einer Wahlbeteiligung, resp. eines 
Aufrufes zugunsten der POS. Eine Mehrheit 
der RL unterstützte schließlich die o.g. Ham­
burger Boykottkonferenz samt deren inhalt­
licher Losung; eine Minderheit fand zwar 
die Veranstaltung als solche sinnvoll, präfe­
rierte aber, so wörtlich, .,andere Optionen 
zur Reichstagswahl". 

Schließlich hat die POS auch in der Göttin­
ger atom-Redaktion eine vergleichsweise 
lebhafte Debatte ausgelöst Vergleichswei­
se lebhaft deshalb, weil, anders als bei Dis­
kussionen und Einschätzungen etwa über 
Strategien der Atom-Mafia und Wider­
standsaktionen der Anti-AKW-Bewegung, 

PDS 
I oder was! 

•Die Preisgabe der prinzipiellen Parla­
mentarismus-Kritik, die sogar die Grü­
nen ln den ersten Jahren Ihrer Grün­
dung auszeichnete und die sie Im 
nachhinein als geradezu radikales 
Projekt erscheinen llßt, Ist ein Indiz 
fOr den systemkonformen Charakter 
des neuen Wahlprojekts PDS/Unke u­
ste,desaen Initiatoren sich zwargerne 
auf Rosa Luxemburg berufen, den von 
Ihr Immer wieder formulierten Unter­
schied zwischen "parlamentarischem 
Kretinismus• und demokratischer Po­
litik aber lieber nicht reflektieren. Nun 
Ist die PDS Nachfolgeorganisation ei­
ner Staatspartel, die sich zu keiner 
Zelt durch revolutionären Elan oder 
durch besonderes Interesse an spon­
tanen Massenaktionen ausgezeich­
net hat. Daß Ihre Mitglieder jetzt das 
bloß formale Verstlndnls von soziali­
stischer Demokratie plötzlich durch 
die Begeisterung fOr die Rituale der 
ebenfalls bloß formalen bOrgerliehen 
Demokratie ersatzen, kann also amat­
IIch niemanden erstaunen.• 

Oliver Tolmein (Konkret) 
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endlich einmal unterschiedliche Positionen 
- die des Nichtwählers, des Grünen-Wäh­
lers und des POS-Wählers nämlich - artiku­
liert wurden und aufeinanderprallten. 
Keiner von uns, auch der Autor dieses Bei­
trages nicht, begreift die POS derzeit als ei­
nen, geschweige denn den Hoffnungsträger 
der deutschen Linken. Keiner von uns ist in 
die POS eingetreten oder beabsichtigt dies 
in absehbarer Zeit zu tun, keiner von uns ar­
beit in Ortsgruppen oder anderen Gremien 
dieser Partei mit Bei unserem Streit ging 
und geht es ausschließlich um die Frage, ob 
es Gründe gab/gibt, die POS am 2. Dezem­
ber oder auch bei späteren Anlässen zu 
wählen - oder eben nicht. 
ln vielen grundsätzlichen Kritikpunkten -
die wesentlichen hat Bernd B. in seinem Ar-

tikel benannt - waren wir uns sogar einig. 
Die POS ist eine hierarchisch aufgebaute 
Partei. Die übergroBe Mehrheit ihrer Mitglie­
der besteht aus alten SED-Kadern; nach 
dem Zusammenbruch der DDR - und der 
Umbenennung der Partei in POS - hat es 
nur wenige tausend Neueintritte gegeben. 
Die POS geiert nach .Bündnisfähigkeit" und 
Anerkennung durch die SPD, bzw. ist ihrem 
Selbstverständnis und ihrer politischen Pra­
xis nach selber eine (links-)sozialdemokra­
tische, reformistische Partei. Das Pro­
gramm der POS ist teilweise diffus. Die Par­
tei steht nicht für einen konsequenten Aus­
stieg aus der Atomenergie. Und so weiter. 

Unterschiede gab und gibt es allerdings in 
der Bewertung dieser Kritikpunkte. Noch 
einmal: Die POS kann für uns aus den ge­
nannten und anderen Gründen auf abseh­
bare Zeit nicht die Organisation sein, die un­
seren Traum von einer besseren, gerechte­
ren Welt verkörpert, nicht die Partei sein, die 
wir uns schon immer gewünscht haben. Die 
POS bietet außerparlamentarisch über­
haupt keine attraktiven Alternativen zur Or­
ganisation in Bürgerinitiativen, autonomen 
Gruppen usw. Die POS ist eine Partei, die am 
2. Dezember zu den Bundestagswahlen an­
getreten ist und allenfalls in diesem Zusam­
menhang der Wahlen eine Alternative oder 
das .Kleinste Übel" darstellt 
Ganz neu war, daß den Wahlen auch von vie­
len nicht-reformistischen Linken mit einem 
Mal eine gewaltige Bedeutung beigemes­
sen wurde. Die Boykotteure (nicht nur) der 
KB-Minderheit, die den politischen Stellen­
wert von Wahlen zu bürgerlichen Parlamen­
ten für die Linke in der Vergangenheit zu 
Recht nicht allzu hoch eingeschätzt hatten, 
schrieben: .,Die Wahl des 2. Dezember ist 
keine wie jede andere. Schon ihre Festset­
zung als Reichstagswahl war ein Bestand-
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teil der ökonomischen und diplomatischen 
Blitzkrieg-Strategie für den Griff ~ur Weit­
macht Mit Ihrer Ourchfllhrung fOii und' wird 
die Bevölkerung die Auslieferung der DDR 
an Alt-Nazis, Spätgeburtler, NATO-Stäbe 
und die Deutsche Bank nachträglich legiti­
mieren.• Schön formuliert, aber doch ein we­
nig Oberhöht und Oberinterpretiert das Gan­
ze, meine Ich. 

Aut der anderen Seite gibt es diejenigen, 
die es bei den Wahlen lieber mit den Gra­
nen halten. Von Ihnen wird das Programm 
der POS zerpflllckt, zerfetzt und zerrissen, 
daß es eine wahre Pracht Ist Da wird trium· 
phierend aufgedeckt, daß es in der POS un· 
terschledliche Vorstellungen Ober den ~elt· 
pun~ des Ausstiegs aus der Atomenergie 
gibt-und daß diese Unterschiede sogar öf· 
fentlich zugegeben werden. Da wird mo­
niert. daß die POS gar nicht oder nur unzurel· 
chend Stellung zur Gentechnologie, zum 
Ausbau des Offentliehen Personen-Nah· 
verkehrs und anderen Themen bezieht Al· 
les richtig, denke Ich, aber 10 wichtig Ist ein 
Wahlprogramm doch wieder auqh nicht 
Wer von Euch hätte und hat denn die Latte 
"ähnlich hoch bei den Grünen angelegt? 
Wer von Euch hat denn das Wahlprogramm 
der Grünen auch nur mit annäherndem Auf­
wand studiert und Haare in der ldeologi· 
sehen Suppe gesucht? Wer von Euch wüß­
te denn nicht, daß es bei den Grünen -was 
z.B. den Ausstieg aus der Atomenergie be­
trifft - vielleicht programmatische Reinheit 
gibt, in der politischen Praxis jedoch ver· 
flucht trübe aussieht? Was nUtzen denn die 
tollsten Ausstiegsbeschlüsse, wenn es in 
der .rot-grünen• Koalition in Hessen die 
Grünen waren, die wirksame Ausstiegs· 

schritte geradezu verhinderten, gie selbst 
in Ihren Forderungen noch hinter Positio· 
nen der linken Sozialdemokratie zurückfie· 
len? Wenn in Niedersachsen von der Stille· 
gung auch nur eines Atomkraftwerkes aus 
grünen Regierungsmündern nicht mehr die 
Rede ist? Ich halte es für in hohem Maße un· 
aufrichtig, der POS ln Abgntnzung zu den 
GrOnen programmatische Unklarheit und 
.Rechtsabwelchlerel" vorzuwerfen, und für 
unzutreffend, die Grünen als fortschrittli­
che Alternative zur POS darzustellen. Oie 
Grünen, die Immerhin Leute in ihrer Partel 
dulden und ungerOgt lassen, die sich - wie 
Ober-Realo Udo Knapp - unverhohlen für 
ein aktives militärisches Engagement der 
BRD am Golf einsetzen. 
Oie POS hätte sich, um Ihre Läuterung und 
ihre Abkehr vor1 der SEC glaubhaft zu de­
monstrieren, auflösen und neu konstitule· 
ren müssen, lautet ein weiterer von Linken 
wie bürgerlichen Partelen unisono erhobe· 
ner Vorwurf. Wirklich? Wäre eine Auflösung 
und Neugründung, womöglich unter ande­
rem. Namen, wirklich .glaubhafter• gewe· 
sen? Ein besserer .Beweis" für Läuterung, 
Wende, Neubeglnn, Abkehr und tausend· 
mallgtt Abkehr von der SEC? Oie POS, und 
das Ist lrt Anbetracht der Verhältnisse (s.u.) 
legitim, wollte natürlich arbeitsfähig blel· 
ben, wollte einen Tellihrer Strukturen, ihrer 
Organisation und Ihres Geldes retten und 
hat deshalb den politisch eher waghalsigen 
Weg beschritten, den des Weitermachens. 

Warum POS wählen? Zelt des kurzen Be· 
stehens der Partel haben der bürgerliche 
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~uNKE das andere 
~USII ••• 

Staat, seine Partelen und seine Medien so 
gut wie nichts unversucht gelassen, der POS 
Knüppel zwischen die Beine zu werfen, sie 
zu behindern, zu kriminalisieren, zu diffa­
mieren und zu zerschlagen. Das fing an mit 
dem von den Altpartelen einmütig durchge­
paukten, später vom Bundesverfassungs· 
gerlcht revidierten Wahlgesetz. Das setzte 
sich fort über die Ankündigung, die POS auf 
Ihre .Verfassungstreue• überprüfen und 
von den .Geheimdiensten bespitzeln zu las­
sen, Ober Berufsverbote und Gewerk· 
schaftsausschiOsse gegen POS-Mitglieder, 
Ober öffentliches Nac.hdenken Ober ein Ver· 
bot der Partei. Und das hört noch lange 
nicht auf bei den Nachrichten-Redaktionen, 
die ihren Sprecherinnen bis zum Abwinken 
.Die PO$, Nachfolgepartel der früheren 
SEO"Ins Redemanuskript schreiben. Allein, 
um der .staatlichen Verfolgungswut, die zur 
Zelt v.a. die POS trifft, etwas entgegenzuset­
zen - und sei es ein noch so mlckeriges 
Wahlkreuz- macht(e) eine Stimmabgabe 
für diese Partei durchaus Sinn. 
Zum viel-zitierten und viel-kritisierten .Gy­
si-Effekt". Abgesehen von der grundsätzll· 

chen Fragwürdigkelt einer auf einen Ober· 
Guru zugeschnittenen Partelpolitik ist es 
auch schlicht bedauerlich, daß die PDS 
nicht Ober weitere Persönlichkelten vom 
Schlage und Format Gregor Gysls verfügt 
Gyslist den Anfeindungen, den HaBtlraden, 
den von allen übrigen Partelen mit braehla· 
ler verbaler Gewalt vorgetragenen Anti­
POS-Kampagnen Intellektuell und rheto­
risch gewachsen - wlt lange er das psy· 
chisch und physisch durchhält. ist eine an· 
dere Frage -.und es bereitet tatsächlich ei­
nige Freude, den alerten POS-Chef die Vor­
würfe parieren und die Mäuler seiner Geg· 
nerschäumen zu sehen. Oie Bundestagsde­
batten - bzw. das, was in dieser Schwatzbu· 
de unter Debatte firmiert - können durch 
Gysl und möglicherweise and!Jre POS-Red· 
nerlnnen an Farbe, vielleicht auch an Inhalt· 
Iiehern Gehalt nur gewinnen. SchileBlieh 
und mit all den oben skizzierten Vorbehal· 
ten bezüglich der politischen Bedeutung 
des Parlaments: Gegen eine (weitere?) 
Fraktion links von der SPD dürfte doch el· 
gentlieh keln/e Llnke/r etwas elnz.uwenden 
haben. Oder? R. 



PDS 

PDS.SuDermarld Atomkraft 
Vom Ja·zu·Aiom bis Sofortausslieg: 

Alles im Angebot 
Dae die PDSIUNKE LISTE 

nach den Wahlen vom 2. Dezember 
Im neuen Reichetag eltzt, kann une, 
k6nnte der Anti·AKW·Bewegung 
(oder denen, die ale AKW-Gegnerln­
nen noch ln BewegungezuNmmen­
hlngen aktiv elnd), relativ echnuppe 
Hin. Wu une nicht unberGhrt IIBt 
Iet, daB viele Linke mit denen wir zu. 
ummeng .. rbeltet haben, explizit 
auch viele, die Ober Jahre allihre po· 
lltleche Kraft ln den Kampf gegen 
At omatut und Syetem gelegt haben, 
heute ln dl.eMr Partel einen neuen 

Die Haltung zur Atomenergie war in 
der POS/Unk• U•t• von Anfang an eine 
Frage, an der die Positionen "Nut pro und 
kontra gegeneinander standen. Oie POS 
hatte es vermieden diese WlderaprOche ln 
offener, kontroverser Debatte auszutragen. 
Oie Kritik der Atompolitik der SED wurde in 
der Partei-Erneuerungadlskusllon ausge­
klammert. Aueh ln Ihrem neuen Progremm 
vom Februar '80 drOekt lieh die POS um 
eine Poaltlonabestlmmung zur Nutzung der 
Atomenergieherum.NurmltelnemSatzwlrd 
das Thema Oberhaupt angesprochen, 
gleichzeitig aber vom Tisch gewischt. Der 
einzige Grund dafOr Ist, den Welterbetrieb 
der Anlagen aufrechtzuerhalhln. Hatte die 
SEO 40Jahrelangelnengesellachaftllchen 
Konsens fOr Ihren Ausbau der Atomenergie 
ohne SMipela priorf vorausgesetzt, stiehlt 
liehdie POS heuhl unter Berufung auf einen 
herbelzutohfenden geMIIschafttlchen Kon­
sens sozialdemokratlach gewendet aua der 
Verantwortung. •Obflr d'- ttnl,.,. Pa,..",M­
tlv. tJ.r KernfJnerglaln u"..ram und muB 
a/n ge•eii«:Mftllt:her Kon••n• heriHI/ga­
fDhlt ttnrtJ.n". hel8tesln dem einzigen Satz 
zu dem lieh die POS ln Ihrem Februar­
Programm zur Atomenergie durchringen 
koM ... 

ln der Wahlprogrammdlskuaalon 
von Linker LI.,. und POS kam das Thema 
neu auf die Tagesordnung. Oaa Ergebnis: 
Oleamal wurde InnerpartelUch der Dlasena 
,.atgehalten: •o.r Aua.tleg aua dar Atom­
technologie l•t anga•lcht•darunbeherr«:h· 
baren RI.Un und de• nicht ge~atan Pro­
tüm•derEndlagtHUngun'Mr%/f;htbat. Ober 
tM. Zelt· undSchrittfolge •• Au•."._ au• 
det Atomanerg/flaxlllllart lnnarhalb c!&r Un­
kan U.te!POS aln Dl ... n. zwl«:hen BefDr­
wortern .,".. •t:htltttwl•n •ozJa/a.f ... 
äffen Auaatleg8 und denjanlgan, d'- auf 

HoffnungetrlgerfOrdle Llnkeuhen, 
alchfOrundlndleurPartelengagle­
ren. Wae u wohl-oder Obel notwen· 
dlg macht elch mit der PDS/Linken 
Uate auaelnanderzuMtzen, Iet, daB 
alezur Frage der Atomenergie Poel­
tlon bezogen hat und POSier ln 
SchiGauleteilungen von Atomanla· 
genderehemaligen DDR den Welter­
betrieb dleaer Anlagen organleleren. 

ln dleaem Artlkeleoll die Poal· 
tlon der PDS!Linken Llat• zur Atom· 
energle vorgeatellt und krltlach ana-

Grund der unv.rtratbaren Rl•lkM a/Mn 
sofortigen Au .. tleg varlangan. • 

Mit dem Satz. der Auaatleg aua der 
Atomenergie sei unverzlchtbar, hatdie POS/ 
Unke U.ra -'ne Formel gefunden, die tor 
daaangeatrebtepolitlacheHandelnlnSach· 
en Atomenergie vollkommen nlchtuagend 
bleibt. Er enthllt tc.lnerlel politische Hand· 
lungamaxlme. Es bleibt eine Phrase. 

Vorausgegangenwardem BeachluB 
-'ne kontrover .. Oebathl, in der lnabeaon· 
dere Vertreterinnen der Unkan U•• "Wel· 
hlrgehendere• Auuagen als den jetzt 
festgehal•nen •01 ... n.· durchzusetzen 
versuchten. Was sie mit Ihrem Program· 
mentwurf ala Vorgabe ln die Debatte ein­
brachten war allerdings nichtder Sofortaus. 
stieg, oder gar die sofortige Stlllegung aller 
Atomanlagen, sondern war die Formel, zu 

lyelertwerden. Daa Ergabniemag an­
gealchttdeeallgemelnen Trendad .. 
Erneuerungeprozea... der Partel 
von Stallnlemua zu Sozlaldemokre· 
tlamua nicht verwundern, bleibt aber 
nlchtedeetotrotz, auch weil die PDSI 
Link• Llat• alch Hlbet ale neue po­
lltleche Kraft llnka von der Sozlalde· 
mokretle und llnka von den nach 
recht• abdriftenden GRONEN ver­
eteht • alch aozueagen ale ErNtz· 
GrOne anbietet· ein Gegenalandder 
Kritik. 

derdleForderungnachSofortauaatlegmltt· 
lerwelleauch belden GRONEN verkommen 
Ist, dem •sofortigen Obtlrpng auf a/". 
~ologl«:h akz.f*b'- EnfJiglakonzaptlon 
fDrganzO.utacltla~. Oaslatohnejegliche 
zeltliehe Qualifizierung, welche Zeltspenne 
denn tor dleaen Obergang zu veran«:hla· 
gen sei, nur noch "Schwamm•. Warum lat 
selbatdle .. v6111gunverbindllche Formel auf 
eine derartig harte Blockade getroffen? 

Eine Partel-drei Positionen 
ln der POS/Unk• U•t• glbtea nicht 

nur den •0/saena zwi«Jhan BefDrwo".m 
a/ne• •chrlttwel••n •oz/a/ abgefedft".n 
Au .. tleg• und d•nJ•nlgan, dla auf Grund 
derunv.rtretbaren Rlalkan eiMn sofortlgan 
Au•.tleg verlangen. • Oie Oarsl811.ung der 
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POS 

IMerpartelllchen WlderaprOche Im Wahl­
programm ala ·DI ... na• beachOnlgtdle real 
exiltierenden Fronten ln der Paltet an der 
Frage der Atomenerglenutzung. Neben den 
Im Programm genannt.n belden Str6mun­
genglbtealnder •pos•etnealtelngeaease­
ne, einflußreiche Atomlobby aua 40 Jahren 
SEO-Atomauabaupolltlk. Dleae Lobby pro­
pagiert nicht nur die w.ltere Nutzung der 
Atomenergie, aondern betreibt ale gleich­
zeitig auch noch, Indem ale weiterhin ln 
SchiOaselatellungen der OOR-Atomanla­
gen tltlg llt. Daa heißt, in der POS/Unke 
Uate koexlatleren zur Zelt Atomkraftgegne· 
rinnen · vermittelt Ober aozlaldemokratlach 
modemillerte Aulltlega-Atompolltlkerln­
nen • mit Atomlobbylatlnnen. 

Oaa Krlfteverhlltnla dieser drei 
Str6mungen in der ParteiiiBt alch achwer 
elnlchltzen. Klare Verhlltnlase gibt ea nur 
Im Landeaverband Mecklenburg/Vorpom­
mern. Dort halten die BefOrworterlnnen der 
Atomenergie ln der POS die Mehrheit 

Die Atomlobby 

Oie POS-Itlecklenburg/Vorpom­
mern hat lieh "ffr die friedliche und alchere 
Anwendung der Kernenergie auage~pro­
chen. • Ho rat Welaaflog, Mitglied ln der 
Kommlaalon Umweltachutz der POS kom­
mentiert dleae Entacheldung Im Neuen 
O.utachland vom 27. Juli zuatlmmend mit 
der Aua.rung: •Mittelfflatlg gibt •• nach 
meiner Alfllnung keine vemOnftlge Alterna­
tive in dleaer Region. Ea lat auch ~kono­
ml~~eh .Jnnvo/1, d.n jetzt im Probebfltrlebbfl­
flndllchen Block 5 ebtlnfall• nachzurOatBn, 
die BI~• 6 ..IJ mit BRO-Lelt- und Slcher­
heltatechnlk zu vwraehen und damit .Jeher 
btltrelben zu k~nt,.n. • 

Oie POS-Atom lobbyhiliihre Bastio­
nen an den Standorten der atomaren Anla­
gen der ehemaligen DDR. Ihre Vertreterin­
nen IItzen ln SchiOaaelatellungen dieser 
Anlagen. Oberall vor Ort, da wo ala Erates 
ein Wlderatand zu entwickeln notwendig 
wlre, steht die PDS pro Atomenergie auf 
der Betrelberaelte: 

•1n Grelf8wald klmpft der ehemali­
ge GeachlftsfOhrer dea Atomkraftwerkes 
Wolfgang Brune heute ala POS-Abgeordne­
tartorden Erhaltdei Kraftwerkskomplexes. 
Seiner Meinung nach lat •mit heutigen tech­
nlachen Mitteln und einer gut au.bllt»ten 
Bedlenungsmannachafteln .Jcherer Betrieb 
m6gflch. • (NO 11.8.80) Noch offensiver 
argumentiert der POS ,.r JOrgen KOhne, 
Mitarbeiter fOr Umweltachutz· und Strahlen­
achutzforlchung beim AKW Grelfawald fOr 
die Atomenergie: "Wir Gre/fawalt»r wollen 
un• nicht nach .. gen Ia .. .", daS wir nur 
w.genär Slt:Mrung unaerer Arbtl/taplttze 
um die Kemenerg,. Umpfen. o. .. enun­
geach,.t alnd wir der Meinung, daS ohne 
Kernenergie zumlndeat mlttelfrlatlg die 
Energieprobleme global nicht zu h5 .. n 
alnd. •... •Gerade die Kernenergie lat doch 
die am btlaten ~kologlach vwrtrtgllche von 
allen Energleformen, die zur Zelt fOr die 
Anwendung Obtlrhaupt in Frage kommen. • 
(NO 12.10.80) 

•tmAtomforechungazentrumZFK 
Ro ... nclorf bel Oreaden, einer Anlage die 
5 mal 10vlel Radloaktlvltlt an die Umwelt 
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abgibt wie Grelfawald, stellen POS,., die 
lnstltutsleltung. Auch hierwird kein Zweifel 
an der Fortsetzung der Arbelt.n gela ... n. 

•1n Stendel gibt ea einen Krelatags· 
beachluß, ln dem lieh mittlerwelle zumin­
dest fOr ein 3-Jahres-Moratorium auage­
sprochen wird. Oie POS-Stendal klmpft 
aus "ArbelterlntereaHn• gegen dleHs 
Moratorium und atellt sich damit klar auf die 
Seite von Slemena/KWU, die dort bereltsln 
Lauerstellung liegen, um einsteigen zu 
k6nnen. 

• ln Moreleben, dem Standort des 
AtommOIIendlagera der ehemaligen DDR, 
gibt es keine POS-Gruppe. Aber der Be­
triebsleiter dea Endlagara OR. Ebelllt Mit· 
glled der POS . Seit Juniist er Im Kampf fOr 
den Erhalt •aetnea• Endlagers dabei, der 
Bundesregierung Moraleben als Ersatz fOr 
den Schacht Konrad anzudienen. Er gibt 
sich zwar ala Atomkraftgegner, meint aber, 
lrgendwo mo ... das Zeug ja hin. 

Du heißt, es gibt ln der ehemaligen 
DDR bis auf das Uranabbaugebiet Wismut, 
von wo die Ortliehe Polltlon der POS nicht 
bekannt 111, keinen einzigen Standort, an 
dem die PDS auch nur eine atomkrltlache 
Poaltlon vorzuwelaen hlb. Im Gegent.ll: 
Angellchta der Phalanx der AtombefOrwor· 
terlnnen vor Ort lieht es da toreinen Wider­
stand grausig aus. 

Die Ausstiegs-/ Atompolltl· 
kerlnnen. 

Exponiertester Vertreter elnea 
"M:hrlttwelaen aozlal abgefederten Aua­
atlega• ln der POS lat Prof. Or. Helmar 
Hegewald. Er Ist Vorsitzender der Kommis· 
alon Umweltpolitikbeim Partelvoratand. Oaa 
heißt, die zukOnftlge AKW·PoUtlk der POS 
wird maßgeblich unter aelnem Vorlltz ge­
formt. 

Alle bisherigen Außerungen Hege­
wald• deuten auf eine lupenrein aozlalde­
mokra.tlache Konzeption zukOnftlger AKW­
Polltlk der POS hin. Tellwelae w6rtllch wird 
dabei die hlealge SPO-Argumentatlon Ober· 
nommen: 

• Notw.ndlg ael •eine neue Slcher­
heltaphlloaophle•, denn die Rlllken von 

Atomkraftw.rken seien -.uch phlloaophl­
"he Probleme ln10fem dort Wahrache/n-
1/chkelten und t»r Glaubt# an Wahracheln-
1/chk.elten eine Rol,. aplelt. • (NO 12.10.80) 
Oaa kennen wir aua Sc:hleawig-Holateln. 
Dort wird Ober Au"tleg auch mehr phlloiO­
phlert, als daß er praktlach angegangen 
wird. Und die Wahrscheinlichkelten v.r­
schleben lieh 10 auch dort· Glaube hin oder 
her • Immer mehr vom Au .. tleg zu einem 
neuen GAU. 

• •Au•stleg aua der Kernenergie 
hieBe, aofort Alternativen anzuble,.n • Im 
SIMI»rKommunal/aJ.rungund O.moluatl­
alerung der Energlewlrtachaft aowle Im 
Sinne radlka,.r Energleelnaparung. • (NO 
12.1 0.80) Du verachlebt den Au astleg auf 
den St Nimmerleinstag und ~t.lltdle Sache 
auf den t<opf. Nicht der Auaatleg aua der 
Atomenergie, das Brechen der Macht der 
Atom- und Energlekonzerne, 1011 danach 
Vorau ... tzung dafOr aeln, daß Oberhaupt 
el.ne Energiewende atattflnden k6nne, IOn· 
derneratmOaaedle EnerglewendegeiChaHt 
werden, damit mit dem Au .. tleg begonnen 
werden k6nne. 

• Oie Formel des POS-Programms 
vom Februar 1880, die welt.re Perspektive 
der Atomenergie • Ausbau oder Au"tleg • 
von einem geaelllchaftlichen Konaena 
abhlnglg zu machen,lat genau der Haken, 
an dem auch die SPO Ihren 10-Jahres­
Auaatleg auf dem NOmberger Part.ltag 
1886 aufhlngte. DaS auch hier tatliehlieh 
ein Konaena mit der Atomindustrie gemeint 
lat, kommt ln einem groBen NO-Rundtlach­
~aprtch zum Auadruck, wo t..onard Ble­
nert, Oberbaulelt.r Ersatzinvestitionen 
Grelfawald, der Polltlon der PDS ln Greifs­
wald genau diesbezOglieh etwaf polltiv.a 
abzugewinnen v.raucht: •Jch glaubt#, •• 
wir• •ln unglaubliche• Politikum, du 
auCh bla in dl• Bundearepublik auaatrahlen 
WOrt», wenn alch t.ute au• der AIDmMdu­
•trle hlnatellen und agen: So, wirhaben ln­
terea•daran, Obtlrallematlvw Konzepte zu 
dlalcutleren. Wir 1tel,.n un• nicht gegen t»n 
Au .. t~. aondern wnn man una eine Be­
achtftlgungam6gllchkeltglbt, haben wirdaa 
Inter•••· aua unaerer Komperz.nz, au• 
t»m Arbtlltakrtftepotentlal etwaa zu ma­
chen· zumlndeat 10 etwaa wie eine a/terna-



tive Reglons/entwlcl</ung fDr Grelfswald. • 
(NO 12.10. 90) 

Hegewaids Positlonlerung Im Inner­
partelliehen Konflikt deutet eher darauf hin, 
daß ein Ausgleich mitden AtombefOrworte­
rlnnen gesucht wird, als daß zusammen mit 
den West-linken Front gegen die alte SED­
Atomlobby gemacht wird. 

Als bereits die sehr verhaltenen 
Oiskuulonen Im Vorfeld der Verabschie­
dung des Wahlprogramms "besonders un­
ter dfln POS-Mitgliedern im Nordfln fDr Un­
ruhe" sorgten. war es Hegewald, der sich 
bemOhte, die Fronten zu glitten und die 
GemOter zu beruhigen. "An solchen Konflik­
ten sollten sich die Partel nicht unn6tlg auf­
reiben" meinte er nach dem Bericht des 
Neuen Deutschland und schlug vor, "in 
Greifswald eine "stlndlge Anh6rung• als 
Institution zu schaffen, wo die Kernenergie­
Probleme 6ffentllch diskutiert werden. 
Damit Gegner und BefDrworter der Kerne­
nergie, die Verantwortlichen in den Kraft­
werken sowie die jeweils Reglerenden Im 
Gesprfch bleiben. • (NO 11.9.90) 

WAhrend gegenOber der Innerpartel­
liehen Atomlobby geschlichtetund gegllttet 
wird. WAhrend selbst die ganz Verbockten, 
die Immer noch nicht kapiert hatten, was 
denn achrittweiser sozial abgefederter 
Ausstieg wirtdich heißt nocheinmal beruhigt 
wurden, daß jeder Konflikt an dieser Frage 
wirklich vOIIIg •unn6tlg" ael,lleß Hegewald 
in der Abgrenzung gegenOber den West­
linken nichts an Klarheit vermissen: "Den 
sofortlgenAusstieg, wleervonLinkenlnder 
Bundesrepublik formuliert wurdfl, k6nnen 
wir Im Osten nicht mittragen, weil wir das als 
eine Illusion ansehen. • (NO 12.10.90) 

Was macht die West-Linke 
ln der POS? 

Bisheristaus den Reihender Linken 
Liste nur wenig zu h6ren, wie sie sich eine 
Anti-Atompolitikmit der POS vorstellt. Das 
vorgebliche Ziel, der Sofortauutieg, wurde 
&erelts Inder Wahlprogrammdiskussion zu­
gunaten der vermeintlich kompromiBflhl ­
gen Formel des •sofortigen Übergangs• 
geopfert. Oie Hoffnung so noch einen 
KompromiB zu finden hat sich als Illusion 
herausgestellt. Auch diese vOIIig unbe­
stimmte FormullerungwarfOrdle POS nicht 
tragbar (wegen des "Reizwortes sofort•, das 
hier ja nun wirklich nur noch dekorativen 
Wert hat?). - Und nun? 

Zwei Wege sind denkbar. Entweder 
die Teile der Linken, die jetzt ihr GIOck in der 
POS suchen setzen den Ober die GRÜNEN 
abgelaufenen Anpassungaprozeß in einer 
zweiten Welle um der neuen Partei willen 
fort ; geben Schritt fOr Schritt die in Ober 
zwanzig Jahren auBerparlamentarlacher 
Opposition und Bewegung entwickelten 
Erfahrungen und Positionen weiter auf. 
Oder es werden endlich "Deadlines• an den 
entscheidenden Essentials linker Politik 
formuliert - die Frage der Atomenergie 
geh6rt dazu - und es wird ein ROckgrat fOr 
eine Inhaltliche Debatte und einen Posi­
tionskampf entwickelt, in dem an solchen 
"Deadlines• geprOft wird, ob es gemeinsam 
in dieser Partei geht oder nicht, um gegebe-

nenfalis auch den politischen Bruch in der 
Partei zu organisieren. Das sollte dann nicht 
nocheinmal 10 Jahre dauern. 

Der Weg in die hemmungslose 
Anpassung deutet sich ln der Streitschrift 
der Ex-OKP-Emeuereratr6mung an. Hege­
waids Plldoyer fOr einen schrittweisen 
Ausstieg aus der Atomenergie wird dort als 
"ein deutliches Signal fOr alle Atomkraftgeg­
ner, dielange daraufgewartet hatten• gefei­
ert. Um keine MIBverstlndnlue aufkommen 
zu lassen: gemeint Ist ernsthaft, daß Atom­
kraftgegnerlnnen dieses in der Tat "deutli­
che Slgtfal" positiv aufnehmen mO Bten, 
nicht etwa als Signal, die Partie fOr den 
Kampf gegen Atomanlagen schleunigst 
abzuhaken! Sollte das neuerdings wieder 
"Erneuerer"-Position sein, war das wirklich 
ein kurzer Anti-AKW-FrOhllng. 

Auch der Wahlprogrammbeschluß 
wird ln dem Artikel positiv bewertet. Mehr 
noch: selbst die Koexistenz von Gegnerin­
nen und BefOrworterlnnen wird nicht als 
Widerspruch empfunden, sondern als neue 
Offenheit freudig begrOBt: "Linke Politikan­
gebote werden sich kDnftig differenzierter 
zeigen. Auch hier. DaB sich die Partelinden 
betroffenen Gebieten fOrdle Kernenergie im 
Sinne eines Minderheitenvotums ausspre­
chen kann geh6rt dazu. Die POS wird damit 
leben k6nnen. • (Streitschrift Nr.2, Okt. 90) 

Daß die POS damit leben k6nnen 
wird, mag ja gut angehen. Oie Frageist nur, 
ob auch eine Unke, die ln der BRD Ober 
mehr als ein Jahrzehnt entscheidend durch 
den radikalen Widerstand gegen Atomanla­
gen geprlgt worden ist, noch damit leben 
k6nnen wird. 

Ein wenig Hoffnung, daß zumindest 
nicht alle in der Unken Liste sich darauf 
einrichten, damit leben zu kOnnen, machte 
eine Veranstaltungdes Hamburger Landes­
verbandes der Unken UsteiPDS zum 
Thema •PDS/Unke Liste und die Anti-AKW­
Bewegung•. Dort wurde der zweite Weg zu­
mindest angedeutet. Georg Wlsmeler von 
der Linken Liste Hamburg, jahrelang Im Anti­
AKW-Widerstand aktiv, sagte ganz offen, 
daß auch er das was die POS/Linke Liste 
derzeltzur Atomenergie zu bieten hAtte, nur 

POS 

als ein "Wischi-Waschi-Programm• be­
zeichnen k6nne, das •so nicht tragtJ.r• sei. 
Das hieBe auch, "Wer gegen Atomkraft ist, 
lumn am 2. Dezember nicht POS wfhlen• 
(taz-hh 14.11.90), fOgte allerdings- was die 
taz nicht schrieb - hinzu, daß der natOrtlch, 
einschileBlich der GrDnen, auch keine der 
anderen Partelen wlhlen k6nne. Er denke 
zwar, daß man/frau trotzdem "Wenn auch 
nicht rein in, so doch ran an• die POS/Unke 
Liste mOsse. Noch gebe es dort Bewegung, 
kOnnten Positionen verlndert werden. 
Werde das bestehende Programm 
allerdings •ober einen kurzfristigen Zelt­
punkthinBus festgeschrieben" k6nnees "IDr 
AKW-Gegnerlnnen nur die eine Sch/uBfol­
gerung geben, dfln Verein zu verlassen. • 
den bestehenden Dissens k6nne die Unke 
Uste/PDS nicht lange aushalten. "Eine 

Klfrung muB auf dflm ~chsten Pa.rteltag 
erfolgen. A/lesandflre wfre unehrlich. • Das, 
so Georg Wlameler, wolle er •a/a Dlsk.us­
slonsm6gllchkelt" anbieten. 

Oleae Diskussion wird allerdings 
wohl erstmal in der Unken Liste gefOhrt 
werden mOasen. Zu befOrchten Ist derzeit 
wohl eher, daß die West-Linken sich an die 
neuen sozialdemokratischen Standards der 
POS anpassen werden. Es wlre ja schOn, 
wenn· s mal anders laufen WOrde. Dann 
dOrfte es allerdings nicht nur bei solchen 
politisch v6111g unverbindlichen persOnli­
ehen Erkllrungen bleiben, tondem mOßte 
wirklich die Diskussion um Inhaltliche 
•Deadlines• in der Partel begonnen werden. 
FOr AKW-Gegnerlnnen kOnnte die Unke LI­
ste nur Attraktivltlt gewinnen, wenn sie 
schon mal anfinge den politischen Bruch 
raus aus der Partel zu organisieren. Das 
Ende Ist ja schon absehbar. Selbst bei er­
folgreicher Intervention der West-Linken 
wOrde dle POS/Unke Listein der Atomfrage 
nur noch begrOnt werden. Zur Zeit deutet 
nichts realistisch darauf hin, daß sie auch 
nur Ober ein selcht-sozialdemokratisches 
Ausatlegskonzept hinauskommt. Von Bel­
dem brauchen wir nicht zwei. 

r.k. 
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Golf-Krieg 

HighNoon am Golf 
Alle Zeichen atlhen auf Krieg. Zum Ende 
dM Jlhi'M werden alch ln der Golf·Riglon 
etwa 1 Million hochbewaffnete MeMChen 
gegenDberatehin • angrlffablnlllt. 
Alle BemDhungen, eine diplomatlache IJ5. 
aung hlrbellufDhren, lind. an der Halntar­
rlgkllt der Krllgltnllber IUI belden Selten 
geachlltert. Auch alle Publicity-Trieb dM 
Iraklachen HII'I'ICIMn (GeiHIIflge) ver· 
mochten 11 nicht, einen Kellln die Intern•· 
tlonale Krleglt~t zu hauen. 
Weihnachten und die Jahi'Mwendl wird 
noch ln aller •ffledlertlgkllt" geleiert, und 
danach werden wir, wenn 11 kein Einlenken 
Irgendeiner Seite gibt, tlgllch am Fern .. 
hin und ln der Zeitung die bllhlr grUte 
Multimedia-show aller Zelten • vom Count 
Down ble zum bltt~n~n Ende (bHHr 111 der 
beate KrlmO • erleben. 

Am 9. November setzten sich die Falken um 
US.Prlsldent Bush trotzig Ober alle Ver· 
handlungsbemOhungen der verschleqen· 
sten Initiativen hinweg. Bush kOndlgte die 
Aufstockung der US.Kontlngente am Golf 
auf Angriffsfähigkelt bis zum Jahresende 
an. 
Konkret heißt dies, 450.000 Irakern mit 4.300 
Panzern und 700 Kampfflugzeugen stehen 
500.000 Soldaten der multinationalen Trup­
pen (davon USA: 380.000) mit 2. 700 Panzern 
(USA: 2.000) und mehr als1.000 (USA: 700) 
Kampfflugzeugen gegenOber. 
Rechtzeitig zum 30. November hat sich die 
USA zudem vom UNoSicherheitsrat die welt· 
weite Legitimation zu einem Angriffskrieg 
mit allen Waffen geben lassen. POnktllch 
zum 30.11., da ab dem 1.12. Jemen die USA 
Im Vorsitz des UNoSicherheitsrats abiOst 
und schon vorher verlauten lieB, daß es el· 
ner solchen Resolution nicht zustimmen 
werde. 
ln der franzOslchen Zeitung "Liberation" 
wird ein Angriff der westlichen Truppen zwl· 
sehen dem 15. Januar und dem 15. Mlrz er· 
wartet. Nicht froher, da sich die neuen Trup­
pen vorher noch nicht akklimatisiert haben 
und nicht splter, weil die Kriegshandlungen 
ansonsten mit dem Beginn der GroBen Hit· 
ze und mit den alljlhrlgen Pligerungen nach 
Mekka kollidieren. Letzteres worde zumln· 
dest ein Abbröckeln der arabischen Front 
bedeuten, wenn nicht sogar das Risiko rell· 
giOS bestimmter Aufstande gegen die 
saudi-arabischen FOrsten. 

Krlegalntereaaen 
Ob dies ein kurzer Krieg, oder eine ermOden· 
de lange Material· und MenschenschlaCht 
wird, hingt sicherlich nicht zuletzt von den 
jeweiligen Interessen der Beteiligten ab. 
Die Saudis und Kuwaltls jedenfalls haben 
grOBtes Interesse an einer schnellen Ent· 
scheldung. Die Saudis wegen gefOrchteter 
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wachsender Opposition Im eigenen KOnlg~ 
reich; die Kuwaltls, weil jeder Tag, den "Ihr" 
Land ohne mittelalterliche FOratenregle­
rung lf.tbt, sich weiter ln der neuen Realltlt 
etabliert und nicht so ohne weiteres ln ein 
Forstenturn zurockzuverwandeln Ist. 
Aus dem Mund Beteiligter dieser belden 
Forstenhauser kam dann auch schon· ohne 
bisher zurockgepflffen worden zu sein • die 
Forderung, auch Atombomben gegen die 
Irakischen Eindringlinge elnzuset2!en. 
Dies scheint tatSichlieh die einzige Option 
fOr einen kurzen Krieg zu 'Sein. 
Und nicht zuletzt George Bush bringt ln den 
letzten Wochen bel allen Gelegenheiten Im­
mer wieder die atomare Option Ins Ge­
sprich, bisher allerdings nur als "Defensiv· 
Waffe", fOr den Fall, daß die Iraker Giftgas 
einsetzen oder selbst ln den Besitz der 
Atomwaffe kommen sollten. Selbst wenn 
dles.seltens des US.PriSidenten nur verba· 
les Getrommel sein mag, um ln den USA el· 
ne stabile Mehrheit fOr" eine konsequente 
KrlegsfOhrung am Golf zu gewinnen, so Ist 
es doch belngstlgend, wie locker hl~r von 
den höchsten Verantwortlichen der betelllg· 
ten Llnder mittlerwellen mit dieser Waffe 
umgegangen wird. 
Es gibt aber auch Beteiligte, die Interesse 
an einer IIngeren Auseinandersetzung ha· 
ben. Zuallererst die Internationale Waffen· 
Iobby. Seit dem Ende des Iran-Irak-Krieges, 
ln dem selber an die 500 Milliarden Dollar 
Kriegsmaterlai verpulvert wurden, und 
gleichzeitig mit dem absehbaren Ende des 
Ost-West-Konflikts drohen riesige Auftrags-

und AbsatziOcken. Da wird ln mancher 
Chefetage Jeder weitere Kriegstag freudig 
erwartet. 
Aber nicht nur dort, auch die Falken ln Is­
rael und der TOrkel haben Ihr heimliches ln· 
teresse an einer IIngeren Auselnanclerset· 
zung. Israel, weil zu erwarten Ist, daß sich 
die pallstlnenalsche Jugend ln diesem 
Krieg zum Kanonenfutter machen 118t, und 
die TOrkel, weil sie Im Schatten des groBen 
Konflikts Ihr 81genes kleines Probrtfm mit 
den Kurden leichter zu lOsen glaubt. 

Anti· Kriege-Bewegung 
ln welche Richtung sich diese absehbare 
Katastrophe entwickelt, da werden wir sei· 
ber keinerlei Einflußchancen haben. Die 
Entscheidung liegt bel der US.Reglerung, 
sie hat sich Ihren Blankoacheck von der ln· 
ternatlonalen VOikergemelnschaft geholt, 
der nlcllt einmal den Einsatz der Atomwaf· 
fen ausschließt. 
Und selbst ln den USA, wo sich schon heute 
eine nennenswerte Opposition gebildet hat, 
wird die Buah-Admlnlstratlon garantiert ein 
halbes Jahr Zelt haben, um so zu agieren, 
wie sie es fOr nOtlg hllt. Bis dahin werden 
zlgtausende von Menschen gestorben sein. 
Trotzdem kann es keinen Grund geben, bei 
aller Hoffnungslosigkeit und ldentiflka· 
tlonsschwlerlgkeiten, offensiv und aktiv ge-



gen du Abichiachten anzugehen. Ansatz· 
punkte gibt es jede Menge. 
Nicht zuletzt der Aufruf der GRONEN zur 
Krelgadlenetverwelgerung und Fahnen­
flucht trifft Ins Schwarze (auch wenn sie es 
selber vlctllelcht gar nicht so konsequent 
meinen). gerade vor dem Hintergrund der 
Rolle der Bundeswehr ln diesem "Noch· 
Konflikt". (Siehe dazu die Dokumentation 
des Aufrufs und nebenstehender! Al11kel 
zum Bundeawehrelnaatz). 
Ebensolche Ansitze bieten die am Waffen· 
export beteiligten Firmen oder, mindestens 
genauso dringend, die Asylgeaatzgsbung: 
MIIHonen Menschen werden zu FIOchtllngen 
werden und auf der Suche nach einem neu· 
en Lebensort aaln. 
Dies lle88 sich fort&etJen. 
VerbtOffend Ist allerdings, daß sich dte radJ. 
kale linke Opposition ln diesem Land (und 
dies, obwohl es ausgezeichnetes Hinter· 
grundwissen gibt) bisher nicht verhllt und 
das Feld der traditionellen Friedensbewe­
gung Oberll8t und all deren AktlvitAten mit 
einem ablchltzlgen Ulcheln oder heftiger 
Kritik versieht. 
Dabei gilt es, schleunigst in die Hufe zu 
kommen und eine wirkungsvolle Opposition 
gegen den bevorstehenden Krieg zu organl· 
sleren. 
Oie ln den letzten Jahren aufgebauten 
Schranken zur sog. "traditionellen" Frie­
densbewegung dOrfen hier kein Hinde­
rungsgrund sein. O.h., die unabhlnglge Lln· 
ke m u I steh en den Konferenzen und Tref· 
fen, die sich Jetzt ergeben, offensiv und ak· 
tlv einbringen, und vor allem Ober den eige­
nen Schatten der Arroganz springen. 

Golf-Krieg 

Bundeswehr: Manöver 
in >>voller Kriegsstärkecc 

Am 3. Oktober, dem 'Iig, an dem er deut· 
scher Kriepminister wwde, erklirte <Jer.. 
bard Stoltenberg gegenOber der US-Zeit­
scbrift .,Forbes", deutsche Soldaten gege.: 
bettenfalls binnen ldirzester Frist an die 
tiirkisch-irakische Grenze verlegen zu 
wollen. Wenn der Vorschlag gemacht wer,. 
de, alliierte Truppen innerhalb der 
NATO-Struktur an jene Front zu schilt· 
ken, gebe es auch mit dem GrundgesetZ 
nicht das geringste Problem. (taz, 
15.10.90) 

Drei Tage spiter wurde die Bildzeitung 
konkret: Im Fiihrungsstab der Bundes­
wehr habe man Pläne vorbereitet, um bm­
nen 72 Stunden ein 60 1bmado umfassen. 
des Geschwader der Bundeswehr auf ei· 
nen NATO-StOtzpunkt in die Tiirkei zu 
verlegen. Der Bericht blieb undemen­
tiert. (taz, 6.10.90) Bisher haben sich Bun­
deswehr-Einheiten im Ausland nur zur 
Bewachung von Materialdepots oder -
kurzfristig - zu Ausbildungs- und Manö­
verzwecken aufgehalten. Eine Stationie­
rung deutscher Soldaten an der 
NA.TO-Außengrenl.e, und dies in einer zu-

"tzten Vorkriegsphase. wäre somit 
~- Dennochhabendie be­
kanntgewordenen Vorbereitungen der 
Hardthöhe hierzulande bisher $0 gut wie 
keine Beachtl,mg gefunden. 

Noch brisanter ist freilich das, was an 
Bundeswehreinsätzen in der östlichen 
Tiirkei bereits heute geschieht, und gera· 
de deshalb mit einer Informationssperre 
belegt ist (1): 

l. Seit Mitte September wird in der öst· 
Iichen Tiirkei das vorgezogene. 
NATO-ManöYer "Deterrent Fon:e" 
durcbgeführt. Beteiligt sind die tiirkische 
Armee und die mobile Einsatztruppe der 
NA'IO (,.Allied Mobü Force"), die in er· 
heblichem Umfang von der Bundeswehr 
pstellt wird. Im wesentlichen dtlrfte es 
sich hierbei um Fallschirmjäger-Bataillo­
ne handeln, die von ihren Standorten Mer· 
zigiSaar, NagoldiBaclen-Wiirttemberg 
oder Iserlohn/Sauerland abkommandiert 
wurden. Das ,.ManöYer" WUJde jeweils 
auf die Monate Oktober und November 
ausgedehnt und mittlerweile auf unbe­
stimmte Zeit verlängert. Die tiirkische Re-­
gierung hat Ober das Manövergebiet eine 
generelle Einreisesperre fiir Journalisten 
verbinJt. 

Die Nachrichtensperre gilt auch in der 
BUndesrepublik. Anrufe bei Presseofti.. 
zieren der genanaten Standorte blieben er­
folglos. Ober den Verbleib und die mut· 
maßliche Rückkehr der Fallschirnül-' 
ger-Einheiten wird keine Auskunft erteilt. 

Riickschltlsse lassen sich allerdings aus 
dem letzten ManöYer dieser .Art (.,Aurora 
Express", 1.-30.6.1981) ableiten. Damals 
waren in den kurdischen Bergen S.OOO Sol­
daten aus sieben NATO-Ländern im Ein­
satz. Die Bundesrepublik stellte mit 1.000 

Soldaten das größte Kontingent. Es be­
stand ,.roralkmOIUdem Rlllschi~r­
bataillon 261, Men:ig, einer Anilk,wbat­
~rie. Stabs-, FernmeJde.. und Jtrsor­
gungsteihm sowie einer Stajfel dt!r Flie­
genden Abteilung 301 des Hee~sjlieger­
~ginumt.s 30, N'Uidemenen ': Ftlr die Luft. 
waffenunterstiltzung WUide .eine Stajfel 
dt!s Jabo-Geschwoilers 43 Mch Diyo~e­
bolcir in Ostanatolien• verlegt. (Bundes· 
wehr Aktuell, 24.4.1981) 

2. Zugleich wird aktuell vor den Kisten 
Syriens und Israels ein gigantisches 
NA'IQ-Seemanöver mit der Bezeichnung 
,.Display Determination" durcbgeführt. 
Daran beteiligt sind die im Mittelmeer Sta• 
tionierten Einheiten sowie die ständige 
NA'IO-Flotte aus dem Nomatlantik und 
der Nordsee. Es WUJde Mitte September 
Oberrasc!lend angesetZt und mittlerweile 
auf unbestimmte Zeit verlingert. Für die 
Bundesmarine sind der Zerstörer 
"Deutschland", und die Fregatte ,.B.te­
men" mit ca. 1S Begleitschiffen ausgelau­
fen. Das "ManöYer" im Osten Zyperns 
läuft erstmals in voller Kriegsstärke. d.h. 
mit scharfer Munition. 

3. Seit Anfang September sind aus Gei· 
lenkirchen mindestens zwei AWACS-Ein­
heiten mit gemischtbemannten Besatzun­
genauf den NATO-Stil~ Konya Air 
Base verlegt wonlen. Ober alle drei ge­
nannten Operationen wini in den Medien 
bis heute Stillschweigen gewahrt. Vom 
"Spiegel" ist belamnt geworden, daß das 
Angebot einer entsprechenden Enthtll­
lung explizit abgelehnt W'Uide. Der mit 
großem Trara in See gestochene Minen­
suchverband der Bundesmarine bei Kreta 
(vgl. AK 322) nimmt sich neben den ge­
nannten Truppenbewegungen wie ein Kin­
derspiel. aus. Der Verdacht liegt nahe, daß 
er die Offentlichkeit ablenken soll. 

Der einmalige Wert der Tiirkei fiir Ak· 
tionen der Schnellen Eingreiftruppe liegt 
ijarin, daß hier eine vollständige und zu­
verlässige Einflugschneise in taktischer 
Einsatzweite des Persischen Golfs be­
steht. Diese Route ist die einzige, die per .. 
manent einsetzbar und auch bei längeren 
Mittelost-Jeriegen sicher zu schützen ist. 
Spätestens seit dem Militärputsch von 
1980 wild deshalb die 'llirtei mit massi· 
ver US-amerikanischer Unterstiltzung 
zur Basis fiir mögliche Nah- und Mittel· 
ost-lnterventionen ausgebaut. Von An­
fang an wUrde hierbei dem Juniorpartner 
BRD eine besondere Rolle beigemessen. 

Neben der offenkundigen Funktion der. 
NATO-Manöver im Rahmen der Kriegs­
vorbereitungen gegen den Irak richten 
sich diese immer auch gegen <Jen inneten 
Feind, die kunlische Aufstandsbewegung. 
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>>DAS TIER 
VON 

BAGDAD<< 
"Hier in der BRD sind chemische Kampfstoff­
geschichten eine ganz furchtbare Sache. 
Kunden im Ausland stört das nicht." 
(Dieter Backfisch, Geschliftstührer Pilot 
Plantl) 

"Hitler von Bagdad" und "Ölige Ratte": Na­
men für Saddam Hussein aus dem Vokabu­
lar der Demokraten des Westens, die sich 
sprachlich vom Jargon des Tyrannen durch 
nichts unterscheiden. 
medico International hat - wie kaum eine 
andere HUfsorganisation - seit Jahren auf 
die unvergleichliche Brutalität des Iraki­
schen Despoten hingewiesen, meist verge· 
blich, wie auch ihre Hinweise auf die Namen 
seiner entschiedenen westlichen Förderer 
nicht die notwendige Resonanz fanden. Von 
daher war man bei medico peinlich berührt, 
als plötztich das TelefOn nicht mehr still· 
stand: Konservative Zeitungen gratulierten 
und verlangten dringend weitere lnforma· 
tlonen. Journalisten, die stets die Entwick· 
Jung biologischer Waffen am Golf verteug· 
net hatten, wollten nun eilends recherchie­
ren. Und der Staatsanwalt Wechsung trug in 
seinem Plädoyer im Hippenstiel·Verfahren2 

medico·Sätze wie empfindsame Prosa vor. 
Peinlich war nicht, was jetzt alles entdeckt 
wurde, sondern warum es so lange nicht 
entdeckt werden sollte. Die "Entdeckung" 
nämlich erfolgt organisiert. 
230.000 durch Gift und Mord getötete Kur­
den im Irak waren für das Westgewissen 
nämlich nichts; oder nur eine auf den Mas· 
senmord orientierte Offerte mit profitablem 
Kern. Es war ja auch der Golf-Krieg das 
größte Geschäft der Nachkriegszeit: 500 
Milliarden US·Dollar wurden bei dem gigan· 
tischen Petro-Dollar-Recycling umgesetzt 
Beide Seiten, Iran untllrak, wurden mit Waf­
fen, Gerät und Technik beliefert, -die auf der 
Stelle wieder zerstört wurden. Gesponsert 
aus den Ölgeldern der Saudis und Kuwaitis. 
Die Irritation war eigentlich nur der "Frie­
den", Ergebnis der absoluten Auszehrung 
der erschöpften Länder und ihrer 1 Mio. To­
ten. Der Rest der Geschichte, ihre aktuelle 
Seite, ist rasch berichtet: Saddam Husseln, 
der den Krieg gegen den Iran "gewann", zu 
dem die USA ihn mit falschen Versprechun· 
gen animiert hatten, drohte, den Frieden zu 
verlieren. Unter der ungeheuren Last von 80 
Milliarden Dollar Schulden stand der Zu­
sammenbruch des Lar1des bevor. Der um 
den Sieg gebrachte Sieger mochte diesen 
Gang der Dinge nicht akzeptieren.ln Anse· 

hung der Gläubigerforderungen, auch der 
Saudis und Kuwaitis, konfiszierte er einfach 
die Banken eines Geberlandes, indem er 
sich zu dessen Herrn erklärte. Er setzte dar­
auf, daß man einen potenten Großschuld­
ner, den Irak, nicht einfach zu einer bloßen 
Sandwolke pulverisiert, wozu die US-Arma­
da mühelos binnen einer Viertelstunde in 
der Lage wäre - man will sein Geld ja end· 
lich wiederhaben, von einem noch intakten 
Irak, vielleicht ohne Saddam Hussein, aber 
allemal noch annähernd solvent. 
Unter diesen Umständen kam es dem We­
sten darauf an, unter Einsatz aller Medien­
kraft binnen Tagen das Bild eines Erzteufels 
so überwältigend zu stilisieren, daß mög­
lichst alle Journalisten eine einzige Phalanx 
von Kriegsberichterstattern bildeten - und 
zwar auf der verbindlichen Haßlinie: islami· 
scher Osten vs. christlicher Westen. Daß es 
gelang, belegen auch die Worte des promi· 
nenten Grünen Udo Knapp, der die Iraki· 
sehe Staatsideologie des Saathismus auf 
der Stelle als islamische Teufelei erkannte, 
gegen die ("notfalls") ein Krieg wohl eine 
gute Sache sei. Was macht es, daß der Saa­
thismus eher aus Paris kommt und sein 
Schöpfer, Michel Aflaq, Christ ist, wenn an~ 
dere einem ans Geld wollen? 
Bei den Deutschen reicht es schon aus, daß 
sie Im Urlaub mehr für ihr Benzin zahlen 
müssen, damit die Germans to the front sol­
len. Die Liebe zur Demokratie gilt dann der 
"legitimen Regierun.g des Kuwait", das keine 
Nation darstellt, sondern eine von einem 
Stamm betriebene riesige Ölförderungsge­
sellschaft, wo Parlamente nur Fassade sind 
und ganze 8 % der Bevölkerung ein Wahl· 
recht haben. 
Aber die Grenzen sollen doch wohl unver­
letzlich bleiben? Sicher! Wie in Palästina. 
Wie in Panama und Grenada. Der Konflikt 
spielt sich ab in einer nach dem Niedergang 
des Osmanischen Reichs gespaltenen ara· 
bischen Nation -die Kartographen saßen in 
London und Paris. Und zwei Drittel der Men­
schen, die in Kuwait die ganze Arbeit leisten, 
sind Palästinenser, Pakistanis, Menschen 
aus Bangladesh: also Vertriebene. 
Die Konfliktllnie, die momentan neu ent­
steht, ist wieder die der Reichen gegen die 
Armen. Die Führungsrolle dabei fällt den 
USA zu, die derzeit mit den Konsequenzen 
ökonomischen und außenpolitischen Nie­
dergangs zu kämpfeJ'l haben. Es geht also 
wieder nicht um das Oberleben der Kurden, 
Araber und Lateinamerikaner. 

Golf-Krieg 

Und die Armee, die den Weg der Rezession 
in die ökonomische Depression bekämpfen 
soll, rekrutiert ihre Berufssoldaten noch aus 
den Slums der Bronx und den Vierteln der 
Puerto Ricaner der USA. 
Als Anfang der 70er Jahre versucht wurde, 
die direkte Verbindung zwischen den Roh­
stoffpreisen und den Industriegütern 
durchzusetzen, nannte kein geringerer als 
der Weltökonom HelmutScilmidt dieses ge­
rechte Vorhaben eine "globale Konfiszie­
rung". Was seit kurzem unterdem Titel .,End­
sieg der Marktwirtschaft" als menschheits­
geschichtlicher Umbruch gewertet und auf 
deutschem Boden als sich durch die Verei­
nigung krönender Abschluß der Nach­
kriegsperiode begrüßt wird, läßt sich als Mo­
ment eines längerfristigen Prozesses be­
trachteten, der die bisher geltenden Zeit­
ordnungen umschichtet. Es sieht so aus, als 
seien die Deutschen im Begriff, sich an die 
Spitze der "Herren der Zeit" zu setzen: der 
deutschsprechende zeitbeherrschende 
Imam, der da dem Verborgenen entsteigt, 
kündigt allerdings alles andere als ein Zeit­
alter der Gerechtigkeit an. Kein anderes 
Land dieser Erde hat es in diesem Jahrhun­
dert verstanden, die Folgen des Verbre­
chens, die ea begangen hat, in derart blen­
dende Gewinnen zu verwandeln. 
Aus dem katastrophal gescheiterten Expe­
riment der Raumeroberung im Osten ha­
ben die Deutschen die Lehre gezogen, daß 
die Zukunft nicht mehr der Herrschaft über 
Territorien sondern der Herrschaft über die 
Zeit, über Entwicklungsgeschwindigkeiten 
und Kreditbedingungen, gehört. 
Das "Tier lebt in Bagdad". Deutschland aber 
Ist ein Meister der Zelt. Ein Heer zeitraffend 
vereinigter Todeskrämer. Unleugbar die 
Herkunft ihrer Fähigkeit: auf der Höhe ihrer 
Wiedervereinigung 9erkaufen sie dem iraki­
sehen Diktator das Gas, der damit alle Ju­
den (und Araber) zu vernichten droht. 
Deutschland ein Meister der Endlösung: der 
Todeszeit 

Hans Branscheidt; medlco international 

aus: Dr. med Mabuse, Okt!Nov. 90 

Anmerkungen 

1 Die Firma Kolb/PIIot Plant (Dreieich) lieferte ehe· 
motechnische Produktionsanlagen und Know·how 
zur Giftgasproduktion an den Irak. Gegen die Firma 
ermittelt die Staatsanwaltschaft in Darmstadt seit 
drei Jahren, wegen Verstoßes gegen das Außen­
wirtschaftsgesetz. 

2 Der Prozeß gegen die Firma lmhausen/Hippenstiel 
(sie hatte Libyen mit der Giftgasfabrik in Rabta be· 
glückt) endete im Juli dieses Jahres mit dar Verur­
teilung des Inhabers Hippenstiel zu 5 Jahren Haft. 
ebenfalls wegen Verstoßes gegen das AuBenwlrt· 
schaftsgesetz, und wegen Steuerhinterziehung. 
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Die Dimensionen der Golfkrise reichen weit 
über die Aggression eines Staates und deren 
Abwendung hinaus. Der Konflikt hat eine kul­
turelle Dimension, da der irakisehe Überfall 
im öffentlichen Bewußtsein der westlichen 
Staaten genau~o als eine·lledrohung durch den 
Islam erscheint, wie die militärische Besetzung 
eines islamischen Landes mit bedeutendsten is­
lamischen Heiiigtümern durch "Ungläubige" 
von Moslems als Bedrohung durch das Chri­
stentum empfunden wird. 

Neben dieser kulturellen Dimension propa­
gandistischer Schaumschlägereien um die Ver­
teidigung der staatlichen Souveränität Kuwaits 
wird in den Medien der wcstlichcti Staaten und 
von filhrcndcn Politikern der Vereinigten 
Staaten unverhohlen zugegehen, dafl Saddmn 
Hussein mit seinem Überfall auf Kuwait auch 
die Ölinteresssen des Westens tangiert hat. Aus 
der Fülle von Äußerungen sei hier nur L.ee Ha­
miltoit, Vorsitzender des Unterausschusses für 
Europa lind den Nahen Osten im US-Reprä­
sentantenhaus, aus einem Spiegel-Interview 
zitiert: "Der Grund für unseren Einsatz am 
Golf ist viel alltäglicher: Geld und ÖJ,- und 
wer die Kontrolle darüber ausübt. Wir wollen 
natürlich auch einen Aggressor in die Schran­
ken weisen." Hamil_ton benennt zwar wichtige 
Gesichtspunkte, _läflt aber viele ncucn Fragen 
aufkommen. Was sind beispielsweise Ölinter­
essen, und was verbirgt sich genau hi.nter die­
sem konfus unspczifischen Begriff? Wer sind 
beim Kampf um das Öl die Gewinner und wer 
die Verlierer? Und welche Vorteile hat schließ­
lich die KCJntrolle über das Öl und für wen, für 
den Westen insgesamt oder nur. für die Ver­
einigten Staaten? 

Die einhellige Zuslimmung fllr die sofortige 
Entsendung der US-Armce in die Golfregion 
nicht nur in den USA, sondern auch in West­
curopa und die einmütige Meinung westlicher 
Massenmedien zur Teilnahme der Streitkräfte 
der übrigen NATO-Staaten an möglichen Mili­
täraktionen gegen den Irak, beruht auf der of­
fen angekündigten Zielsetzung der Militärex­
pcdition, neben dem ROckzug der irakischeu 
Truppen aus Kuwait auch die Ölvcrsorgung 
des Westens zu sichern. Das Gespenst der Er­
pressung und Strangqlierung des Westens 
durch den verrückt gcwordcnen l)iktator aus 
dem Zweistromland geht um die Weh. 

Die Bevölkerungen der Ölverbrauchcrstaatcn 
sind davon überzeugt, daß der ötnuß aus der 
Golfregion tatsächlich ausbleiben kUnnte und 
in einigen !.ändern deshalb unvor~tellbar chao­
tische Zustände l)crbeigefiihrt wiirdcn. Mas­

senmedien und Politiker dieser Staaten ver­
stärken diese. Überzeugung. Für eine solche 
Annahme, die nachvollziehbare Ängste her­
vorruf!, wird allerdings kein glaubwürdiges 
Szenario vorgelegt. Sie resultiert entweder aus 
Unwissenheit oder al?cr aus der bewußten Irre­
führung der Öffentlichkeit. Eine reale Beein­
trächtigung der Ölversorgung des Westens hat 
es in der bisherigen Geschichte noch nie gege­
ben, auch nicht, wie nilgemein bchaup(.cl wird, 
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während des "Sechs-Tage-Krieges" im Okto­
ver 1973. Und eine ernstzunehmende Unter­
brechung des Ölllusses kann es m.E. auch in 
Zukunft aus folgenden Gründen nicht geben: 
e Aus der Sicht der Ölproduzentenstaaten 
gibt es dafür keinen rationalen. Grund. Ihre 
Ökonomien we"isen durehw~g stark mono­
strukturelle Züge .auf. Das Überleben der Re­
gierungen und das Funktionieren der Wirt­
schaft dieser Staaten häng'! ganz entschieden 

•• 

"Durststrecke" durchzustehen als die zu 900Jo 
von Öleionahmen abhängigen vermeintlichen 
Erpresser. l>ie Tatsache, daß die Ölstaalen des 
J>crsis~.:hen Golfs bei Zugrundclegung der J>a­
ten für 1989 mit 1.081 Mio. 1 Öl mit ca. 670Jo 
an der OPEC-Produktion (1.552,8 Mio. t) und 
mit 35•/o an der Weltölproduktion (3.225,3 
Mio. t) beteiligt waren sowie lediglich 13,50Jo 
des gesamten, aus Öl-, Gas-, Kohle-, Atom­
und Hydroenergie bestehenden Weltptimär-

Olinteressen 
vom ununterbrochenen Ülllull ab. Der Exporl­
uusfall von so wichtigen Ülpmduzenlen wie 
dem Irak und Kuwait, die zusammen vor der 
Goifkrise 18% des OPEC-Expo'rts stellten, 
fiilu't - wie wir sehen - zu keiner Störung des 
Ülflusses. Umgekehrt wird uns durch ein 
Handels- und Ölembargo gegen den Irak ein­
drucksvoll vorgeführt, wie wirksam die Ölwaf­
fe gegen ihre Eige~tümcr eingesetzt werden 
kann. Und dies geschieht nicht zum ersten 
Mal. Bereits 1952/53 haben Grollbritannien, 
die USA urnl andere westliche Nationen durch 
einen gemeinsamen Ölboykott die Ölwaffe ge­
gen die erste demokratisch gewählte iranische 
Regierung unter. Mossadegh so lange einge­
setzt, bis diese in eine Finanzkrise geführt und 
in deren Folgen durch einen vom CIA gesteu­
erten Militärputsch gestürzt wurde. 

e Manche Ölstaalen - insbesondere die 
Schcichtümcr und Saudi Arabien- haben sich 
über ihre existen;tsichernde Öleionahmen hin­
aus auch durch 'die Anlage ihres gesamten 
überschüssigen Kapitals in den westlichen 
Staaten noch zusätzlich von letzteren abhängig 
gemacht. Kuwaits Kapital im Westen wird auf 
mindestens 100 Mrd. US-Dollar, das Aus­
landskapital der übrigen Scheichtümer und 
Saiadi Aratiien auf mindestens 170 Mrd'. Dollar 
·gesdtätzt. Als Gegenmallnahme zu einer even­
ttlellen Ülcmhargo seitens dieser Staaten könn­
te dieses Kapital jederzeit eingefroren oder gar 
beschlagnahmt werden. 
e Selbst im Falle eines nur theoretisch denk­
baren - praktisch aber angesichts divergieren­
der Interessen der Golfstaaten unvorstellbaren 
- gemeinsamen Ölexportembargos der Öl­
staaten am Persischen Golf (worst case), ver­
fügen die von den ÖHmporten abhängigen In­
dustriestaaten dur~.:h Nutzung ihrer strate­
gischen Reserven· und Einsparungsmallnah­
men, durch eine Steigerung der Ölproduktion 
in anderen Weltregionen (Nordsec, Venezuela, 
Mexikö, Sowjetunion und China) und durch 
die stärkere Nutzung anderer Primärenergien 
über vielfältige Instrumentarien, kurz- und 
auch mittelfristig wesentlich leichter eine 

energieverbrauchs (8.013,3 Mio, 1 Öläquiva­
lcnt) abdeckten, relativiert die ohnehin drama­
tisch überbewertete Bedeutung der Golfregion 
für die Weltenergieversorung und verweist auf 
die breite Palette von J>ivetsifizierungsmög­
lichkeiten bei der Energieversorgung ein­
schlielllich eines weltweit beachtlichen Ener­
giesparpotcntials. 

Wenn die Ölvcrsorgung des Westens schon 
aus existentiellen Interessen der Produzenten 
nicht ins s·tocken gerät und daher auch keine 
politisch-militärische Absicherung durch den 
Westen braucht, und wenn die Ängste der Be­
völkerung in den Verbraucherstaaten zweckbe­
stimmt ·geschürt werden, dann stellt sich die 
Frage, was sich hinter dem Schlagwort "Absi­
cherung der westlichen Ölversorgung" eigent­
lich verbirgt und wdche Umstände die Golfre­
gion für den Westen so begehrenswert und für 
die USA sogar zu einem Gebiet von "vitalem 
Interesse" werden lielkn. Die llehandlung die­
ser .Fragen ist dringlicher denn je, zumal jenes 
schon immer lächerlich anmutende Gespenst, 
,,die kommunistische Sowjetunion verfolge 
das Ziel, durch den militärischen Zugriff auf 
die Golfregion, den Westen zu erpressen", 
heute nicht mehr an die W~nd gemalt werden 
kann. Hieriu ist ein kurzer Rückblick auf die 
Entwicklung der Golfstaaten und ein stich­
wortartiger Exkurs zur politischen Ökonomie 
des Öls unvermeidlich. 

~ Verteilungskampf ~ 
zwischen Nord und Süd 

Während um die Jahrhundertwende die Verei­
nigten Staaten die mit Abstand bedeutendsten 
Ölproduzenten und-verbraucherder Weh wa­
ren und Europa hinsichtlich seines Energiebe­
darfs weitgehend Selbstversorger war, wurden 
in den agrarisch-nomadischen, als Kolonie, 

Halbkolonie, Protektorat und Mandatsgebiet 
von den StammescLans bzw. absoluten Monar­
chien regierten Subsistenzökonomien am Per­
sischen Golf ge~ade die ersten· Ölfunde ge-



macht. Stets auf spärliche Steuereinnahmen 
und Geschenke von bäuerlich-nomadischen 
Untertanen angewiesen, muß es den ahnungs­
losen, mit den Gesetzen der Tauschökonomie 
und des internationalen Handels nicht vertrau­
ten Herrschern wie ein himmlisches Geschenk 
erschi-.!ncn sein, als sie für ein paar tausend 
Pfund Sterling mit den westlichen Pionieren 
der später die Weltökonomie beherrschenden 
Ölkonzerne langfristige Kategorien der Natu­
ralwirtschaft verfangen, wollten und konnten 
diese Relikte der Vergangenheit nicht begrei­
fen, daß sie für ihr Öl einen Bruchteil dessen 
erhielten, was die kaliforniseben Pächter an­
standslos ihrem Öleigentümer als Pachtzins 
oder Grundrente gewährten. Selbst dann blie­
ben ihnen die Geheimnisse der Marktwirt­
schaft verborgen, als sich herausstellte, daß die 
Ergiebigkeit ihrer Ölquellen ein Vielfaches der 
kaliforniseben Ölquellen betrug. Als schlechte 
Anwälte der Natur und sorglose Verwalter der 
Interessen der eigenen Völker öffneten sie den 
öldurstigen britischen, holländischen, franzo­
sischen und vor allem us-amerikanischen Kon­
zernen in den kommenden Jahrzehnten die 
Pforten ihrer natürlichen Schatzkammern und 
wurden mehr oder weniger zu Almosenem­
pfängern und stummen Zuschauern eines noch 
nie dagewesenen Wirtschaftsbooms in den ent­
wickelten kapitalistischen Ländern, dessen 
Motor unbestritten eben das zu Schleuderprei­
sen erworbene Öl aus der Golfregion war. Da­
mit wurde in den internationalen Wirtschafts­
beziehungen zwischen Nord und Süd, zwischen 

umstrukturierten. So wurde die Schwäche von 
unterentwickelten Gesellschafteil des Südens 
rücksichtslos mißbraucht, um ein expansioni­
stisches Wachstumsmodell in den entwickelten 
kapitalistischen Staaten und Teilen der Dritten 
Welt zu forcieren, dessen ökologisch destrukti­
ve Dimensionen, ·wie die· Überausbeutung von 
nicht regenerierbaren Energieressourcen bei 
gleichzeitiger Schadstoffbelastung für die Um­
welt und die Erwärmung der Erdatmosphäre, 
nunmehr iminer deutlicher zutage treten. 

Unterbewerteter Ölpreis 
und Überausbeutung 

der Ölquellen 

e Durch das sorglos und in riesigen Mengen 
für die Weltwirtschaft gefördete Öl zu Niedrig­
preisen wurden die Voraussetzungen für die 
Entwicklung und Anwendung von alternati­
ven, insbesondere regenerierbaren Energien im 
Norden wie im Süden erschwert und auf Jahr­
zehnte hinausgeschoben. 
e Die .Tatsache ·des unterbewerteten Öls aus 
der Golfregion und den anderen OPEC­
Staaten verschaffte den Regierungen der ülim­
portierten Staaten des Nordens die Möglich­
keit, über wirtschaftspolitische Hebel wie Zöl­
le und Mineralölsteuern über Jahrzehnte auf 
Kosten der Ölexporteure ihre Staatshaushalte 
zu sanieren und so hunderte Milliarden Dollar 
aus dem Süden in den Wirtschaftskreislauf des 
Nordens umzuleiten. 

des Westens 
ökonomisch, politisch und militärisch gänzlich 
ungleichen Parteien, zwischen der fortgeschrit­
tenen kapitalistischen und der stagnierenden 
traditionellen Produktionsweise ein· System 
mit strukturellem Nord-Süd-Gefälle etabliert, 
das hinsichtlich seiner Ausbeutungsdimension 
und der Folgen für die Natur und die Mensch­
heit alle kolonialen Handelsbeziehungen der 
vergangeneo Jahrhunderte in den Schatten 

stellt: 
e Die Ölstaalen der Golfregion wurden in 
diesem System durch Konkurrenz untereinan­
der dazu verdammt, immer größere Ölfundc 
zur Ausbeutung freizugeben, so als wären sie 
unerschöpflich, während die Vereinigten Staa­
ten und in wesentlich stärkerem Maße auch 
Westeuropa und Japan ihre alte und kostspie­
lige Energieversorgung auf der Basis der hei­
mischen Primärenergie binnen weniger Jahre 
auf das spottbillige, weil immens unterbewer­
tete Öl aus der Golfregion und zunehmend 
auch aus Nordafrika (Aigerien und Libyen) 

e Die Verlierer waren bei diesem System un­
gleicher Handelsbeziehungen auf allen Ebenen 
die Völker des Südens, da ihnen nicht nur ihre 
Naturreichtümer. unwiderruflich buchstäblich 
unter den Füßen weggezogen, sondern ihnen 
obendrein die ökologischen Folgen der im 
Norden verursachten Energieverschwendung 
aufgebürdet werden. Auch die im Vergleich 
mit agrarischen Rohstoffproduzenten des Sü­
dens relativ hohen Renteneinnahmen der Öl­
staaten gelangen entweder·über den Austauch 
gegen Waffen in den Norden zurück, die wie­
derum die sozialen, ethnischen und nationalen 
Konflikte auf die Spitze treiben und mörderi­
sche Kriege verursachen. Von den gesamten in 
den 80er Jahren erzielten Einnahmen von 
1.150 Mrd. Dollar haben die ölproduzierenden 
Länder 460 Mrd. Dollar (40o/o) für Waffen 
ausgegeben. Oder aber gelangen diese Renten­
einnahmen über die mit dem Norden verbün­
deten und von ihm abhängigen Petro-Oiigar­
chien Kuwaits, der anderer Emirate und Saudi 

Golf-Krieg 

Arabiens als "überschüss.iges Kapital" eben­
falls in den Wirtschaftskreislauf des Nordens 

und schaffen nicht in Kairo, Alexandria, Am­
man, Bagdad, Beirut etc. sondern in München, 
Stuttgart, Paris, London, New York ctc. Ar­
beitsplätze und tragen zur weiteren Anhebung 
des Wohlstandes des Nordens bei. 

Die oben angeführten zwei Phänomene, er­
stens Protektionismus der westlichen Ölimpor­
tcure und zweitens Existenz von Petro-Oiigar­
chicn in der Golfregion, haben sich inzwischen 
zu wirk~amen strukturellen Hebeln für die 
Lenkung von Kapital und Ölressourcen vom 
Süden in den Norden entwickelt. Beide Fakto­
ren unterminieren in außcrgcwühnlichcr Weise 
die Gesetze der Tauschükonomic und des in~ 
rcrnationalen Handels: ln der internationalen 
Ökonomie gibt es kein einziges Massenimport­
gut, das so massiv mit Zöllen bzw. Importsteu­
ern belastet wird, wie das Öl aus den OPEC­
Staaten. Zölle und Mineralölsteuern auf das 
OPEC-Öl, die in allen westlichen Industrie­
staaten erhoben werden und bis zu Zwei­
Drittel des Endverbraucherpreises ausmachen, 
haben für die Ölimporteure einzig und allein 
die Funktion, den OPEC-Öimarkt mit einem 
Anteil von ca. i91tJo an der Weltenergieproduk­
tion von den freien, die restlichen 8llt/o der 
Weltprimärenergien- Öl, Kohle, Erdgas und 
Atomenergie- umfassenden Energiemärkten · 
abzuschotten, somit also den Ül-l91portpreis 
künstlich auf einem möglichst niedrigen Nive­
au zu halten und schließlich die Differenz zwi­
schen dem Öl-lmportpreis und dem Endver­
bra~cher-, d.h. dem tatsächlichen Marktpreis, 
selbst zu kassieren. Diese Differenz übersteigt 
in der Regel bei weitem den Ölimportpreis und 
führt dazu, daß folglich auch die Zoll- bzw. 
Steuereinnahmen der Ölimporteure erheblich 
höher sind, als die gesamten OPEC-Einnah­
men. ln der Bundcsrepuhlik Deutschland ent­
fielen beispielsweise vom Endpreis ein"cr 
50-Liter-Tankfüllung Treibstoff, der im Au­
gust d.J. 67,- DM betrug, 41,50 DM (62%) 
auf den bundesrepublikanischen Staat, 14,50 
DM (21,61t/o) auf die Förderländer (Import­
preis), 8,50 DM (12,7%) auf die Mineralöl­
konzerne und 1,50 DM (3,7%) auf die Tank­
stellen. 

Petro-Oiigarchien 
in der Golfregion 

Die Petro-Oiigarchicn in Kuwait, den Emi­
raten und Saudi Arabien sorgen ihrerse~ts da­
für, daß das OPEC-Öl auf einem niedrigen 
Preis gehalten wird, indem sie mit ihrem Öl­
anteil von ca. 40% innerhalb der OPEC stets 
für niedrige Preise eingetreten sind und niedri~ 
ge Preise auch mit ganz wenigen Ausnahmen 
- teilweise sogar durch die Drohung zur Pro­
duktionsauswcitung - durchgesetzt haben. 
Auch die Rolle der Petro-Oiigarchien bei der 
Ölpreisbildung ist, ähnlich wie die der Ölbc-
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stcucrung durch die Vcrbrauchcrstaatcn, ein­
zigartig. Es dUrfte in der internationalen Öko­
nomie kein anderes Beispiel dafür geben, daß 
Warenproduzenten von sich aus eine Preisstei­
gerung für ihre Ware verhindern oder sogar 
bereit sind, z.B .. durch Oberproduktion eine 
Preissenkung zu erzwingen. Ist der Protektio­
nismus der Ölimportsstaatcn aus ihrer Sicht 

nachvollziehbar, so scheint das Verhalten der 
Petro-Oiigarchien gänzlich widersinnig zu 
sein.- Tatsächlich entbehrt auch ein solches 
Verhalten auf den funktionierenden Märkten 
jedweder Rationalität. Doch läßt die doppelte 
Funktion der Petro-Oiigarchien, zum einen als 
Ölproduzenten der Golfregion und zum ande­
ren als· Kapitaleigner in den westlichen Indu­
strieländern zu fungieren, ihr Verhalten als Öl­
produzenten in einem anderen· Licht erschei­
nen. Als Eigner einer in den USA, GroUbritan­
nien, der Bundesrepublik und Japan etc. inve­
stierten Kapitalsumme von mindestens 270 
Mrd. Dollar - wobei Kuwaits Einnahmen aus 
dem Auslandskapital bereits über seinen 
Öleionahmen liegen - folgen die Petra­
Oligarchien offenbar eher der Logik der ölver­
brauchenden Ökonomien westlicher Industrie­
staaten, die bestrebt s_ind, alle Kostenfaktoren, 
insbesondere bei importierten Produktions­
Taktmen, möglichst niedrig Zli halten, al~ den, 
ükunumisdtcn Katiunalitätskritcricn der .ÜI- · 
produktion. Allein die Gesetze. der Tauschöko­
nomie machen es bei der ökonomisch rationa­
len Ressourcenproduktion zwingend notwen­
dig, daß bei nicht regenerierbaren Ressourcen 
mit steigender Ausbeutung und dem Versiegen 
der Ressourcen die Preise. ansteigen müssen. 
Dadurch aber, daß die Petro-Oiigarachieil:der 
Golfregion selbst diese für einen nachhaltigen 
Schutz von natürlichen Ressourcen unzurei­
chenden Marktgesetze außer Kraft setzen, be­
treiben sit· ·das Geschäft der Ölkonsumenten 
und tun so, als wollten sie jene .immensen Öl­
ressourcen, über die sie nur zufällig verfügen, 
so intensiv wie möglich ausplündern, uril auch 
selbst als bald ihrer bereits in die Ölverbrau~ 
eherweh des Nordens geschleusten kapitalisier­
ten Beute zu folgen. ln der Tat sind diese 
parasitären Petro-Oiigarchien in ihrer ökono­
mischen Funktion integraler Bestandteil der 
ölverbrauchenden Industrieländer des ·Nor­
dens und mißbrauchen ihre historischen und 
kulturellen Bindungen mit der Golfregion im 
Interesse des Nordens und gegen die Interessen 
d~r Völker dieser Region und gegen die Natur 
überhaupt. Vor dem Hintergrund dieser Ana­
lyse dürfte nun offensichtlich ·geworden sein, 
weshalb über Jahrzehnte hinweg westliche In­
dustriestaaten gerade diese autoritären, kon­
servativen bis reaktionären und durch keinerlei 
demokratische Institutionen legitimierten 
Petco-Oligarchien stets als "gemäßigte" Öl­
produzenten feierten und sk als vcrlällliche 
Partner in der Golfregion einstuften. Anderer­
seits zeigt sich, daß Ayatollah Khomeini und 
nun auch Saddam Hussein mit ihrer Kampfan­
sage an die Petro-OÜgarchien, ungeachtet ihc 
rer unterschiedlichen Motive, den Nerv des 
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neokolonialistischen Ausbeutungskreislaufs 
getroffen haben. Die Golfregion ist somit ein 
klassisches Beispiel für die Ausplünderung des 
Südens und der Natur durch den Norden und 
sympt_omatisch für die besonders gigantische 
Dimension VQn Ressourcenausbeutu.ng, wenn 
der Gegensatz von Ökonomie und Ökologie 
mit dem Nord-Süd-Gegensatz ineinander­
greift. 

Ein derartig zerstörerisches und auf Un­
gleichheit zwischen Nord und Süd beruhendes 
System, das der latente Transfer von natürli­
clien Ressourcen und Kapital von Süden nach 
Norden in Gang hält, ist wahrlich kein stabiles 
System, das auf Dauer Bestand haben kann. 

Die Verstaatlichung der Ölindustrie 1951 im 
Iran durch 'die bürgerliche und demokratiscll 
legitimierte Kcgierung Mossadegh, die Grün­
dung der OPEC 19(10, die algerischc'Kcvolu­
tion 1962, der Palästineneraufstand, der zu ci-
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ner Dauerkrise in der Region geworden ist, der 
Sturz der Monarchien in Ägypten 1952, dem 
Irak 1958, in Libyen 1969 und schließlich des 
Schah-Regimes durch die islamische Revolu­
tion im Iran 1979 sind markante Stadien eines 
Prozesses zur teilweisen Oberwindung des 
strukturellen Nord-Süd-Gefälles in einem Teil 
unserer Welt, der zwar mächtig in Gang ge­
kommen aber keineswegs abgeschlossen ist. 
Die erste sprunghafte Ölpreissteigerung 1973 
174 und die zweite noch stärkere Ölpreiserhö­
hung 1979, die sinnigerweise aus der Sicht des 
Nordens als die erste und zweite Energiekrise 
charakterisiert wurden, waren Ausdrucksfor­
men der Umverteilul)g von Ressourcen in die­
sem Prozeß. Der Ölpreis der OPEC-Staaten ist 
in der Tat der. einzig ökonomische Hebel im 
Verteilungskampf zwischen dem Norden und 
dem Süden, Wird es wie bisher gelingen, ihn 
mit Hilfe von wirtschaftspolitischen und poli­
tischen Instrumentarien auf einem unterbewer­
teten niedrigen Niveau zu halten, so wird der 
gigantische Kessourcenllull von Süden nach 

Norden aufrechterhalten. Würde es dagegen 
den Golf- und OPEC-Staaten gelingen, das 
oben beschriebene neokolonialistische System 
zu durchbrechen, so würde der Ölpreis steigen 
und auch steigen müssen, damit die einseitige 
Ausbeutung der Golfregion und der Natur ge­
bremst und zum Erliegen gebracht werden 
kann, 

Die westlichen Industriestaaten wollen und 
wollen immer noch ihre gegenwärtig noch be-

stehenden neokolonialistischen Beziehungeil 
zu der Golfregion aufrechterhalten. Dabei ver­
folgen sie gemeinsame wie divergierende Zie­
len. Während sich ihre Interessen hinsichdich 
der Aufrechterhaltung eines möglichst niedri­
gen Ölpreises weitgehend decken, verfolgen 
die Vereinigten Staaten zusätzlich das Ziel, 
über die Kontrolle des Öls in· der Golfregion 
ihre Hegemonialmacht auch gegenüber ihren 
eigenen Verbündeten, den EG-Staaten und Ja-

pan, Nachdruck zu verleihen. In diesen ihren 
Sonderinteressen mag auch begründet sein, 
daß die Vereinigten Staaten mit erheblich grö­
ßerem Eifer als die EG-Staaten und Japan be­
reit sind, in der Golfregion auch militärisch zu 
intervenieren und wenn möglich, sogar auf 
Dauer dort präsent zu sein. Bei der massiven 
militärischen Intervention der USA in der 
Gol.fregion geht es also niCht in erster Linie um 
die Verteidigung der staatlichen Souveränität 
Kuwaits, sondern um wesentlich mehr. • 

MohasenM..,.nit 



Offener Brief der GRONEN(beschlossen auf dem Sonderparteitag, Bayreuth, 23.9.90) 

So-ldaten und Rekruten der Bundeswehr und der NVA!. 

Verweigert Euch dem Aufrüstungskurs der zukünftig gesamtdeutschen Armee! Laßt 
Euch nicht. als Kanonenfutter für einen Krieg am Golf oder anderswo einplanen! 

Am 1.10. bzw. 4.10. werden wieder bundesweit 
und DDR-weH Ober 100.000 Rekruten zum Wehrdienst 
bei Bundeswehr und NVA einberufen. 

ln Eurer DienstzeH stehen große Verloderungen 
an: Die NVA wird mH dem ZUsammenschluß der 
BRDDR zu einer Tellstreitkraft der Bundeswehr, die­
se wird sich zunlchst in der Kommandostruktur, 
darin mH Kampfverbinden naeh Osten in den Bereich 
der bisherigen DDR ausdehnen. 

Die Gesamtzahl derdeutschen Soldaten wird zwar· 
auf 370.000 Mann verringert, aber die laufenden RO­
stungsprojekte-West und Modemlsl,rungen in Aus­
rOstung, Ausrichtung und Struktur werden real eine 
Kampfkratt-Steigerung bringen - also keine AbrO­
stung. 

Die Bundesregierung will das Grundgesetz In­
dern, um die Bundeswehrkünftig auch außerhalbdes 
bisherigen NATo-Auftragsbereiches einzusetzen zu 
können- z.B. an der SeHe der USA am Golf. Die SPD 
Ist auch dafOr. Sie Ist zufrieden, wenn dies nur 
"multinational und Im Rahmen der UN" geschieht. 

Keine Intervention und keine Bundesmarine in den 
Golf 

Die Annektion Kuwaits durch den Irak ist ein völker­
rechtswidriger Akt der Aggression, der rückgängig ge­
macht werden muß. Die irakisehe Diktatur zeigt erneut 
jene Brutalität im Umgang mit Menschenrechten und Völ­
kerrecht, die sie bei der Ausrottung der Irakischen Oppo­
sition, bei den Giltgasangriffen auf irakisehe Kurden und 
bei dem Angriff auf den k"an araden Tag legte. 

Doch gerade die westlichen Staaten, die heute am lau­
testen nach einer militärischen Antwort rufen, haben we­
sentliCh dazu beigetragen, den Irak zu dieser Aggression 
zu befähigen: FrankreiCh, Bundesrepublik, Sowjetunion, 
USA und Großbritannien haben den Irak hemmungslos 
mit RüstungsgOlem und ROstungstechnologien versorgt. 
Auch Kuwait selbst und Saudi-Arabien haben den Krieg 
gegen den Iran mit·ihrenÖI-Dollars mitfmanziert. Die USA 
habendarüberhinaus kein Recht, sich als dergroße Hüter 
des Völkerrechtes darzustellen, haben sie doch selbst 
noch in jüngster Zeit in anderen Staaten militärisch einge­
griffen. 

DIE GRÜNEN begrüßen die raschen und konsequen­
ten Boykottbeschlüsse des UNO-Sicherheitsrats gegen 
den Irak. Wir lehnen das Säbelrasseln der USA und ihrer 
Verbündeten und ihre kriegSträchtige militärische lnter­
ventionspolitik ab. Sie steht niCht im Einklang mit der 
UNO-Beschlußlage. Die Hand1ungsaltemative heißt niCht 
militärisches Eingreifen oder Appeasement. Der hochver­
schuldete und stark von Importen abhängige Irak muß 
durch ein konsequentes und allumfassendes Embargo 

Gt zum ROckzug gezwungen werden. 
w 

Dieses Ziel wäre leichter zu erreiChen, wOrdenalljene 
Ressourcenund Energien, die heute in den Aufmarsch für 
den Krieg investiert werden, dazu genutzt, wirtschaftliche 
Sanktionen so effektiv wie mögliCh zu gestalten. 

Die Golf-Krise darf zugleiCh nicht zum Anlaß genom­
men werden, deutsche Ansprüche, als ökonomisch und 
zunehmend auch politisch in Europa dominantes Land in 
den Kreis der Großmächte aufzurücken, nun mit ·Ger­
mans tothe Front« zu untermauern. Zwischen CDUICSU, 
SPD und FDP hat man sich offenbar bereits auf eine 
entsprechende Änderung des Grundgesetzes für Bun­
deswehr·Einslitze außerhalb des NATO-Gebiets verstän­
digt. 

. Sagt Nein! 

Eure Verfügbarkeil als Soldaten für diese Planungen 
ist ein wesentliCher Faktor ihrer Durchführbarkeij: Wider­
stand, politischer Protest und Verweigerung aus den 
Reihen der Armee selber mithin ein ernsthafter Störfaktor 
für die Planer im Kabinett und auf der Hardt-Höhe bzw. in 
den NATO-Headquarters. 

Wir rufen Euch ganz besonders deshalb dazu auf: 
Verweigert Euch diesen Planungen! Verweigert den 
Kriegsdienst, verlaßt die Armee! Laßt Euch nicht zum 
Kanonenfutter fOr eine verfehlte und nicht dem Frie­
den und der UnabhlnglgkeH unseres Landesdienen­
den PoiHik machen -denn Ihr werdet es sein, die als 
erste fOr Großmachtambitionen und militärische 
Abenteuerden Kopf hinhalten müssen. Wenn Ihrden 
Befehl bekommt, ln einen Krieg lrgendwo auf der 
Welt zu gehen, dann SAGT NEIN und BEGEHt FAH­
NENFLUCHT! 

Wirwollen daß es keinen Krieg mehr gibt- niCht um Öl, 
nicht um frernde·Länder, niCht um V.orherrschaft und 
Machtansprüche ! 

DIE GRÜNEN lehnen jedes militärische Eingreifen der 
Bundeswehr am Persischen Golf ab. Sie halten die indi-

rekle Unterstützung der Bundesregierung für militärische 
Operationen am Golf (Geld zur Finanzierung, Waffen der 
Bundeswehr, Transportmittel) für falsch. Die Bundesre­
publik darf nicht Transitstelle des Aufmarsches der USA 
sein. 

Der Konflikt am Golf muß durch weltweiten politischen 
Druck gelöst werden, niCht aber durch militärischen. Eine 
militärische Konfrontation dient nur jenen, die westliehe 

· Militärpräsenz an den Ölquellen der Region längerfristig 
sicherstellen wollen und nach dem Ende des Ost-West· 
Konfliktes neue Rechtfertigungen für ihre hochgerüsteten 
Militärpotentiale suchen. Der Feind im Osten wird schlicht 
durch den Feind im Süden zunehmend ersetzt. Das Ende 
des Kallen Krieges darf niCht dazu führen, daß die reiChen 
Länder des Nordens jetzt den Schulterschluß gegen die 
Nationen der sogenannten Dritten Weit üben. So wird die 
Chance zur Abrüstung vertan und die Hoffnung zuniChte 
gemacht, daß am Ende des Ost-West-Konfliktes von 
Europa Frieden statt Krieg ausgeht. 

Europa - die Friedensregion? Deutschland - Gutes 
Beispiel? -

Friedensordnung einen wiChtigen Beitrag leisten, indem 
sie drastisch abrüstet und machtpolitische Selbstbeschrän­
kung praktiziert. Die Entmilitarisiel'\lng Deutschlands ist 
ein wichtiger Schritt auf dem Wege zu einer Entmilitarisie­
rung der europäischen Politik. 

Kriegsursachen abbauen 

Es war und ist selbstverständliChe Aufgabe der GRÜ­
NEN, nationalistische Großmachtgelüste zu bekämpfen. 
Statt Nationalstaaten zu stärken, ist es Forderung grüner 
Politik, deren Hoheitsaufgaben nach oben an supranatio­
nale Institutionen und nach unten an die Regionen abzu­
geben. 

Abrüstung allein schafft noch niCht Frieden. Frieden 
kann nur geschaffen werden durch die Veränderung der 
ungerechten weltwirtSchaftliehen Strukturen hin zu einer 
ökologisch-solidarischen Wellwirtschaft. Kriegsursachen 
lassen sieh lek:hW abbauen, wenn es geHngt, die Lebens­
und Überlebenschancen aller Völkerunter Beachtung der 
ökologischen Belastbarkeit des Globus auf möglichst 
hohem Niveau anzugleiChen. · 

ln Westeuropa wird weitergerüstet Die Hoffnung, daß DIE GRÜNEN erklären: 
auf den Zerlall des östlichen Militärblocks lind das durch • Wir werden uns jeder Grundgesetz-Änderung, die den 
die revolutionären Veränderungen in Osteuropa herbei- weltweiten Einsatz der Bundeswehrunterwelcher Flagge 
geführte Ende des bisherig~ Ost-West- Konflikts jetzt auch immer ermögliCht, mit all unseren Möglichkeiten 
auch eine Auflösung der NATQ und drastische Abrüstung widersetzen. Wir fordern insbesondere auch die SPD auf, 
im Westen folgen würde, erweist sieh als falsch. derartigen Grundgesetzänderungen ihre Zustimmung zu 

Das westliche Bündnis sucht eine neue Rolle für sich verweigern. Auch im UNO-Rahmen wäre eine Beteiligung 
selbst und die Militärpotentiale seiner Mitglieder. Die der Bundeswehr an Militäreinsätzen politisch verhängnis­
mimärischeZusammenarbeitderwesteuropäischenLän- voll, da dies als •Türöffner« für andere Einsatzformen 
der im Rahmen der Westeuropäischen Union und der etwa im Rahmen der WEU oder NATO dienen könnte, 
Europäischen Union wird ausgebaut. Wäbrend militäri- • Wir lehnen jegliChe direkte oder indirekte Beteiligung 
sches Eingreifen gegen Länder der sogenannten Dritten der Bundesrepublik an militärischen Eingreifaktionen am 
Weil zunehmend als legitime Aufgabe der NATO-Staaten Persischen Golf ab, sei es in Form von Kompensations­
liolfähig gemacht wird, wird zugleiCh auch bereits über maßnahmenoder in Form der Mitfinanzierung der militä­
eineAusweitungderNATOnachOstennachgedacht. Für rischen Maßnahmen der USA. Wir fordern einen Abzug 
beide Aufgaben werden hochmoderne, beweglk:he·und aller am Golf aufmarschierten Truppen in ihre Heimatlän­
schlagkräftige Streitkräfte geplant, die die anstehenden der. 
zahlenmäßigen Reduzierungen kompensieren sollen. An • Wirfordern einekonsequenteund internationalverbind­
der militärischen Handlungsfähigkeit der NATO-Staaten liehe Boykottpolitik gegen den Irak, bis die Unabhängig­
wird nicht gerüttelt- sie soll flexiblergestaltet und gestärkt keit Kuwaits und das Recht auf Selbstbestimmung wie· 
werden. Beispiel Bundeswehr: derhergestellt sind, und zu einerumfassenden Den)Okra-
• Wozu braucht Deutschland noch 370.000 Soldaten? tisierung in Kuwail genutzt werden können. Die Blockade 
• Wozu braucht es neue, milliardenfeure Waffensysteme darf sieh nicht auf Medikamente und Nahrungsmittel 
wie den Jäger 90, neue Fregatten oder den neuen Hub- beziehen. Das gezielte Aushungern von Zivilisten ist 
schrauber NH90? politisch und moralisch unerträgliCh und völkerrechtswi­
Wozu finden weiter militärische Augübungen und Manö· drig. 
ver statt? • Der israelisch-arabische Konflikt steht im engen Zu· 

Diese Politik der NATO-Länder blockiert Abrüstung sammenhang mit der Golf-Krise. Wir Iordern eine interna­
und verhindert den Aufbau einer gesamteuropäischen tionaleNahost-Konferenz, fürdiedieBeteiligungderPLO 
l"riedensordnung unter Beteiligung der UdSSR utld auf und die Anerkennung des Rechts des palästinensischen 
Basis der KSZE Aber: Die Zeit drängt, eine solche Frie· Volks auf einen eigenen Staat genau so unverzk:htbar ist 
deosordnungendliCh zu gestalten. Schon auf dem KSZE· wie die Anerkennung des Staates Israel durch die arabi­
Gipfel im November dieses Jahres sollte einen Verhan- sehen S!aaten. Diese Konferenz ·sollte im Nahen und 
dlungsaultrag für eine gesamteuropäische Friedensord- Mittleren Osten eine ABC-waffenfreie Zone schaften. 
nung unter Beteiligung aller KSZE-Staaten erteilt werden. • Wir erneuern unsere Forderung nach einem ··totalen 
Die KSZE selbst bedarf des Aufbaus institutionalisierter Verbol jeglicher Rüstungsexporte und fordern, daß die für 
Arbeitsstrukturen, demokratischer Kontrolle von unten dieRüstungsexporteausderBRDandenlrakverantwort­
und der Öffnung für die Mitarbeit von Basisbewegungen Iichen Regierungsmitglieder und Regierungsbeamten sowie 
aus den Mitgliedsländern. die beteiligten Firmen zur Verantwcrtung gezogen wer-

Die Bundesrepublik kann in Vorgrifl.auf eine solche den. 

V.i.S.d.P.: DeEaa-i; Eberhard Walde. Colmantstra6e36, 5300 Bonn 1, Tel.: 0228-7261336 
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Kriminalisierung 

Die AnkOndlgung des Gerichts, am 30.10. 
du Urteil zu sprechen, blieb Wunschden­
ken des Vorsitzenden Richters. Stattdessen 
l8h lieh du Gericht mit einer Flut von An­
trigen der Verteidigung konfrontiert, die 
erst einmal abgehandelt werden mossen. 
Bllher Ist ein Ende nicht ln Sicht, obwohl 
du Gericht vorsorglich erst einmal nur bis 
zum 14. Januar die weiteren Proze8tage ter­
miniert hat. 

Die melstan der Ober 40 jetzt gestellten Be­
welsantrlge wurden vom Gericht aber ein­
fach abgebOgelt: entweder sie wurden ab­
gelehnt, oder einfach als wahr unterstellt. 
Nachgegangen wurde dagegen den Beweis­
antrAgen zu Schmauchspuren und zum 
Schußwinkel der Tatwaffe, Entscheidendes 
Ist dabei allerdings nicht herausgekommen. 
Ebeneo wurde einem Antrasg nachgegan­
gen, daß Andreas Eiehier ln seiner Bundes­
wehrz81t an Waffen und Pistolen ausgebll· 
c:1et worden Ist. Geladen wurde dafor sein 
frOherar Auebllder. Dieaar konnte dlesa Fra­
ge allerdings auch nicht genau klAren. 
FOr reichlich Verwirrung sorgten dann aber 
einige Aussagen von Personen, die sich frO· 
her geweigert hatten, vor Gericht auszusa­
gen. Sowohl Frank WeiharmOller als auch 
Michael Möller und Slgrun Gabrial erschie­
nen vor Gericht und beantworteten die lh· 
nen gestellten Fragen. Sie waren von der 
Verteidigung geladen worden, um zu bewel­
..., daß es keine "ttrrorlstlsche" bzw. "kri­
minelle" Vereinigung gegeben hat, weil be­
stimmte Voraussetzungen g'ar nicht gege­
ben waren. Im Fall von Slgrun Gabrlel, die 

unerkllrllcherwelse ohne Anwlltln vor Ge­
richt erschienen war, konnten Gericht und 
Bundesenwaltschaft sie dermaßen ln die 
Enge dringen, und sie somit zu Aussagen 
bewegen, die sie ansonsten sicherlich nicht 
gemacht hltte. 
Um der ganzen Antragsflut der Verteidigung 
etwas Einhalt zu gebieten, ging die Bundes­
anwaltschaft sogar so weit, Im Verfahren 
gegen Andreas Eiehier drei Anschlagsvor­
worte fallen ZU lassen, da sie fOr den Prozeß 
unerheblich seien. 
Und dann gab es doch noch eine Oberra· 
schung. Das Gericht hatte jedenfalls wohl 
nicht mit so etwas gerechnet. Die Verteldl· 
gung von Frank Hoffmann stellte zwei An· 

trlge, um jewell& eine Person aus Bonn und 
Berlln zu laden. Diese könnten aussagen, 
daß Frank Hoffmann nicht geschossen hat. 
Der eine soll am 2.11. einen SChOtzen am 
Gundbach gesehen und diesen sogar ange­
sprochen haben, worauf dieser antwortete 
und sich dann aber wieder entfernte. Diese 
Person soll keinerlei Ähnlichkelt mit Frank 
Hoffmann haben. 
Der andere geladene Zeuge kann dazu aus­
sagen, daß er just zu der Tatzelt mit Frank 
Hoffmann geredet habe und daß Frank 
Hoffmann gar nicht der SchOtze sein konn­
te, da er zu dieser Zelt damit beschlftlgt 
war, den Polizeifunk abzuhören. 
Diese belden zeugen sind fOr die nlchste 
lelt geladen. Ob dies allerdings tatsichlieh 

noch zu einer Wende Im Proze8 fOhrt sei da· 
hin gestellt. Prozeßbeobachterlnnen gehen 
davon aus, daß das Gericht schon lAngst 
das Urteil gefAllt hat. 

Schriftliches Urteil 
Mittlerwelle Ist auch das schriftliche Urteil 
zum ersten Komplex des Startbahnprozes­
ses erschienen. Darin wird der Prozeß aller­
dings ganz anders wiedergegeben, als wie 
Prozeßbeobachterlnnen dieses erlebt ha­
ben. Von WidersprOchen keine Spur. Alle im 
Prozeß gemachten Widerrufe tauchen im 
Urteil nicht auf, bzw. werden dahingehend 
kommentiert, daß diese nur das Produkt der 
Aussageverweigerungskampagne sind, 
durch die die Zeugen und Angeklagten mas­
siv von der Scene unter Druck gesetzt wor­
den sind. 
Ebenso tauchen die gesamten ersten Aus­
sagen von Andreas Eichler, Mike f<uth und 
Baidur Oplflclus in der UrtellsbegrOndung 
auf. 

ln der schriftlichen Fassung wird das Beste­
h\tn einer zur damaligen Zelt "kriminellen 
Vereinigung" voll bekrlftlgt. Allerdings wird 
auch darauf hingewiesen, daß in dieser Ver­
einigung niemals der Gebrauch von SChuB­
waffen diskutiert worden Ist 



Kriminalisierung 

lsabel muß draußen bleiben! 
Für diejenigen, die die Entwicklung in den 
letzten drei Wochen nicht mitbekommen 
haben: Isabel hatte einen neueh Ha:ftan­
trittstermin; spätestens am 8. Oktober soll­
te sie in Preungesheim die Haft antreten. 
Dazu die Begründung der Staatsanwalt­
schaft vom 31.8.90: 
.Aus dem Gutachten und der Stellungnah­
meder JVAergibtsich,daB die erforderliche 
Behandlung Ihrer Mandantin in der JVA 
Frankfurt 111 gewährleistet ist Es besteht 
deshalb keine Handhabe mehr für einen 
weiteren Aufschub des Sttafantritts ... • Sie 
soll jetzt also noch 3 Jahre und neun Mona­
te Knast absitzen. Diese Entscheidung ba­
sierte ausschließlich auf einem Gutachten, 
nämlich dem, was wir selbst gefordert hat­
ten -das aber am wichtigsten Punkt in der 
Frage der Haftunfähigkeit nicht eindeutig 
war und der Stellungnahme der JVA, ob­
wohl auch andere Stellungnahmen von Ärz­
ten und anderen Personen vorliegen, die 
die Haftunfähigkeit von Isabel bestätigen. 
An dem Punkt, als der neue Haftantrittster­
min kam, war es das Wichtigste für uns, im­
sere Oberraschung und Empörung klarzu­
kriegen, denn wir hatten in den letzte Mona­
ten vieles aus den Augen verloren: Wir hat­
ten die medizinische Seite und die Durch· 

setzung des Gutachtens zum zentralen ln­
halt unserer Mobilisierung gemacht, ohne 
den ganzen politischen Kontext uns weiter 
bewußt zu machen. Wir überlegten nicht 
mehr an der konkreten Situation, wie wir po­
litisch die Haftunfähigkeit von Isabel weiter 
durchsetzen können. Wir gaben uns des­
halb auch der Illusion hin, daß mit der Durch­
satzung des Gutachtens schon .praktisch 
alles gelaufen Ist•. Entfremdet wurde sehr 
viel -der Kampf, daß Isabel drayBen bleibt, 
blieb abgetrennt von anderen Kämpfen, 
z.B.: zur Situation der anderen Gefangenen, 
zur Zusammenlegung.~u den anderen Haft­
unfähigen, zum Kampf der spanischen Ge­
fangenen. Unser Verhältnis wurde auch un­
tereinander schlechter. Wir hatten uns öfter 
in blockierenden Diskussionen fast aufge­
rieben. Dabei verloren wir unser Ziel immer 
mehr aus dem Auge. Das waren Gründe, wa­
rum es keine Praxis und keine Mobilisie­
rung mehr seit Monaten gab. Dieser Still­
stand hat ihnen den VorstoB gegen Isabel 
jetzt leichtgemacht 
Als der Haftantrittstermin da war, gab es 
wieder etwas Bewegung: 
• die Verabschiedung einer Resolution 
zu Isabel von Teilnehmerinnen des Kon­
gresses 500 Jahre Kolonialismus in Frank-

Razzia im Antiquariat 
Im Rahmen des Bürgerkriegseinsatzes ge­
gen die 13 besetzten Häuser in der Mainzer 
Straße ist auch das Antiquariat für DDR-Li­
teratur im Tuntenhaus Forellenhof geräumt 
worden. Aufgrund der Verankerung des An­
tiquariats im politschen Kampf der besetz­
ten Häuser um menschenwürdigen und be­
zahlbaren Lebens-, Wohn- und Arbeitsraum 
und der besonderen Ausrichtung des Anti­
quariats auf die Bewahrung eines Teils der 
Literatur und Kultur der DDR war das Anti­
quariat zwangsläufig auch mit Ziel des poli­
zeistaatliehen Angriffs auf die Straße. 
Die Polizeiführung konnte zu einer Zusage 
bewegt werden, den Bestand des im Laufe 
der erfolgten Räumung unbeschädigt ge­
bliebenen Antiquariats zu sichern und he­
rauszugeben. Der Beginn des Abtransports 
wurde für den 15.11.1990 ab 14.00 Uhr verab­
redet 
ln der Nacht zum 15.11. wurde das Antiqua­
riat durch die Polizei vollständig verwüstet 
und das Bücherlager weitgehend· zusam­
mengetrampelt Dabei entstand erhebli­
cher Schaden an den Büchern und Schall­
platten, die Bilder wurden von den Wänden 
geschlagen und der gröBere Teil des Mobi­
liars im Rahmen der allgemeinen Polizei­
plünderungen des Eigentums der Besetze­
rinnen gestohlen. Eine Obersicht über den 
noch vorhandenen Bestand an Büchern, 
isnbesonder aus den Verkaufsräumen und 
der öffentlichen Arbeitsbibliothek, ist ge­
genwärtig nicht möglich, da der Abtransport 

in keiner geordneten Form mehr erfolgen 
konnte. Diese mutwillige Zerstörung des 
Antiquariats entspricht den unmittelbar 
nach der Räumung von einer Vielzahl der 
Polizistinnen vernehmbaren. Kommenta­
ren. Das Wüten der Polizei und anschlie­
ßend der Bautrupps in den 13 geräumten 
Häusern ist folgerichtiger Ausdruck des er­
barmungslosen Vernichtungswillen.s die­
ses Staates gegen jede Form des Wider­
stands und der Opposition, gegen jeden 
Versuch eines anderen, selbstbestimmten 
Lebens, das sich gegen die uneinge­
schränkte Herrschaft von Patriarchat und 
Kapital richtet 
Das Antiquariat für DDR-Literatur wird sei­
ne begonnene Arbeit fortführen. 
Wir benötigen für unsere weitere Arbeit 
dringend Unterstützung. Wir benötigen wei­
teren lagerraum und unbedingt neue Ver­
kaufsräume, um umgehend wieder eröff­
nen zu können. Wir bitten alle, die uns unter­
stützen wollen, sich mit Vorschlägen und Ini­
tiativen bei uns zu melden. 
Antiquariat für DDR-Literatur 
c/o Römlein 
FritschestraBe 58 
1000 Berlin 12 
Tel.: (849/030) 312 53 51 

Spendenkonten: 
Sonderkonto .Häuser•, Sparkasse der Stadt 
Berlin West, BLZ 100 500 00, Kontonummer 
06700008346 
Antiquariat für DDR-Literatur, Berliner Bank, 
BLZ 100 200 00, Konto Nr. 0191562200 

furtDort wurden auch Resolutionen zu den 
spanischen und den US-Gefangenen ver­
abschiedet 
e ein unübersehbares Transparent zu Isa­
bel, den anderen Haftunfähigen und fUr die 
Zusammenlegung an der Paulskirche zum 
"Tag der deutschen Schweinheit•. 

e kleinere Artikel, ein Fluggi von uns und 
mehrere Radiobelträge 
e Initiativen der Angehörigen der politi­
schen Gefangenen in der BRD: ein Protest­
brief und der Versuch, ein Gespräch mit Ju­
stizministerin Alm-Merk in Niedersachsen 
über Isabels Situation zu führen; das wurde 
von Alm-Merk jedoch abgelehnt Daraufhin 
hat sich tatsächlich etwas bewegt Auf­
grund des öffentlichen Drucks reagierte 
das Justizministerium und machte Isabel 
ein .Angebot•, das sich jedoch nur auf einen 
weiteren Haftaufschub wegen einer bellsa­
bel anstehenden zweiten Operation bezog. 
Für die Beantwortung der zuerst allgemein 
gestellten Fragen (z.B. ob sie sich lieber im 
Knast oder vorher operieren lassen will) 
setzten sie Isabel eine Frist bis zum 
16.10.90, in der sie schriftlich- konkrete 
Schritte für eine Operationsvorbereitung 
unternimmt, z.B. sich um einen Vorberei­
tungstermin bei dem Chirurgen kümmert, 
der sie dann operieren würde. Bis zum 
16.10.90 wurde ihr zugesichert, daS der Haft­
befehl gegen sie nicht vollstreckt würde. 
Diese Reaktion des Staates sehen wir so: 
Ihr Ziel ist es,lsabel einzubuchten; sie, wie 
so viele andere, trott schwerer Krankheit 
als haftfähig zu erklären. Da hat sich nichts 
bewegt 
Nurwie sie das durchziehen wollen, hatsich 
geändert Erstmal ein humanistisches Män­
telchen für die Augen der Öffentlichkelt an­
legen, gleichzeitig auf Isabel den Druck zu 
erhöhen, und die von einem Arzt vorge­
schlagene Operation als Erpressungsmittel 
gegen sie einzusetzen. Sie sind nur bereit, 
die Operation unter ihren Bedingungen zu 
akzeptieren. Sprich: Isabel soll sich jetzt 
husch, husch noch ein paar Symptome weg­
schnippsein lassen - damit es be8$er aus­
sieht Und dann elnknasten - wie gehabt 
Unabhängig von irgendwelchen medizini­
schen Schritten, die Isabel für sich be­
stimmt: Isabel muß draußen bleiben! Frei­
lassung aller Haftunfähigen! Günter Son­
nenberg,Ciaudla Wannersdorfer,Aii Jansen 
und Bernd Rössner müssen raus, sofort! 

Initiative Isabel muß draußen bleiben! 
Kontakt zu uns: Bunte Hilfe Darmstadt 
clo Wllhelm-Leuschner-Str. 39 
6100 Darmstadt 
Tel.: 06151/20480 (Anrufbeant) 
Wir brauchen dringend materielle Un­
terstützung. Alle Spenden könnt lhr·un­
ter dem Stichwort Isabel auf das Konto 
der Bunten Hilfe Darmstadt, Sparlqlsse 
Darmstadt, Konto-Nr.: 1100 3354 (BLZ 
508 501 50) einzahlen. 
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Persischer Golf 
Wir berichten kontinuierlich über 
den Verlauf der Golfkrise. 
Wir bieten Hintegrund zu 
Krisenstrategien, zu regionalen 
Verwicklungen, zu 
Waffengeschäften,zu 
Innenansichten der Konfliktparteien. 

Nr.10/0ktober 1990 
Für Bush in den Golfkrieg? • Kein 
Ausweg aus der Kuwaitkrise? • lrak­
BRD: Illegale Giftgasgeschäfte • Aufruf 
zu einer gewaltfreien Lösung der 
Golfkrise 

Nr.11-12/Nov.-Dez.1990 
Golfkrise vor dem Siedepunkt • 
Innenansichten aus dem Irak • 
Irakische Opposition zum Golfkrieg 

Nr.1 I Januar 1991 
Golfkonflikt - ein Verteilungskrieg? • 
Innenansicht Kuwaits • Chancen für 
einen Kompromiß? (erscheint Ende 
Dez.) 

40 Seiten, 4,50 DM 
Probeabo: 3 Hefte für 10 DM; 
keine automatische Verlängerung 
Jahresabo: 42,50 DM; Ausland: 48,50 DM; 

·-------------------------X 
Coupon bitte einsenden an: lnterabo, 
Postfach 103245,2000 Harnburg 1 

Ichmöchte 
0 ein DRITTE WELT Probeabo (gegen 

Vorkasse: 1 0-DM-Schein oder Scheck) 
0 ein DRITTE WELT Jahresabo 

Vorname, Name 

Straße 

PLZ,Ort 

Datum, Unterschrift 

V~: Ich weiß, daSich die Bestel­
lung innertlalb einer Woche bei lnterabo, Wenden­
straße 25, 2000 Hamburg 1 widerTUfen kann Ufld 
bestätige dies durch meine 2. Unterschrift. Zur 
Fristwahrung genügt die rechtzeitige Abs«ldung 
des WlderTufs. 

Datum, Unterschrift 

DRITTE)"'WELT 

66 

Monatsmagazin für internationale 
Politik, Wirtschaft und Kultur 

ENERGIEWENDE 
magszJn 

Unsere Themen: 
Energiesparen 
altemative Er.rgiepoltlk 
Grundlagen 
praktische Tlps 

Erscheint 4x jähr1ich 82,00DM 
Informationen und Bestellungen: 
Krämer-Back, ln der Wtedheck 6 
6604 Brebach-Fechingen, 
Tel.: 0681/871124 

* ...i PROJEKTil 
anarchbtlsches matazln .IL .......... 
Die Kritik an den herrschenden Ver­
hältnissen zur Waffe zu machen, 
war der Anspruch, der aus unserem 
•Zeitungsprojekt• das PROJEKTil 
werden lieB. Das Selbstverständnis 
als anarchistisches Magazin ist das 
Selbstverständnis seiner Mache­
rinnen, d.h. dal sich das PROJEK­
Til weniger auf anarchistische 
Theorien bezieht, als dal es Aus­
druck lebendiger Bewegung in der 
Offenheit und Auseinandersetzung 
zu anderen linksradikalen und au­
tonomen Bewegungen in der Brd 
ist. Das PROJEKTil will als anarchi­
stisches Projekt diesen Ausdruck 
revolutionärer Bewegung wi­
derspiegeln. 
Als Zeitung aus der lokalen Bewe­
gu.ng veröffentlicht es Aktuelles 
und Diskussionen, die lokalen Be­
zug haben, äußert sich aber auch 
zu überregionalen Themen und 
Diskussionen. Da die kleine 
Stammredaktion nicht in der Lage 
ist alles alleine zu machen, hier 
noch der Aufruf uns alles zuzu­
schicken, woran Ihr gerade disku­
tiert (am besten sogar auf Dis­
kette). 

Clao, das Redaktionskollektiv 

PROJEKTil, cfo Themroc, Bremer 
str .42, 4400 Münster. 

Die neuste Ausgabe Doppei­
Nr. 11/12 Oktober 1990 enthält: 
Diskussion um Golfkonflikt • Ene, 
mene, miste •.• Knastrevolten 1990 
• Wahlboykott t • Häuserkampf: 
Der Konflikt um die Steinfurter­
str.107 • Wunsiedel: Zur Gecs­
hichte und aktueller Bericht zum 
Faschoaufmarsch im August • Pa­
triarchatskritik: Über den weitläu­
figen Irrtum .•• • etc. 
Abobedingungen: 32 dm (incl. 
Porto) für 10 Ausgaben auf das 
Konto: 

J.Essig,llünster 
Postgiroamt Dortmund 

Kto.Nr. 3605 81 - 467 
Probeheft gegen 6 dm (lncl. Porto) 
in Briefmarken oder Scheck: 
Projektil, cfo THEMROC, Bremer­
str .42, 4400 Münster 

Schwarzer Faden 
Vierteljahresschrift für Lust 

und Freiheit 
Nr. 3/90 (laufende Nr.36) enthält: 

* Entmilitarisierung! 
Text vom Bundestreffen der 

Totalen Kriegsdienstverweigerer * Der Berliner Häuserkampf hat 
Lummer überlebt! Übersteht er 
seine eigene Bürokratisierung? 

aus: telegraph 
* Die Festung Europa 

von Herby Sachs 
* Flüchtlingspolitik in 

Mittelamerik~ 

von Rainer Hammerschmidt und 
Manfred Lontke 

* Überleben in der Wirtschafts­
krise und die Wurde des 

Menschen 
von Veronika Bennholdt-Thomsen 

* Kongreß der Radikalen 
Linken 

von Peter Walter 
*Kritik an der "basisdemokra­

tischen" PDS/Linken Liste 
von Wolfgang Haug 
* Die T AZ lügt! -

über das Umgehen mit einer 
ehemals linken Zeitung 

vonTodor 
* Der Intellektuelle als Cineaste 

- zum Dokumentarfilm 
Emile de Antonios 

von Jörg Auberg 
Außerdem: Nationalismus-Diskussion, Teil 
3; Anarchismus-Diskussion, Teil 1; 
Anarchistische Bewegung in Polen, Rezen­
sionen zu Geronimos "Feuer und Flamme", 
zu einem neuen Video über einen anarchi­
stischenSpanienkämpfer, zu Lustigcrs Buch 
zu Juden im Spanischen Bürgerkrieg, über 
die Stammkneipe der "Rheinischen Pro­
gressiven" u.a. auf72 Seiten. 

Einzelnummer 6.­
Sondernummer Feminismus 6.­

Sondernummer (Nr.-12) 10.­
SF~ABO: (4 Nrn.) 20.-

Red Schwarzer Faden; PF 1159 
7043 Grafenau-1 
Tel. 07033-44273 



• Alternativen ;um 
Parlament 

•• 

Mit HighTech die Gesellschaft im Griff_ Schwerpunktthema über 
ISD~. Kartentelefone. den Sozialversicherungsausweis und 
was das so mit sich bringt... Interview mit ISD~ Kritiker Her­
bert Kubicek ... ISDN in Alternatiren Beirieben ... Volkszählung 
in Österreich... Ratschlag zu Stand und Per-
spektive von Stadtteilkultur Radio-
Initiati\·-Treffen Schweiz: Mackie Messer über dem Direktionspult? 

.\lternative Bankeröffnung Stadterneuerung in der ehemaligen DDR 

- Chancen für Genossenschaften? 
z.b. Sozialtherapie in Bayern ... u.r.m. 

Briefe aus dem KnasL 

•••••••••••••••••••••• I 

»WER WAHLT, HAT ~t~·::a~;~rto. 
1 Das .\lies und noch viel mehr. .. 
: in CONTRASTE. für 6 ~lark frei Haus! 
I !Jich will die neue CO~TR-\STE 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

DIE EIGENE Rabatte: 
ab 5 Ex.: 30%. 

STIMME BEREITS ab 50 Ex.: 40% 
ab 100 Ex.: 50% 

ABGEGEBEN!« 

l eGWR. graswurze schillerstr. 20 

I 
I 
I 
I 

~'Ieine Anschrift: 

6 D~l Briefmarken/Scheck habe ich beigelegt. 

Coupon bitte ausschneiden und einsenden an: 

I 
I 
I 
I 
I 
I ---revolution 6900 Heide/berg 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

CONTRASTE, Gaisbergstr. 97. Postfach 10~5 20, I 
6900 Heidelberg 1 11/90 : 

I' 0 R 'C II l' N (; ' I o I' R N A I 

Aafsälze, Berichle, Kommentare, Analysen, 
Dobmente, Rezensionen, Bibliographie & 
I nfomarkJ. 4 x pro I alrr aJ!.f 122 Seiten. 

PRAXIS MIT REFLEXION. 
ANALYSE MIT SUBSTANZ. 

KONZEPTE MIT KONTUREN. 

~genexperten in der 
Risikogesellschaft Heft 1/90 

~' ~oziale Bewegungen und 
~politischer Wandel im Osten 

Europas Heft 2/90 

~~zialstruktur und kulturelle 
Praxis Heft 3/90 

(l;oßstadt und neue soziale 
Bewegungen Heft 4/90 

~~a~e~m,... überden Iudibondei ~ 
llalellln.!cmft .... Aholbwlcldlll&: ~ 
SP·\Ir!J& DaniCbhuolnl!c 31, 3S~ Matug 
Redokliclllslnachrifl: 
F~ Neue SozialcBcwqp~geo 
t/o Dr. Tbcmal Lcif, Nctmmln8c 12, 6DlWicR!eo 

LIBEBTÄB '81 
A.narc/ai•tilc/aer Wandkalender 

•Frauen der Anarchie« 
HERAUSGEGEBEN VON •DAS ANARCHIV• 

Der Wandkalender für das Jahr 1991 hat zum Thema 
•Frauen der Anarchie• 

und stem zw011 Frauen aus zwei Jahrhunderten 
in Bild, Kurzbiographie und Zitat vor. Es handelt sich 
Obelwiegand um Frauengastelten, die, Feministinnen 

und Anarchistinnen zugleich, beide Bewegungen 
nachhaltig prlglen und zu Unrecht vergesssn sind. 
in einem einleitenden Essay gehl Comelia Regin 
an einem historischen Beispiel der Frege nach, 

inwieweitsich Anarohismus und Frauenemanzipation 
bedingen oder widersprechen. 

Der dreifarbige Kalender wird vom Anarchistischen 
Dokumentationszentrum •Das AnArchiv• 

herausgegeben, desean Rnanzierung der'E11ösdient. 
Die Portraits sind so gestaltet, 

daß sie gerahmt -uen können. 
llestllllungen bille an: 

AllArchiv · Hauptstr. 118 · 6730 Neustedt/Welnstr. 
22,- DM (inct. Polio u. Verpackung) 

als Scheck/ Schein /Marl<en im Couvert beilegen. 

L.N=AS93A Nr.4 ist da! 
TheJm: Wir kotz91 auf l:aJtschlard, 
Wllboykott!, Knastrevolte in St:rn.bing, 
Zun Wllsein: lmrchie! ,liiuserkmpf in 
B.Jllin & H:rg>ver,Eifersucht: l.lrsadm 
m:l ni:iglidle 1-eiltrg, Gott hat sidl er­
sctossal,BekEliTllbrief zun Selbamctn, 
Altifa, ... 
Elestelle1 bei: LhwälzzEntrun,Scham­
tnrststr. 57' (}.4400 MJlster. 
Preis: 3,00 (}1 in Briefirark91,Jahres­
ai:D: 10 l'kk-Sc:hein. Wi.e::lerverkäufer­
Irral: 5 Stk: 10 Pi~. l'llr bar & im 
voraus. Knastexmplare frei. 
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